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Beginn der Sitzung: 17:04 Uhr 

Einziger Tagesordnungspunkt

Antrag der Abgeordneten Dr. Florian Toncar,  
Christian Dürr, Frank Schäffler, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der FDP 

Basel III-Finalisierung – Kreditversorgung 
Deutschlands erhalten 

BT-Drucksache 19/17745 

Vorsitzende Katja Hessel: Guten Tag meine Damen 
und Herren, ich eröffne die Sitzung und begrüße 
zunächst alle anwesenden Sachverständigen. Herz-
lichen Dank, dass Sie der Einladung zu unserer 
heutigen Anhörung gefolgt sind. Dies gilt auch für 
Herrn Prof. Dr. Hellwig von der Max-Planck-Gesell-
schaft zur Förderung der Wissenschaften, der uns 
per Videokonferenz zugeschaltet ist.  

Die heutige Anhörung wird vom Parlamentsfernse-
hen aufgezeichnet und zeitversetzt auf Kanal 1 
übertragen. Anschließend ist sie auch in der Media-
thek des Deutschen Bundestages abrufbar. 

Gegenstand der Anhörung ist der Antrag der Frak-
tion der FDP „Basel III-Finalisierung –Kreditversor-
gung Deutschlands erhalten“ auf BT-Drucksache 
19/17745. 

Soweit Sie als Sachverständige davon Gebrauch  
gemacht haben, dem Finanzausschuss vorab eine 
schriftliche Stellungnahme zukommen zu lassen, 
sind diese an alle Mitglieder des Ausschusses ver-
teilt worden. Sie werden auch Bestandteil des Pro-
tokolls der heutigen Sitzung. 

Ich begrüße sodann die Kolleginnen und Kollegen 
des Finanzausschusses und, soweit anwesend, die 
der mitberatenden Ausschüsse.  

Für das Bundesministerium der Finanzen darf ich 
Herrn Oberregierungsrat Dr. Cordes begrüßen.  

Ferner begrüße ich die Vertreter der Länder. 

Zum Ablauf der Anhörung: Für die Anhörung ist 
ein Zeitraum von 1 Stunde und 30 Minuten vorge-
sehen, also bis ca. 18:30 Uhr. Ziel ist es, möglichst 
vielen Kolleginnen und Kollegen die Möglichkeit 
zur Fragestellung zu geben. Um dieses Ziel zu  
erreichen, hat sich der Finanzausschuss in dieser 
Legislaturperiode für ein neues Modell der Befra-
gung entschieden, d. h. die vereinbarte Gesamtzeit 
wird entsprechend der Fraktionsstärke in Einheiten 

von jeweils 5 Minuten unterteilt. In diesem Zeit-
raum müssen sowohl Fragen als auch Antworten 
erfolgen. Je kürzer die Fragen formuliert werden, 
desto mehr Zeit bleibt für die Antworten. Wenn 
mehrere Sachverständige gefragt werden, bitten 
wir, fair darauf zu achten, den folgenden Experten 
ebenfalls Zeit zur Antwort zu lassen. Um Ihnen ein 
Gefühl für die Zeit zu vermitteln, wird die Redezeit 
auf dem Bildschirm hinter mir angezeigt. Nach 4 
Minuten und 30 Sekunden ertönt ein Signalton. 
Dann verbleiben noch 30 Sekunden für die Ant-
wort.  

Die fragestellenden Kolleginnen und Kollegen darf 
ich bitten, stets zu Beginn ihrer Frage die Sachver-
ständigen zu nennen, an die sich die Frage richtet, 
und bei einem Verband nicht die Abkürzung, son-
dern den vollen Namen zu nennen, um Verwechs-
lungen zu vermeiden. 

Die Fraktionen werden gebeten, soweit nicht  
bereits geschehen, ihre Fragesteller im Vorhinein 
bei mir anzumelden. 

Protokollführung: Zu der Anhörung wird ein Wort-
protokoll erstellt. Zu diesem Zweck wird die Anhö-
rung mitgeschnitten. Zur Erleichterung derjenigen, 
die unter Zuhilfenahme des Mitschnitts das Proto-
koll erstellen, werden die Sachverständigen vor  
jeder Abgabe einer Stellungnahme von mir nament-
lich aufgerufen. 

Ich darf alle bitten, die Mikrofone zu benutzen und 
sie am Ende der Redebeiträge wieder abzuschalten, 
damit es zu keinen Störungen kommt. 

Dann können wir mit der Anhörung beginnen. Die 
erste Frage für die Fraktion der CDU/CSU Fraktion 
stellt der Kollege Radwan. 

Abg. Alexander Radwan (CDU/CSU): Meine Frage 
richtet sich an Herrn Hofmann von der Deutschen 
Kreditwirtschaft. Wir haben heute die Anhörung, 
obwohl wir wissen, dass die EU-Kommission sich 
bereits ein Jahr Zeit gelassen hat, einen Gesetzent-
wurf vorzulegen. Ich denke, wir werden sicherlich 
noch einmal eine Anhörung machen, weil wir noch 
nicht wissen, welche Auswirkungen die Corona-
Pandemie sowohl auf die Realwirtschaft als auch 
die Finanzwirtschaft haben wird. Vor diesem Hin-
tergrund ist es spannend, heute die Anhörung 
durchzuführen.  
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Der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht hat sich 
gegen eine signifikante Erhöhung der Eigenkapital-
anforderungen ausgesprochen. Es gibt inzwischen 
Studien u. a. von der Europäischen Wertpapier- 
und Marktaufsichtsbehörde (ESMA), die zu erheb-
lich höheren Eigenkapitalanforderungen kommen. 
Zugleich haben wir in der jetzigen Phase für regula-
torische Erleichterungen gesorgt, damit Eigenkapi-
talpuffer abgebaut werden können. Die Eigenkapi-
talpuffer müssen aber irgendwann wieder aufge-
baut werden. Hinzu kommen die Eigenkapitalan-
forderungen nach Basel III. Daher hätte ich gerne 
von Ihnen eine Einschätzung, wie das alles umge-
setzt werden soll, insbesondere – da wir es heute 
schon im EZB-Jahresbericht hatten– im Hinblick 
auf die Rentabilität unserer Banken. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Herrn Hofmann von der Deutschen Kreditwirt-
schaft. 

Sv Gerhard Hofmann (Die Deutsche Kreditwirt-
schaft): In der Tat ist das Ziel des Baseler Aus-
schusses, eine signifikante Erhöhung der Kapitalan-
forderungen zu vermeiden, für das deutsche Kredit-
gewerbe wie auch für französische und andere  
europäische Banken nicht eingehalten worden. 
Denn es gibt signifikante Kapitalerhöhungen, wie 
Studien u. a. von der Europäischen Bankenauf-
sichtsbehörde (EBA) zeigen. Die Studien variieren 
hinsichtlich der Methodik und der Ergebnisse. 
Aber nahezu alle Studien kommen zu dem Ergeb-
nis, dass eine signifikante Erhöhung der Kapitalan-
forderungen stattfindet.  

Aus meiner Sicht kommen hier drei Effekte zusam-
men: erstens die Corona-bedingten Anstiege der 
Kapitalanforderungen. Dieser Eigenkapitalstandard 
hat eine erhebliche prozyklische Wirkung. Das 
heißt, je tiefer die Wirtschaft in die Rezession 
rutscht, desto höher werden die Kreditrisiken und 
die Kapitalanforderungen. Allein durch diese Pro-
zyklizität werden die Eigenkapitalanforderungen 
signifikant steigen,  

Zweitens kommt die Umsetzung von Basel III 
hinzu, die durchaus noch in diese Phase fallen 
könnte. Denn wir wissen nicht, wie lange eine  
Rezession in Deutschland oder auch in anderen  
europäischen Staaten anhält.  

Der dritte Punkt ist die Frage der Finanzierung von 
Zukunftsinvestitionen. Wenn wir auf die Agenda 
der Europäischen Union schauen, dann steht dort 

zum Beispiel das Thema nachhaltige Wirtschaft 
und deren Finanzierung ganz oben auf der Prioritä-
tenliste. Dies wird Hunderte von Milliarden Euro 
an Investitionen erfordern, die im Wesentlichen 
über das Bankensystem finanziert werden müssen.  

Wie Sie in Ihrer Frage schon angedeutet haben, 
wird die Ertragslage der Banken natürlich Corona-
bedingt sinken. Die Kreditrisiken und das rückläu-
fige Geschäft werden einen zusätzlichen Druck aus-
üben. Insofern stimme ich Ihnen zu, dass man sehr 
behutsam damit umgehen muss.  

Wir würden fordern, dass die EU-Kommission eine 
zusätzliche quantitative Auswirkungsstudie durch-
führt, die diese Effekte zeitnah bewertet, um vor 
dem europäischen Gesetzgebungsvorhaben ein rea-
listisches Bild zu bekommen. Denn die bisherigen 
Auswirkungsstudien weisen unterschiedliche  
Methoden auf, kommen teilweise zu unterschiedli-
chen Ergebnissen und sind auch nicht mehr aktu-
ell.  

Je nach Ausgang des Gesetzgebungsverfahrens wür-
den wir auch fordern, dass noch einmal eine Ver-
schiebung des Inkrafttretens von Basel III in Europa 
in Erwägung gezogen wird. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die nächste Frage stellt 
für die Fraktion der SPD der Kollege Binding. 

Abg. Lothar Binding (Heidelberg) (SPD): Ich 
möchte die Deutsche Bundesbank fragen. Basel III 
hat zum Ziel, die risikosensitive Bewertung auch 
hinsichtlich der Eigenkapitalausstattung vernünftig 
zu organisieren. Dabei konkurriert der Standardan-
satz mit den internen Modellen. Ich würde gerne 
wissen, ob mit dem Basel III-Finalisierungsprojekt 
die Risikosensitivität der Eigenkapitalausstattung 
der Banken verbessert und ihre Widerstandsfähig-
keit in einer Krise erhöht wird. Schließlich möchte 
ich wissen, ob die Kapitalanforderungen nach  
Basel III für die Banken erträglich sind. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Prof. Dr. Wuermeling von der Deutschen Bundes-
bank. 

Sv Prof. Dr. Joachim Wuermeling (Deutsche Bun-
desbank): Wenn es noch eines Arguments für die 
vollständige Umsetzung von Basel III bedurft hätte, 
dann ist es die COVID-19-Krise. Denn sie hat  
gezeigt, dass die Resilienz des Bankensystems im 
Wesentlichen von der Größe der Puffer abhängt. 
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Die Krise hat auch gezeigt, dass die Risikosensitivi-
tät, die bei den internen Modellen bisher die 
Grundlage zur Berechnung der Eigenkapitalanfor-
derungen war, in der Krise versagt hat, da die 
Schocks, die tatsächlich die Finanzstabilität in den 
letzten Jahren gefährdet haben, mit dem Blick in 
den Rückspiegel nicht zu präjudizieren oder einzu-
schätzen waren. Sinn interner Modelle ist aber,  
Risiken aufgrund von früheren Erfahrungen einzu-
schätzen. Daher helfen interne Modelle in solchen 
Krisen nicht.  

Während die ersten Teile von Basel III die Eigenka-
pitalanforderungen teils dramatisch erhöht haben, 
geht es im letzten Teil darum, auf welche Risiken 
sich diese Anforderungen beziehen. Hier ist es so, 
dass die Eigenkapitalbeanspruchung in den Unter-
nehmen, die mit internen Modellen rechnen, sub-
stantiell geringer ist, als in denen, die mit dem 
Standardansatz rechnen. Deswegen gab es die For-
derung, das Herunterrechnen der Risiken zu  
begrenzen. Dazu dient der Output Floor von 72,5 
Prozent. Deswegen gibt es die Begrenzung durch 
den Output Floor, die wir im Hinblick auf die  
Widerstandsfähigkeit und auf solche Schocks für 
richtig halten.  

Zur zweiten Frage, ob der Anstieg der Eigenkapital-
anforderungen für das deutsche Bankensystem ver-
kraftbar ist, stellen wir bei unseren Proberechnun-
gen fest, dass sich der Anstieg auf sehr wenige  
Institute beschränkt, und zwar nur auf die, die mit 
internen Modellen rechnen. Wenn man die Ausrei-
ßer beiseitelässt, was eine faire Methode ist, kämen 
wir im Durchschnitt auf einen Anstieg um etwa 
13,2 Prozent. Warum ist das verkraftbar? Wir haben 
im deutschen Bankensystem gegenwärtig ein Eigen-
kapital in Höhe von etwa 552 Milliarden Euro,  
wovon 100 Milliarden Euro Management-Puffer 
sind, den die Banken selbst vorhalten. Wenn wir 
uns fragen, welche Banken noch über diese Puffer 
hinaus, die sie schon haben, zusätzlich Kapital 
brauchen, dann sind das nur ganz wenige. Der  
Betrag reduziert sich dann nach unseren Berech-
nungen auf 17,2 Milliarden Euro.  

An dieser Stelle sollte man sich durch die Berech-
nungen der EBA nicht ins Bockshorn jagen lassen, 
da diese auf einer klaren Vorgabe beruht haben und 
in Deutschland nur 62 Prozent des Bankenmarktes 
überhaupt umfasst haben, darunter vor allem die 
Banken, die mit internen Modellen rechnen. Im 

Übrigen werden die Zahlen durch eine Reihe von 
Grundlagen dieser Berechnungen überzeichnet.  

Wir haben versucht, die Auswirkungen von Basel 
III für die kleinen und mittleren Banken – also die 
Sparkassen, Genossenschaftsbanken und so weiter 
– zu berechnen. Unsere Schätzung ist, dass der  
Anstieg der Eigenkapitalanforderungen nicht ein-
mal 6,5 Prozent beträgt. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die nächste Frage für die 
Fraktion der AfD stellt der Kollege Dr. Hollnagel. 

Abg. Dr. Bruno Hollnagel (AfD): Meine Frage rich-
tet sich an Prof. Dr. Hellwig. Sie schreiben in Ihrer 
Stellungnahme, dass die Anreize richtig gesetzt 
werden müssen. Nun ist die Frage, ob die Senkung 
der Eigenkapitalquoten die richtigen Anreize bietet.  

Als zweiter Punkt: Die EZB drängt die Banken 
durch die Negativzinsen regelrecht in neue Kredite. 
Sie schreiben, wie ich meine, vollkommen zu 
Recht, dass gerade dieser Kreditboom der Auslöser 
für höhere Verluste war. Was ist dort entsprechend 
zu tun, wie ist Ihre Beurteilung dazu? 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Prof. Dr. Hellwig, Max-Planck-Institut.  

Sv Prof. Dr. Martin Hellwig (Max-Planck-Institut 

zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern e.V.): 
Zuerst zum Thema Anreize: Die Anreize sind am 
besten gesetzt, wenn die Haftung richtig geregelt 
ist. Solange aber Staatshilfen zu erwarten sind,  
besteht das Problem, dass die Haftung auf Seiten 
der Bankengläubiger wie auch auf Seiten der Ban-
ken schlecht geregelt ist. Das Problem betrifft auch 
die Risikomodelle, die Anreizrisiken richtig zu 
messen oder kleine Fehler zu machen. Es gibt viele 
Risiken, die in den Modellen nicht erfasst werden, 
die dann aber plötzlich eintreten können. Das ist 
ein Grund, warum ich der Auffassung bin, dass die 
Finalisierung von Basel III die Anreize tatsächlich 
verbessert.  

Was das Verhältnis zwischen Banken und Kredit-
nehmern angeht, ist das Eingehen von Risiken ein 
Problem, sofern es letztlich zu Lasten des Steuer-
zahlers und zu Lasten des Restes der Volkswirt-
schaft geht. Diesem Problem kann wiederum durch 
eine Verbesserung der Haftung – und das heißt eine 
Erhöhung des Eigenkapitals – begegnet werden. 
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Abg. Dr. Bruno Hollnagel (AfD): Ich komme noch-
mal auf die Frage zurück, ob die EZB möglicher-
weise die Risiken durch die Negativzinsen erhöht 
hat, da die Banken regelrecht in Kredite getrieben 
wurden. Die Frage stelle ich an Herrn Prof. Dr. 
Burghof.  

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Prof. Dr. Burghof von der Universität Hohenheim. 

Sv Prof. Dr. Hans-Peter Burghof (Universität Ho-
henheim): Wir müssen uns generell die Frage stel-
len, welche Rolle ein Finanzsystem in einer Welt 
der quasi unbegrenzten Verfügbarkeit von Eigenka-
pital erfüllen kann. Was bleibt in diesem dauerhaf-
ten Ausnahmezustand von unserem Finanzsystem 
übrig? Richtig ist, dass die Banken auch Geld ver-
dienen müssen, was auf Dauer ein Problem sein 
wird.  

Zu den Ausführungen von Prof. Hellwig möchte 
ich anmerken: Wenn man sich über Anreize Gedan-
ken macht, geht es nicht darum, das bilanzielle  
Eigenkapital zu erhöhen, sondern es muss auch das 
Unternehmensvermögen – also das wirtschaftliche 
Eigenkapital – entsprechend wertvoll sein. Das ist 
in der gegenwärtigen Zinssituation schwierig.  

Wir müssen das Gesamtwerk der Regulierung  
betrachten. Die Niedrigzinspolitik ist einer der 
Punkte, die die Rentabilität der deutschen Banken 
erschwert. Ein großer Faktor sind auch die Regulie-
rungskosten. Kaum jemand möchte noch in einer 
Bank arbeiten, weil es dort inzwischen schlimmer 
ist als auf dem Amt. Entsprechend kümmern sich 
immer weniger Bankangestellte um die Kunden. 
Das führt im Ergebnis dazu, dass das von den  
Eigentümern einer Bank eingesetzte Vermögen  
immer weiter abnimmt. Schließlich kommen wir 
immer näher an den Punkt, wo gesagt wird: Dann 
spielen wir eben; wir haben nicht mehr so viel zu 
verlieren. Das ist es, was mir große Sorgen bereitet.  

Die EZB ist nur einer von vielen Faktoren, die dazu 
führen wird. Schaut man sich die Situation des 
deutschen Bankensystems an, dann wäre meine  
etwas provokante These, dass es derzeit in 
Deutschland sehr schwer ist, eine Bank, egal wel-
cher Größe, erfolgreich zu führen. Es ist fast wie 
der Kampf gegen Windmühlen. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die nächste Frage für die 
Fraktion der CDU/CSU stellt Herr Dr. Tebroke. 

Abg. Dr. Hermann-Josef Tebroke (CDU/CSU): 
Meine Fragen richten sich an Herrn Prof. Dr. 
Burghof. Herr Prof. Dr. Burghof, Sie haben sich in 
Ihrer Stellungnahme sehr grundsätzlich zur Ban-
kenaufsicht geäußert. An einer Stelle sprechen Sie 
von der „Ideologie der Harmonisierung der auf-
sichtlichen Norm“. In der Sache beklagen Sie eine 
zunehmende Komplexität der Normen, mit der in 
vielen Banken kaum noch umgegangen werden 
kann. Zusammen mit der Fixkostenproblematik der 
Aufsicht gehen Sie davon aus, dass einer Konzent-
ration in Bankensektor Vorschub geleistet wird, 
insbesondere bei Genossenschaftsbanken und Spar-
kassen. Wie bewerten Sie diese aufsichtlich indu-
zierte Konzentration im Hinblick auf das Risiko im 
Bankenmarkt und auf die Kreditvergabebereitschaft 
der Kreditinstitute?  

Sie fordern an anderer Stelle „die Aufsicht vom 
Kopf auf die Füße zu stellen“, so formulieren Sie 
es. Wie bewerten Sie vor diesem Hintergrund die 
aktuelle Finalisierung von Basel III? 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Prof. Dr. Burghof von der Universität Hohenheim. 

Sv Prof. Dr. Hans-Peter Burghof (Universität Ho-
henheim): Ich rede sehr oft mit Vorständen von  
Genossenschaftsbanken und Sparkassen. Die Fusio-
nen in diesem Bereich sind überwiegend durch die 
Problematik getrieben, mit der Regulierung klar zu 
kommen. Es gibt immer noch sehr viele Banken. Da 
heißt, es wird weiterhin Konsolidierungen geben, 
bevor wir größere Probleme mit dem systemischen 
Risiko bekommen. Insofern bin ich da etwas vor-
sichtig. Denn wir wissen alle, dass sehr große Ban-
ken nicht gut sind. Das „too big to fail“-Problem, 
was auch Herr Hellwig angesprochen hat, wird 
nämlich umso größer, je größer die Banken insge-
samt sind.  

Schwierig zu bewerten ist für uns die regionale 
Bindung von Banken, die einen eigenen Wert in 
Deutschland darstellt. Das ist historisch gewachsen 
und führt dazu, dass unser Wirtschaftssystem  
dezentraler funktionieren kann. Es hat auch etwas 
damit zu tun, dass in ländlichen Regionen Unter-
nehmen und Banken auf Augenhöhe kommunizie-
ren. Denn es ist etwas anderes, ob ein Unterneh-
men mit dem Zweigstellenleiter oder mit dem Chef 
der Bank redet, insbesondere wenn das Unterneh-
men in der Krise ist. Ich weiß aus vielen Kreditak-
ten, dass in Großbanken die Positionen sehr schnell 
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glatt gestellt werden müssen, während die kleinen 
Banken sich mit den Unternehmen zusammenset-
zen und Lösungen finden. Das sehe ich als proble-
matisch an. Es gibt ein sehr schönes Modell von  
einem Schüler von Martin Hellwig, das zeigt, dass 
in solchen zentralen Systemen das Kapital ineffi-
zient in die großen Zentren, in die großen Städte, 
fließt. Dort werden dann nicht profitable Projekte 
finanziert, während gute Projekte in der Provinz 
nicht finanziert werden. Das ist eine Entwicklung, 
die wir global beobachten können. Im Silicon Val-
ley ist sehr viel Kapital vorhanden, während es in 
der Provinz in den USA sehr schwierig ist. Dieser 
Entwicklung sollten wir nicht nacheifern.  

Wenn Sie sich dann die gegenwärtige Regulierung 
anschauen, besteht für eine kleine Bank das Prob-
lem, dass diese die gesamte Regulierung im Blick 
behalten muss, weil diese auch für sie gilt. Das hat 
auch etwas damit zu tun, dass sich die Regulierung 
ereignisgetrieben verändert. Es passiert etwas bei 
großen, komplexen Instituten und dann wird eine 
entsprechende Norm geschaffen. Warum soll man 
nicht noch mehr Sicherheit haben, indem man die 
Norm für alle Banken gelten lässt? Das fängt schon 
mit dem Baseler Bankenausschuss an, der zunächst 
nur für internationale Banken zuständig war, bis 
man es heruntergebrochen hat.  

Das Problem dabei ist, dass die meisten Regulie-
rungsvorschriften für die kleinen Banken vollkom-
men irrelevant sind. Deswegen ist mein Vorschlag 
– nach dem Motto „Vom Kopf auf die Füße“ –, für 
die kleinen Banken ein kleines, überschaubares  
Regime zu schaffen, bei dem die Aufsicht die Mög-
lichkeit hat, nachträglich Anpassungen vorzuneh-
men. In der jetzigen Situation muss sich jemand in 
der Bank mit der gesamten Regulierung auseinan-
dersetzen und nachvollziehen, welche Vorschriften 
auf das eigene Institut nicht zutreffen. Das allein ist 
schon zu viel. Die kleinen Institute haben daher 
eine Fixkostenproblematik. Sie haben aber oftmals 
auch das Gefühl, dem Ganzen ausgeliefert zu sein. 
Die Komplexität und das finanzwirtschaftliche  
Niveau, auf dem diese Normen formuliert sind, 
sind für kleinere Banken schwer zu bewältigen.  

Im Ergebnis führt all dies zu einem anderen Ban-
kensystem, das sich von den Menschen entfernt, 
vor allem in der Fläche Deutschlands. Frankfurt am 
Main ist ein sehr effizientes Finanzzentrum, es ist 
aber auch immer ein bisschen Käseglocke. Dort 
herrscht eine ganz eigene Mentalität. Das hat mit 

dem übrigen deutschen Banksystem in vielerlei 
Hinsicht nicht viel zu tun. Daher ist meine Sorge 
im Moment, dass wir dort ein Problem haben.  

Die Bankenstruktur in Deutschland korrespondiert 
mit der Struktur unseres deutschen Wirtschaftssys-
tems. Ich sage zu Mittelständern: „Ihr sitzt mit im 
Boot.“ Diese besondere Struktur des deutschen 
Bankensystems ist nicht Zufall, das ist über 100 
Jahre so gewachsen, weil wir das in Deutschland so 
brauchen. Wenn sich das verändert, und wir 
schließlich nur noch Großbanken haben, und zwar 
tendenziell ausländische Großbanken, werden wir 
diese regionale, mittelständige Wirtschaftsstruktur 
nicht aufrechterhalten können. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die nächste Frage stellt 
der Kollege Schäffler für die Fraktion der FDP. 

Abg. Frank Schäffler (FDP): Unser Antrag wurde 
vor der Corona-Krise eingebracht. Es zeigt sich nun, 
dass er durchaus aktuell ist. Mich würde von der 
Deutschen Kreditwirtschaft interessieren: Welchen 
unserer Vorschläge würden Sie als erstes aufgrei-
fen? Welcher Vorschlag sollte zuerst in Brüssel 
weiter verfolgt werden?  

Meine zweite Frage lautet: Wie, glauben Sie, kann 
vermieden werden, dass es durch Basel III zu einer 
Kreditklemme kommt?  

Dritte Frage: In welchem Stadium befinden sich die 
Verhandlungen in Brüssel? Können Sie uns viel-
leicht darstellen, wie der aktuelle Handlungsbedarf 
für die deutsche Politik aussieht? 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Herrn Hofmann von der Deutschen Kreditwirt-
schaft. 

Sv Gerhard Hofmann (Die Deutsche Kreditwirt-
schaft): Alle im Antrag genannten Punkte sind aus 
unserer Sicht sorgfältig recherchiert, gut begründet 
und auch relevant. Für besonders wichtig halten 
wir drei Punkte. Das ist erstens der sogenannte 
Output Floor, weil er eine erhebliche Kapitalbin-
dungswirkung bei großen und modellbezogenen 
Banken entfaltet. Der zweite Punkt ist der KMU-
Unterstützungsfaktor. Wie Herr Prof. Dr. Burghof 
gerade gesagt hat, sind wir eine mittelständisch  
geprägte Volkswirtschaft. Deswegen sind Kredite 
an KMU von enormer Bedeutung. Hier darf es nicht 
zu einer Einschränkung kommen. Drittens würde 
ich an die von Prof. Dr. Burghoff genannten Punkte 
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zum Thema Proportionalität der Bankenregulierung 
und der Bankenaufsicht anknüpfen.  

Zur Frage der Vermeidung einer Kreditklemme 
durch Basel III wäre unsere Antwort, noch einmal 
eine Auswirkungsstudie zu machen und die Aus-
wirkungen genau zu untersuchen. Ein Problem der 
Auswirkungsstudien besteht nämlich darin, dass 
ihnen unterschiedliche Ansätze zugrunde liegen. 
Wir haben gerade die Erkenntnisse von Prof. Dr. 
Wuermeling gehört, die sich aber bei weitem nicht 
mit denen der EBA decken. Ich tue mich wirklich 
schwer damit, jetzt zu sagen, dass der EBA-Stan-
dard nicht angemessen ist. Denn das ist nun einmal 
das europäische Ergebnis. Es gibt auch andere Stu-
dien, die zu noch höheren Ergebnissen von bis zu 
520 Milliarden Euro kommen, die letztendlich als 
Kapitalmehrbedarf erzeugt werden. Die Schätzun-
gen und die Methoden variieren. Hier würden wir 
zunächst eine Verständigung darüber benötigen, 
wie wir weiter vorgehen wollen.  

Darüber hinaus müssen wir die europäischen  
Besonderheiten im Rahmen der Umsetzung von  
Basel III berücksichtigen. Dazu gehört die Frage des 
Output Floors. Wir glauben, dass es bei einer Eins-
zu-eins-Umsetzung nicht nur eine Frage der Kapi-
talanforderungen sein wird, sondern dass diese  
Kapitalanforderungen dazu führen, dass das euro-
päische Bankensystem deutlich ins Hintertreffen 
kommt, auch und vor allem deutsche Banken ge-
genüber US-amerikanischen Banken. Der europäi-
sche Markt würde zu wesentlich größeren Teilen 
als heute von US-amerikanischen Banken domi-
niert, während Banken in Deutschland, Frankreich 
und anderen europäischen Ländern damit beschäf-
tigt wären, ihre Eigenkapitalsituation zu verbes-
sern.  

Ob dann eine Kreditklemme eintreten würde oder 
nicht, ist eine gute Frage. Ralph Brinkhaus hat ein-
mal den Begriff „Sunshine Banker“ gebraucht. Prof. 
Dr. Burghoff hat dasselbe angedeutet. Es sind Ban-
ken aus dem Ausland, die kurzzeitig in den Markt 
hineingehen. Für eine langfristige Kreditbeziehung 
sind diese Banken für viele kleinere und mittlere 
Unternehmen nicht die richtigen Partner. Dafür 
brauchen wir eine adäquate Bankenstruktur. Wir 
brauchen daher eine solide Auswirkungsstudie, die 
alle Effekte bewertet, und eine Basel III-Umsetzung, 
die die europäischen Besonderheiten berücksich-
tigt.  

Zur Frage nach dem Zeitpunkt der Umsetzung: Ich 
hatte vorhin angedeutet, dass wir nicht wissen, wie 
lange die Corona-bedingten Effekte andauern wer-
den. Kreditrisiken sind typischerweise stark nach-
laufende Risiken. Das heißt, wenn wir uns schon 
wieder in einem wirtschaftlichen Aufschwung  
befinden, kann es dennoch zu einem starken  
Anstieg der Kreditrisiken kommen. Auch dies 
müsste bei der Umsetzung berücksichtigt werden. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die nächste Frage für die 
Fraktion DIE LINKE. stellt der Kollege Cezanne. 

Abg. Jörg Cezanne (DIE LINKE.): Meine Fragen  
gehen an Herrn Stiefmüller. Ich würde gerne mit  
einem etwas aktuelleren Bezug einsteigen. Es hat 
jetzt auf europäischer Ebene eine Anpassung der 
Eigenkapitalverordnung (Capital Requirements  
Regulation (CRR) „Quick Fix“) im Zuge der Pande-
mie stattgefunden. Wie bewerten Sie diese Anpas-
sungen? Sind Sie der Auffassung, dass die system-
relevanten Institute in Deutschland krisenfest und 
stabil aufgestellt sind? Wie sollte aus Ihrer Sicht 
die Robustheit dieser Institute mit Blick auf die  
Basel III-Finalisierung verbessert werden? 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Herrn Stiefmüller. 

Sv Christian M. Stiefmüller: Zunächst zum Covid-
19-Maßnahmenpaket, dem so genannten „Quick 
Fix”: Grundsätzlich ist es nachvollziehbar, wenn 
im Fall eines externen Schocks wie der jetzigen 
Pandemie die vorhandene Flexibilität genutzt wird, 
um die Einführung von strengeren Maßnahmen zu 
verschieben. Vielfach war diese Flexibilität für ein 
Szenario, wie es jetzt durch Covid-19 eingetreten 
ist, schon im Regelwerk vorgesehen.  

Zwei Kritikpunkte sind zum Maßnahmenpaket  
anzumerken: Zum einen ist es nicht nachvollzieh-
bar, weshalb die Erleichterungen gewährt wurden, 
ohne dass den Begünstigten im Gegenzug Bedin-
gungen auferlegt wurden, vor allem was den Kapi-
talerhalt betrifft. Das ist nämlich die Zielsetzung 
dieses Maßnahmenpaketes. Die Verabschiedung 
des Covid-19-Maßnahmenpakets hätte eine Gele-
genheit geboten, die bisher nur als Empfehlungen 
der EZB und der EBA formulierten Einschränkun-
gen auf Ausschüttungen verbindlich zu machen. 
Das ist leider nicht geschehen.  

Zweitens wurde die Umsetzung der IFRS 9-Stan-
dards zur Ermittlung notleidender Kredite und 
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Rückstellungen um weitere zwei Jahre verschoben. 
Das ist aus unserer Sicht nicht zielführend, weil 
die Einführung dieses Standards schon lange über-
fällig war.  

Was die Frage nach der Robustheit der systemrele-
vanten Banken angeht, ist es auffällig, dass nach 
den Kapitalbedarfsberechnungen sowohl der Deut-
schen Bundesbank als auch der EBA der Großteil 
des Kapitalbedarfs, nämlich über 90 Prozent, auf 
eine Hand voll Banken entfällt, und zwar genau auf 
die systemrelevanten Banken. Das bedeutet, dass 
die Banken, die das größte Risikopotential für das 
Finanzsystem, für die Finanzstabilität und damit 
für die Steuerzahler darstellen, auch den höchsten 
Kapitalisierungsbedarf aufweisen. Zudem beweisen 
zahlreiche Studien, dass es einen Zusammenhang 
zwischen dem Gebrauch interner Modelle und der 
Kapitalstärke der Banken gibt. Banken, die über 
eine relativ niedrige Kapitalquote verfügen, tendie-
ren im Rahmen interner Modelle dazu, die durch-
schnittlichen Risikogewichtungen aggressiver nach 
unten zu managen. Das ist ein potentiell sehr  
gefährlicher Mechanismus. Wenn dieser Mechanis-
mus auch bei den systemrelevanten Banken in 
Deutschland greift, kann das für den deutschen 
Banken- und Finanzplatz massive Risiken bergen. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die nächste Frage für die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stellt Frau 
Kollegin Paus. 

Abg. Lisa Paus (B90/GR): Meine Fragen gehen an 
Frau Prof. Dr. Schäfer. Stimmen Sie mit der im  
Antrag zum Ausdruck gebrachten Ansicht überein, 
dass die unter Basel III einzuführenden Änderun-
gen, insbesondere die Einführung des Output 
Floors, das Risiko einer Kreditklemme insbeson-
dere für kleinere und mittlere Unternehmen  
erhöht? 

Welche empirischen Erkenntnisse gibt es, wie sich 
die Einführung des auf internen Ratings basieren-
den Ansatzes (IRB-Ansatz) in Basel II auf das  
Eigenkapital von Banken, auf die Stabilität von 
Banken, auf deren Kreditvergabebereitschaft oder 
die Systemstabilität in Krisenzeiten auswirkt? In-
wiefern schafft die Einführung eines Output Floors 
vielleicht Abhilfe? 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Frau Prof. Dr. Schäfer. 

Sve Prof. Dr. Dorothea Schäfer: Der Output Floor 
hat zum Ziel, ein lange bekanntes Problem zu  
beseitigen. Das Problem ist, dass Banken, die dem 
IRB-Ansatz folgen, sehr viel weniger Eigenkapital 
in ihrer Bilanz haben als Banken, die den Kreditri-
siko-Standardansatz fahren. Meistens sind es die 
großen, systemrelevanten Banken, die dem IRB-An-
satz folgen. Die kleineren Banken folgen dem Kre-
ditrisiko-Standardansatz. Um eine Art „Level 
Playing Field“ zu schaffen und um die Manipulati-
onsfähigkeit der Risikogewichte wenigstens ansatz-
weise zu beseitigen, wurde der Output Floor einge-
führt.  

Wie auch die Deutsche Bundesbank bestätigt hat, 
gibt es keinen Grund zur Sorge, dass aus dem Out-
put Floor eine Kreditklemme entstehen könnte. 
Erstens gibt es Puffer, wie schon Herr Wuermeling 
ausgeführt hat. Zweitens wird bei vielen Banken 
die Eigenkapitalhöhe ohnehin durch die Verschul-
dungsquote (Leverage Ratio) bestimmt, sodass der 
Output Floor nicht mehr ins Gewicht fallen würde. 
Das bedeutet, dass man sich um den Output Floor 
keine Gedanken machen muss, insbesondere weil 
die kleineren Banken von einem Output Floor von 
72,5 Prozent ohnehin nicht betroffen sind, da sie in 
der Mehrheit den Kreditrisiko-Standardansatz fah-
ren.  

Ich halte es für sehr stark übertrieben, dem Output 
Floor irgendwelche negativen Effekte auf die Kre-
ditversorgung und schon gar nicht auf die kleine-
ren Banken anzudichten.  

Bezüglich des mit Basel II eingeführten IRB-Ansat-
zes hat sich insbesondere während der Finanzkrise 
gezeigt, dass die Risikomodelle dazu benutzt wur-
den, die damals vorhandene Kapitaldecke eher zu 
reduzieren, als in die Höhe zu treiben. Hingegen 
war der Regulierungszweck eindeutig, dass man 
damit die Eigenkapitaldecke der Banken stärken 
wollte. Tatsächlich haben die systemrelevanten 
Großbanken aber ihre Eigenkapitaldecke mit Hilfe 
der Risikogewichtung nach unten gefahren. Dieses 
Problem wollte man durch Basel III beseitigen, was 
aber nicht hinreichend gelungen ist. Die Schätzung 
der Risikogewichtung nach dem IRB-Ansatz hat das 
Problem weiter fortbestehen lassen. Deshalb ist der 
Output Floor umso wichtiger, um diesen diskretio-
nären Spielraum zu reduzieren. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die nächste Frage für die 
Fraktion der SPD stellt Frau Kollegin Martin. 
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Abg. Dorothee Martin (SPD): Ich habe eine Frage 
an Herrn Prof. Dr. Hellwig. Wird Ihrer Ansicht 
nach durch das Basel III-Finalisierungspaket die 
Wettbewerbsgleichheit auf den globalen Märkten 
erhöht? Wird Ihrer Ansicht nach dadurch die  
Widerstandsfähigkeit in einer Finanzmarktkrise  
gestärkt? 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Herrn Prof. Dr. Hellwig vom Max-Planck-Institut. 

Sv Prof. Dr. Martin Hellwig (Max-Planck-Institut 
zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern e.V.): Es 
wird vor allem die Sicherheit erhöht.  

Die Vorstellung, die vorhin geäußert wurde, dass 
US-amerikanische Banken bei einer Basel III-Finali-
sierung in Deutschland Wettbewerbsvorteile haben 
könnten, halte ich für abwegig. Zum einen sind die 
Immobilienfinanzierer in den USA und die Immo-
bilienfinanzierer in Deutschland in verschiedenen 
Märkten tätig. Gerade bei den kleinen Banken  
haben wir es mit lokalen Märkten zu tun, die für 
die US-amerikanischen Immobilienfinanzierer gar 
nicht von Interesse sind. 

Im Übrigen hat Herr Burghof darauf hingewiesen, 
dass das Bankgeschäft in Deutschland unprofitabel 
ist. Das Bankgeschäft in Deutschland ist deswegen 
unprofitabel, weil auf die Kapazitätsausweitung in 
den 1990er Jahren, die Wettbewerbsintensivierung 
und die Margenerosion seit den 1990er Jahren 
keine entsprechende Strukturanpassung erfolgt ist. 
Es ist daher nicht vorstellbar, dass es für eine US-
amerikanische Bank besonders attraktiv wäre, in  
einen derart unprofitablen Markt zu gehen. Es ist 
für mich widersprüchlich, wenn einerseits die 
Sorge vor einem Eindringen ausländischer Unter-
nehmen in den Markt vorgetragen wird und ande-
rerseits ein Mangel an Profitabilität beklagt wird. 
Das passt nicht zusammen. Wir brauchen die 
Strukturanpassung, wir brauchen Marktaustritte, 
auch wenn das für einige Kunden teurer wird.  

Eine Wettbewerbsgleichheit wird allerdings dann 
hergestellt, wenn durch eine gewisse Nachlässig-
keit der Aufsichtsbehörden bzw. auch durch die 
beschränkten Kapazitäten der Aufsichtsbehörden 
zugelassen wird, dass Banken für riskante Operati-
onen unangemessen niedrige Risikogewichte anset-
zen. Frau Schäfer hat diese Möglichkeit eben ange-
deutet. Dieser Vorwurf wird auch von US-amerika-
nischer Seite gegenüber europäischen Ländern  
inklusive Deutschland immer wieder erhoben. Das 

Thema Wettbewerbsgleichheit ist also ein Problem, 
wenn durch die Ungleichbehandlung gegenüber 
nationalen Champions Wettbewerbsvorteile  
geschaffen werden. Dies führt dann aus Sicht des 
Steuerzahlers zu erheblichen Risiken. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die nächste Frage für die 
Fraktion der CDU/CSU stellt der Kollege Müller. 

Abg. Sepp Müller (CDU/CSU): Die Fragen gehen an 
Herrn Röseler von der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht. Wir haben jetzt unter-
schiedliche Sichtweisen zum Output Floor gehört. 
Wie schätzen Sie die Auswirkungen auf den deut-
schen Finanzmarkt sowohl in qualitativer als auch 
quantitativer Hinsicht ein? Teilen Sie die Sorge  
unter anderem der Deutschen Kreditwirtschaft, 
dass die Kreditversorgung in Deutschland in  
Zukunft eingeschränkt sein wird?  

Ich würde Sie anfangs bitten, auf die von Herrn 
Stiefmüller geäußerten Kritikpunkte einzugehen. 
Dazu würde mich Ihre Meinung als oberster Aufse-
her der Finanzwirtschaft in Deutschland interessie-
ren. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Herrn Röseler von der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht. 

Sv Raimund Röseler (Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht): Ich fange wie gewünscht 
mit dem Thema IFRS-9 an. Wir fanden es richtig, 
dass die Umsetzung der IFRS 9-Standards ausge-
setzt wurde, da es eine starke prozyklische Wir-
kung gehabt hätte. Die Folgen der staatlichen Ret-
tungsprogramme konnte man nicht einschätzen. 
Deshalb finde ich es richtig, dass auf dieses prozyk-
lische Element verzichtet wurde. Als Aufsicht 
muss man natürlich genau hinschauen, was die 
wirklichen Risiken sind. Dabei hilft aber IFRS-9 
nicht weiter.  

Zum Dividenden-Verbot: Auch wir haben uns die-
ser Empfehlung angeschlossen. Es gibt so gut wie 
kein deutsches Kreditinstitut, das noch Dividenden 
ausgeschüttet hat. Alle Kreditinstitute haben die 
Dividendenentscheidung bis Oktober 2020 verscho-
ben, in der Hoffnung, dann besser einschätzen zu 
können, wie Covid-19 wirkt. Von einem absoluten 
Dividendenverbot würde ich auch abraten. Wenn 
Sie eine Branche haben, die per se keine Dividen-
den mehr Zahlen kann, dann wird diese auch für 
externe Investoren sehr unattraktiv.  
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Deswegen ist es richtig, hier mit Augenmaß zu han-
deln. Bei Banken, die Probleme haben und Ret-
tungsprogramme nutzen, ist es klar, dass sie keine 
Dividenden ausschütten dürfen. Das ist für mich 
selbstverständlich. Aber Sie dürfen nicht die ganze 
Branche unter ein Dividendenverbot setzen, weil 
Sie dann das Eigenkapital, das Sie eigentlich brau-
chen, nicht in die Branche bekommen.  

Zu den Auswirkungen des Output Floors: Herr 
Prof. Dr. Wuermeling und ich sind völlig auf einer 
Linie. Wir finden den Output Floor richtig. Covid-
19 hat die Beschränktheit der Modelle aufgezeigt. 
Erstens hat keines der Risikomodelle, die genutzt 
wurden, Covid-19 vorhersagen können. Das kann 
man auch nicht erwarten. Zweitens haben die Risi-
komodelle sehr zyklisch reagiert. Sie haben ange-
schlagen. Es gab auf einmal einen starken Anstieg 
bei den Risikogewichten, speziell bei den Marktri-
sikomodellen. Deswegen ist es sinnvoll, Leitplan-
ken einzuziehen. Die Leitplanke ist auch nicht 
übertrieben streng. Sie haben als Modellnutzer  
immer noch einen „Discount“ auf den Standardan-
satz von 27,5 Prozent, was immer noch eine ganze 
Menge ist. Ich finde es ist vernünftig, diesen Rabatt 
zu begrenzen.  

Sie fragten, wer eigentlich davon besonders betrof-
fen ist. Es trifft ohnehin nur die großen Banken, die 
interne Modelle nutzen. Das sind 50 Banken. Die 
normalen Retail-Banken, das ist der größte Teil, 
nutzt den Standardansatz. Für letztere ist der Out-
put Floor völlig irrelevant. Deswegen glaube ich 
auch nicht, dass der Output Floor irgendwelche 
größeren Auswirkungen auf die Kreditversorgung 
hat. Die Banken, die in den letzten Jahren stark an 
Marktanteilen im Kreditgeschäft gewonnen haben, 
nämlich vor allem die kleinen und mittleren Ban-
ken, sind von dem Output Floor gar nicht betroffen. 

Abg. Sepp Müller (CDU/CSU): Wie würden Sie es 
als Aufseher über die Landesbanken beurteilen, 
wenn zukünftig die Landesbanken wegen des Out-
put Floors weiteres Eigenkapital einsammeln müs-
sen, um ihr Eigenkapital zu stärken? Wäre das un-
ter beihilferechtlichen Gesichtspunkten möglich? 

Sv Raimund Röseler (Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht): Das ist sicherlich schwie-
rig, weil es dann ein europäisches Problem ist. Es 
gibt eine Landesbank, die in einer ganz speziellen 
Situation ist – ich möchte sie nicht nennen, aber  

jeder kann sich vermutlich vorstellen, welche Lan-
desbank davon besonders betroffen ist. Die anderen 
Landesbanken gehören nicht zu den sogenannten 
Ausreißerbanken, wo die großen Beträge herkom-
men. Es gibt sicher an der einen oder anderen 
Stelle mal ein Problem. Aber nach unseren Kalku-
lationen sollte das durch Gewinnthesaurierungen 
grundsätzlich lösbar sein.  

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank. Die nächste 
Frage für die Fraktion der CDU/CSU stellt der Kol-
lege Radwan. 

Abg. Alexander Radwan (CDU/CSU): Wir reden 
hier über Basel. Das betrifft natürlich in erster Linie 
die Banken. Es hat aber auch Auswirkungen auf die 
Kreditnehmer und die Realwirtschaft. Deswegen 
geht meine Frage an Frau Pesch vom ZDH.  

Die Frage des internen und externen Ratings zieht 
sich schon seit Basel II wie ein roter Faden durch 
die Diskussion. Bei Basel II haben wir damals das 
interne und externe Rating gleichgesetzt. Mittler-
weile ist die Präferenz wieder beim externen Rating 
angekommen, mit den entsprechenden Konsequen-
zen auch beim Eigenkapital. Mich würde interes-
sieren, welche Auswirkungen das auf das Hand-
werk hat. Wie viele Ihrer Unternehmen haben  
bereits ein externes Rating? Wie können diese sich 
am besten darauf vorbereiten und was bedeutet das 
dann für deren Kreditnehmer? 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Frau Pesch vom Zentralverband des Deutschen 
Handwerks. 

Sv Ute Pesch (Zentralverband des Deutschen Hand-
werks e. V. (ZDH)): Ich erinnere mich noch sehr  
genau, dass wir gerade zu Basel II einen sehr inten-
siven Kontakt in Brüssel hatten. Das Thema „ex-
terne Ratings“ ist für unsere Betriebe nach wie vor 
kein Thema. Unsere Betriebe haben in der Regel 
keine externen Ratings. Das hängt ganz einfach mit 
der Größenstruktur unserer Betriebe zusammen. 
Wir haben jetzt in der Diskussion zum KfW-
Schnellkredit die Frage gehabt, wie viele Betriebe 
mehr als zehn Mitarbeiter haben. Das sind nicht 
einmal 20 Prozent aller Handwerksbetriebe. 90 Pro-
zent unserer Handwerksbetriebe haben einen Jah-
resumsatz von unter einer Million Euro. Das heißt, 
diese Betriebe werden sich in der Regel kein exter-
nes Rating kaufen können. Unsere Betriebe greifen 
vorrangig auf Regionalbanken zu, weil 40 Prozent 
unserer Betriebe hauptsächlich im ländlichen 
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Raum unterwegs sind. Das heißt, wenn Sie sich 
diese strukturellen Zusammenhänge im Handwerk 
anschauen, dann ist ganz klar, dass diese Betriebe 
nicht die Möglichkeiten und nicht die Kapazitäten 
haben, sich um ein externes Rating zu bemühen. 

Wenn wir mit steigenden Eigenkapitalunterlegun-
gen zu rechnen haben, muss man wissen, dass  
Eigenkapital immer auch ein Kostenfaktor ist. Das 
heißt, die Kreditkonditionen werden sich ver-
schlechtern. Davon gehen wir zumindest aus. 
Wenn die Betriebe schlechtere Kreditkonditionen 
bekommen, dann sehen auch deren Bilanzen im 
Nachhinein sicherlich desolater aus, als es jetzt der 
Fall ist. 

Abg. Alexander Radwan (CDU/CSU): Herr Hof-
mann, könnten Sie bitte zum Thema „externes  
Rating“ aus Sicht der Regionalbanken, die das  
zukünftig dann entsprechend anwenden müssen, 
noch etwas ergänzen. 

Vorsitzende Katja Hessel: Herr Hofmann von der 
Deutschen Kreditwirtschaft. 

Sv Gerhard Hofmann (Die Deutsche Kreditwirt-
schaft): Ich stimme Ihnen vollkommen zu, dass die 
allermeisten Unternehmen Kleinunternehmen sind. 
Es gibt nur sehr wenige Unternehmen mit externen 
Ratings. Das Problem wird allerdings dadurch abge-
mildert, dass die Masse ihrer Klientel bei uns in 
das sogenannte Mengengeschäft fällt, also Unter-
nehmen mit einem Umsatz unter eine Million Euro. 
Damit dürfte das nicht das zentrale Problem der 
Umsetzung von Basel III sein.  

Darüber hinaus haben wir den Unternehmenskre-
dit. Ich hatte vorhin auch schon vom KMU-Unter-
stützungsfaktor gesprochen. Uns wäre wichtig, dass 
dieser umgesetzt wird. Wenn diese beiden Dinge 
blieben, hätten wir ganz gute Aussichten.  

Wir sehen allerdings ein Problem bei der Umset-
zung für das Mengengeschäft. Bisher wurde der  
Begriff „Retail“ auch qualitativ – hier muss ich die 
BaFin loben – in einer sehr praxisnahen Interpreta-
tion umgesetzt. Nach Basel III droht nun eine harte 
quantitative Begrenzung, da der Retail-Anteil nicht 
größer als 20 Prozent sein darf. Dadurch kommen 
wir bei kleinen Banken in einen Bereich, wo sich 
die Retail-Grenze von einer Million Euro deutlich 
absenken wird. Das wird noch ein Thema der  
Umsetzung sein. Ich hoffe, dass wir das auch wie-
der pragmatisch und gut lösen können. 

Vorsitzende Katja Hessel: Dankeschön. Die nächste 
Frage stellt für die Fraktion der AfD Herr Dr. Holl-
nagel. 

Abg. Dr. Bruno Hollnagel (AfD): Meine Fragen 
richten sich an Herrn Prof. Dr. Burghof. Wie sind 
die vorgegebenen Eigenkapitalquoten beim Stan-
dardansatz wirtschaftlich zu begründen? Ist es wirt-
schaftlich vertretbar, die Untergrenze im IRB-An-
satz mittels eines Output Floors zu reduzieren? 
Meine letzte und vielleicht wichtigste Frage wäre, 
wie das Problem zu lösen ist, dass die derzeitigen 
Zinserträge kaum reichen, um die Risiken abzude-
cken. 

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank. Die Fragen 
richten sich an Prof. Dr. Burghof von der Universi-
tät Hohenheim. 

Sv Prof. Dr. Hans-Peter Burghof (Universität Ho-
henheim): Ich muss gestehen, als damals die inter-
nen Modelle eingeführt wurden, bin ich davon aus-
gegangen, dass eine gewisse Bevorzugung der Ban-
ken erfolgen sollte, die diese besseren Risikomo-
delle verwenden. Ich hätte mir nicht vorstellen 
können, dass sich dieser Vorteil jemals im höheren 
zweistelligen Bereich bewegen könnte. Das ist aus 
dem Ruder gelaufen, das muss man ganz klar  
sagen. Umgekehrt muss man auch sagen, dass man 
mit der Anpassung von solchen Eigenkapitalnor-
men äußerst vorsichtig sein sollte. Denn Eigenkapi-
tal ist schwer zu beschaffen. Das heißt, wenn man 
diese Entwicklung zurückfahren möchte, sollte es 
einen Rückfahrplan geben und nicht schlagartig 
das Eigenkapital erhöht werden. Meine Sorge ist im 
Moment, dass sehr schnell sehr viel Eigenkapital 
bewegt werden soll. Das geht dann nur zu sehr 
schlechten Konditionen, da Eigenkapital auch teuer 
ist. Das Ausmaß, in dem diese internen Modelle  
genutzt wurden, führte zu einer Verringerung der 
Eigenkapitalquote. Das ist eine jahrelange Fehlent-
wicklung, wo die Aufsicht früher hätte eingreifen 
müssen. Ich weiß, dass es immer leicht ist, von  
außen zu kritisieren. 

Zur zweiten Frage: Ich habe ein Problem mit dem 
Output Floor, weil ich ihn von der Methodik her 
nicht verstehe. Eine ähnliche Vorgehensweise  
sehen wir bei den allgemeinen Eigenkapitalnor-
men, bei denen im Wege einer Nebennorm eine  
Leverage Ratio eingeführt wird, was letztlich mit 
einer Kapitulation bei der eigentlichen Norm 
gleichzusetzen ist. Das heißt, neben dem ICE, also 
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der Eigenkapitalnorm, die wir geschaffen haben, 
lassen wir eine Dampflokomotive hinterherfahren, 
die dann relativ primitiv einfach etwas abschnei-
det, anstatt dass wir die Modelle adjustieren, damit 
wir in einen vernünftigen Bereich kommen. Das ist 
für mich mit einer Kapitulation vergleichbar. 

Ich verstehe, wie das zustande kommt. Man möchte 
jetzt etwas tun und diese Missstände schnell besei-
tigen. Deswegen greift man zum Output Floor. Ich 
habe damit ein Problem. Mir ist noch nicht klar, 
welche Anreize eine Bank bei der Gestaltung ihres 
Portfolios hat, wenn sie einen solchen pauschalen 
Output Floor hat und versuchen muss, diesen opti-
mal auszuschöpfen. Dazu habe ich noch nichts  
gefunden. Darüber hat sich noch niemand Gedan-
ken gemacht.  

Ich stimme zu, dass die Bevorzugung durch die  
internen Modelle zurückgefahren werden muss, 
möglicherweise auch durch eine Annäherung auf 
beiden Seiten, also auch bei den konventionellen 
Banken, die das nicht machen. Aber ich habe ein 
großes Misstrauen hinsichtlich der Methodik. Das 
ist meine Position. In meiner Stellungnahme haben 
Sie auch gesehen, dass ich relativ wenig zum Out-
put Floor gesagt habe, weil ich mir noch keine Mei-
nung bilden konnte. Es kann gut sein, dass sofort 
wieder Anreize entstehen, wie die Aufsicht unter-
laufen werden kann. Das wollen wir natürlich auch 
nicht. Deswegen wäre es gut, langsam das Eigenka-
pital höherzufahren. 

Zur Rentabilität der deutschen Banken: Kollege 
Hellwig hat eben gesagt, dass er glaubt, wir müssen 
Marktaustritte haben. Ich persönlich bin ganz ande-
rer Ansicht. Ich glaube, dass wir in Deutschland  
„over-branched“ sind, das heißt, wir haben zu viele 
Zweigstellen. Ich bin mir aber nicht sicher, ob wir 
„over-banked“ sind, weil ich bisher keinen wissen-
schaftlichen Nachweis gefunden habe, dass große 
Banken effizienter wären. Es kommt tatsächlich auf 
das Geschäftsmodell an. Wir haben mit den Volks-
banken und Sparkassen hybride Organisations-
strukturen, bei denen innerhalb der Gruppe für 
jede betriebliche Funktion die effiziente Größe‚ 
gefunden werden kann. Das ist zwar schwer zu  
organisieren, da die Friktionen dabei enorm sind. 
Wenn man das aber richtig hinbekommt, ist das 
eine extrem effiziente Organisationsform. Daher 
sind die größten Rechenzentren auch bei den 
Volksbanken und Sparkassen, die diese Größenvor-
teile tatsächlich realisieren. Von daher ist mir nicht 

klar, warum man dieses Unternehmertum, was von 
Volksbanken und Sparkassen praktiziert wird,  
zugunsten von Großbanken aufgeben muss. 

Der wichtigste Effekt bei einer Konsolidierung ist 
die Reduzierung des Wettbewerbs. Das heißt, man 
müsste behaupten, wir hätten in Deutschland einen 
ruinösen Wettbewerb, was ich nicht glaube. Ich 
glaube das deshalb nicht, weil in der Fläche eben 
doch immer nur zwei oder drei Banken wirklich 
um die Kunden konkurrieren. Ich glaube, Ihre 
Handwerker, Frau Pesch, werden nicht mit zehn 
Banken reden, sondern nur mit wenigen. Wir müs-
sen uns daher Gedanken darüber machen, wie eine 
differenzierende Aufsicht gestaltet werden kann. 
Die Banken, die komplexe Geschäfte machen, brau-
chen auch weiterhin eine komplexe Aufsicht. An 
dieser Stelle kann man nichts anderes machen, dort 
ist die Aufsicht schwierig. Aber ich möchte dann 
im Gegenzug, dass nur die Banken groß werden 
dürfen, die das wegen ihres Geschäftsmodells wirk-
lich brauchen. Die anderen Banken können ruhig 
klein bleiben. Hier haben der Kollege Hellwig und 
ich einen klaren Dissens. Ich denke nicht, dass uns 
eine Anpassung des deutschen Bankensystems in 
Richtung des britischen Systems mit wenigen gro-
ßen Instituten helfen würde. 

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank. Die nächste 
Frage stellt für die Fraktion der SPD der Kollege 
Binding. 

Abg. Lothar Binding (Heidelberg) (SPD): Ich 
möchte Frau Prof. Dr. Schäfer im Hinblick auf die 
Sorgen befragen, die die Kollegin vom Zentralver-
band des Deutschen Handwerks formuliert hat, 
dass nämlich möglicherweise die Kreditkonditio-
nen schlechter werden. Wir wissen, dass das Risi-
kogewicht bei kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) mit 85 Prozent auch im neuen Regime gilt 
und dass die KMUs durch die Besicherungsregeln, 
die dort gelten, günstiger wegkommen. Sie haben 
in Ihrer Stellungnahme ausgeführt, dass das EU-
Parlament im Rahmen des „CRR Quick Fix” eine 
Verstetigung des KMU-Unterstützungsfaktors be-
schlossen hat und damit eine um etwa 25 Prozent 
reduzierte Eigenkapitalunterlegung für Mittel-
standskredite dauerhaft erlaubt hat. Können Sie vor 
diesem Hintergrund erläutern, ob die erwähnten 
Sorgen gerechtfertigt sind? 

Vorsitzende Katja Hessel: Prof. Dr. Schäfer, bitte. 
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Sve Prof. Dr. Dorothea Schäfer: Zunächst muss 
man sagen, dass ein „Nicht-Rating“ nur bedeutet, 
dass das Risikogewicht 100 Prozent beträgt. Das ist 
jetzt so, und das ist auch in Zukunft so. Daran wird 
sich nichts ändern. Insofern sehe ich keinen negati-
ven Effekt der Basel III-Finalisierung. Zudem gibt 
es den SME-Unterstützungsfaktor, der auf 85 Pro-
zent festgelegt ist. Unterhalb dessen gibt es aber 
noch einmal eine Bandbreite mit Risikopositionen 
(„risk exposures“) in Höhe von 1,5 Milliarden Euro, 
sodass der Absenkungsfaktor nahezu bei 75 Prozent 
liegt. Das heißt, die Absenkung beträgt 25 Prozent. 
Das ist ähnlich, wie es jetzt auch ist. Es gibt also 
keinen Unterschied.  

Für kleine Banken ist eine Risikoposition von 1,5 
Milliarden Euro ziemlich hoch. Das heißt, sie kön-
nen alle KMU-Kredite mit nur 75 Prozent des  
Eigenkapitals unterlegen, was der Situation ent-
spricht, wenn es kein KMU-Kredit ist. Insofern 
sehe ich auch dort keine Gefahr. Es wird sich mit 
Sicherheit nichts ändern. Auch die Deutsche Bun-
desbank sagt, es gibt kaum Auswirkungen. Die 
größten Auswirkungen sind bei den Großbanken. 
Die von Ihnen angesprochenen Handwerksbetriebe 
gehören definitiv nicht zum Klientel der Großban-
ken, sondern eher zu dem der kleineren Banken. 
Die Handwerksbetriebe haben KMU-Kredite, die 
alle unter den SME-Unterstützungsfaktor fallen. 
Darüber hinaus ist die Absenkung des Risikoge-
wichts um 25 Prozent nach wie vor gegeben,  
solange die einzelne Bank bei den KMU-Krediten 
eine Risikoposition von unter 1,5 Milliarden Euro 
hat. Insofern sehe ich überhaupt keine Gefahr. 

Abg. Lothar Binding (Heidelberg) (SPD): Frau Pe-
sch, können Sie das bestätigen? Sie haben einmal 
den Kopf geschüttelt. 

Vorsitzende Katja Hessel: Frau Pesch vom Zentral-
verband des Deutschen Handwerks. 

Sve Ute Pesch (Zentralverband des Deutschen 
Handwerks e. V.): Wenn wir uns das Finalisie-
rungspaket von Basel III anschauen, dann ist dort 
die Rede von Unternehmenskrediten, die auf 85 
Prozent Risikogewicht festgelegt werden können. 
Herr Hofmann hat aber vorhin zurecht darauf hin-
gewiesen, dass gerade Kredite an Handwerksbe-
triebe nicht als  
Unternehmenskredite vergeben werden, sondern 
ins Retailgeschäft der Banken fallen. Deswegen 
brauchen wir zwingend den KMU-Faktor, den wir 

auch als Korrekturfaktor bezeichnen, insbesondere 
in Abgrenzung zum „green supporting factor“, von 
dem auch immer wieder die Rede ist.  

Wir kämpfen für den dauerhaften Fortbestand die-
ses KMU-Korrekturfaktors. Diesen haben wir jetzt 
zwar mit dem CRR Quick Fix bekommen. Wenn 
man sich aber streng an das Finalisierungspaket 
von Basel III hält, dann ist der KMU-Korrekturfak-
tor in dieser Form nicht enthalten. Deswegen 
würde ich an dieser Stelle widersprechen wollen. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die nächste Frage stellt 
für die Fraktion der CDU/CSU der Kollege Sepp 
Müller. 

Abg. Sepp Müller (CDU/CSU): Die Frage geht an 
die BaFin bezüglich der Proportionalität und der 
Auswirkungen der Small Banking Box. Wie sind 
Ihre aktuellen Erfahrungen, auch zusammen mit 
der Bundesbank, kleinere und mittlere Institute 
aufsichtsrechtlich anders als Großbanken zu behan-
deln? Können Sie dazu bitte einmal ein Praxisbei-
spiel nennen? Bedeutet es, dass anstatt 40 Seiten 
Bericht nur zehn Seiten Bericht abgeliefert werden 
müssen oder fällt der Bericht komplett weg?  

Beim Thema „Small Banking Box“ schwingt häufig 
die Kritik mit, dass Ausnahmen zwar grundsätzlich 
zu begrüßen sind. Wenn dann aber trotzdem an die 
Deutsche Bundesbank, an die BaFin und vielleicht 
noch an die eigenen Aufsichtsbehörden etwas  
gemeldet werden muss, bringt das nicht viel. Gibt 
es mittlerweile vor der Umsetzung von Basel III 
technische Lösungen, um für eine Entlastung klei-
ner und mittlerer Banken zu sorgen? 

Eine Spezialfrage: Es geht um das Thema „Beteili-
gung“, das im Basel III-Papier aufgegriffen worden 
ist. Danach sollen die Kapitalunterlegungen von 
Beteiligungen um den Faktor 2,5 steigen. Wie ist 
Ihre Meinung dazu? Welche Auswirkungen wird es 
zukünftig haben, wenn tatsächlich der Faktor 2,5 
bei der Kapitalunterlegung von Beteiligungen ange-
wandt werden muss? 

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank. Die Frage 
richtet sich an Herrn Röseler von der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht. 

Sv Raimund Röseler (Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin)): Ich bin ähnlicher 
Ansicht wie Prof. Dr. Burghof. Für kleine Banken 
ist die Regulierung an manchen Stellen sicherlich 
übertrieben. Das kommt auch daher, dass wir ein 



Finanzausschuss 

19. Wahlperiode Protokoll der 88. Sitzung 
vom 1. Juli 2020 

Seite 16 von 88

europäisches Regelwerk haben und lange Zeit das 
Dogma des Level Playing Fields galt und gilt. Das 
hat dazu geführt, dass auch versucht wurde,  
Ungleiches gleich zu behandeln, was nicht immer 
angemessen war. Deswegen begrüßen wir das, was 
unter dem Stichwort Small Banking Box läuft. 
Deutsche Bundesbank, BMF, BaFin und Kreditwirt-
schaft haben daran gemeinsam gearbeitet und 
Dinge voran gebracht.  

Ein gutes Beispiel sind die Offenlegungspflichten 
der Banken, wozu wir einen Vorschlag gemacht  
haben, mit dem wir uns aber nur bedingt durchge-
setzt haben. Die Banken müssen nämlich eine 
ganze Reihe von Tabellen mit allen möglichen 
Kennziffern offenlegen. Das wurde gemacht, weil 
man dachte, das diene dazu, dass die Investoren, 
die Aktionäre und die Bondsanleger von Banken 
sich ein Bild über die Situation der Bank machen 
könnten, um dann gezielt investieren zu können. 
Bei Sparkassen und Volksbanken läuft das ins 
Leere. Ich kenne keinen Retail-Anleger mit Festgeld 
oder Spareinlagen, der sich vorher diese Offenle-
gungspflichten angeschaut hat. Ich habe einmal mit 
einem Sparkassenvorstand einer größeren Spar-
kasse gesprochen, der mir sagte, dass es insgesamt 
vier Klicks auf diese Internetseite gegeben habe, 
wovon zwei von den Mitarbeitern gewesen seien, 
die es hineingestellt haben. Zwei Leute haben sich 
diese Informationen angeguckt. Das kann ersatzlos 
gestrichen werden.  

Ich glaube, dass man dort noch mehr machen kann. 
Mich wundert manchmal, dass wir die Kreditwirt-
schaft zum Jagen treiben müssen. Unser Vorschlag 
zu Basel III war, den alten Standard-Ansatz optio-
nal daneben laufen zu lassen. Jede Bank, jedes LSI 
(Less Significant Institution) könnte sich dann aus-
suchen, ob sie den alten Standard-Ansatz oder den 
neuen Ansatz wählt. Darüber haben sich leider die 
Kollegen nicht einigen können; der Vorschlag 
wurde von der Kreditwirtschaft nicht mitgetragen. 
Für diesen Vorschlag gibt es auch in Europa nicht 
viele Freunde. Wenn wir bei der EBA darüber dis-
kutieren, interessiert es eigentlich nur den Kollegen 
aus Österreich und mich. Für den Rest ist das 
Thema schlicht irrelevant. Deshalb muss man auch 
in Europa mehr Überzeugungsarbeit leisten.  

Zum Thema „Technische Lösung“: Wir arbeiten  
gemeinsam mit der Deutschen Bundesbank an tech-
nischen Lösungen. Wir haben zum Beispiel ein 
Leuchtturmprojekt aufgesetzt, was jetzt COVID-19-

bedingt leider in Verzug gekommen ist. Dieses Pro-
jekt zielt darauf ab, dass wir mittelfristig das Mel-
dewesen in weiten Teilen vielleicht abschaffen 
könnten, indem wir direkt Zugriff auf die Systeme 
der Banken nehmen. An dem Projekt arbeiten fünf 
Banken mit, die hochmotiviert sind. Da man in den 
letzten Monaten keine Workshops machen konnte, 
ist das Projekt leider auf Eis gelegt. 

Zum Stichwort „Beteiligung“: Ja, die Kapitalunter-
legung erhöht sich von 100 Prozent auf 250 Pro-
zent. Davon sind vor allem die Verbünde mit ihren 
Zentralinstituten betroffen, das sind aber Eigenka-
pitalinvestments, wo auch ein unternehmerisches 
Risiko getragen wird. Deswegen finde ich das auch 
angemessen. Vielen Dank. 

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank, Herr Röse-
ler. Die nächste Frage kommt von der Fraktion der 
FDP, Herr Kollege Schäffler. 

Abg. Frank Schäffler (FDP): Es geht letztlich  
darum, wie das Risiko richtig gewichtet werden 
kann. Dazu gibt es zwei Ansätze: das interne  
Modell und der Standard-Ansatz. Dazu gibt es, seit 
es diese ganze „Regulierungsorgie“ gibt, schon eine 
längere Auseinandersetzung. Deshalb wäre meine 
Frage zum einen an Herrn Prof. Dr. Hellwig: Was 
glauben Sie, ist die richtige Risikogewichtung?  
Benutzt man lieber einen standardisierten Ansatz, 
oder gibt man den Banken die Möglichkeit, ein in-
ternes Modell zu verwenden, das von der Aufsicht 
genehmigt wird? Diese Frage würde ich auch an 
Herrn Hofmann stellen, und zwar in seiner Funk-
tion als Vertreter des Bundesverbandes der Deut-
schen Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR).  

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank. Die Frage 
richtet sich zunächst an Prof. Dr. Hellwig vom 
Max-Planck-Institut. 

Sv Prof. Dr. Martin Hellwig (Max-Planck-Institut 
zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern e.V.): Ich 
glaube nicht, dass es das richtige Risikomodell gibt. 
Es fließen immer auch subjektive Einschätzungen 
ein, was viel Spielraum für unterschiedliche Grau-
töne bietet. Dabei gibt es von Seiten der Bank die 
Versuchung, ein grau als weiß zu bezeichnen, 
wenn es in den Geschäftsplan passt. Umgekehrt 
gibt es vielleicht auf Seiten des Aufsehers die Ver-
suchung, ein grau als schwarz zu bezeichnen, weil 
man die Risiken fürchtet. Insofern glaube ich, dass 
dies keine Frage von richtig oder falsch ist. Ich 
glaube allerdings, dass wir folgendes Problem  
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haben: Ein Banker, der sagt, dass höhere Risiken 
selbstverständlich mit mehr Eigenkapital unterlegt 
werden müssten, meint eigentlich, dass man bei 
niedrigeren Risiken mit weniger Eigenkapital  
davonkommen sollte. Dort liegt das Problem. 

Meine eigene Vorliebe wäre eine Leverage Ratio, 
die deutlich höher als bislang ausfällt, und eine 
Möglichkeit von Zuschlägen für solche Fälle, in  
denen erkennbar große zusätzliche Risiken einge-
gangen werden. Im Übrigen glaube ich, dass wir 
das Gesamtproblem zu sehr statisch betrachten. 
Wir haben in den letzten Monaten beobachtet, wie 
sich alle selbst auf die Schulter geklopft und es  
begrüßt haben, dass die Banken in den vergangenen 
Jahren mehr Eigenkapital aufgenommen haben und 
heute besser als 2008 dastehen. Das gibt ihnen die 
Möglichkeit, jetzt Kredite zu vergeben. Wir haben 
immer nur die Vorstellung, dass heute die Eigenka-
pitalanforderung kommt, die einen Einfluss auf die 
heute vergebenen Kredite hat. Dabei wird immer 
vergessen, dass das Eigenkapital auch dazu dient, 
die Kreditvergabe zu glätten und für eine gewisse 
Resilienz in der Krise zu sorgen. Wenn man sich 
ansieht, welche Banken im Jahrzehnt zwischen der 
Finanzkrise und heute am nachhaltigsten Kredite 
vergeben haben, waren es diejenigen Banken, die 
im Vorfeld der Finanzkrise schon mehr Eigenkapi-
tal hatten und diese Politik auch systematisch wei-
terfolgt haben. 

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank. Herr Hof-
mann für die Deutsche Kreditwirtschaft. 

Sv Gerhard Hofmann (Die Deutsche Kreditwirt-
schaft): Herr Schäffler, Sie haben mich in meiner 
Eigenschaft als Vorstandsmitglied des BVR ange-
sprochen. Insofern will ich auch gezielt darauf ant-
worten. Wir vertreten fast nur Banken, die den 
Standard-Ansatz anwenden. Es gibt nur wenige, 
drei oder vier Banken, die interne Modelle anwen-
den. Das sind im Wesentlichen das Zentralinstitut, 
also die DZ Bank, die Münchener Hypothekenbank 
und die apoBank. Insofern sind wir mit dem Stan-
dard-Ansatz bisher zurechtgekommen und haben 
uns auch darauf eingestellt.  

Unsere Bankorganisation hat in den letzten zehn 
Jahren ihr Kapital insgesamt verdoppelt. Ich würde 
jetzt nicht sagen, dass es eine modellbezogene oder 
standardansatzbezogene Frage ist, sondern es ist 
einfach eine Frage der Einstellung, wie viel Kapital 
man für sich selbst erwirtschaften kann und für 

komfortabel hält, um die Risiken zu managen. Wir 
fühlen uns mit dieser Zahl, es sind insgesamt 116 
Milliarden Euro, sehr wohl. Die Frage ist aber an-
sonsten sehr schwer zu beantworten. Persönlich 
würde ich mich dafür aussprechen, dass ein gewis-
ser Bonus für die Verwendung von Risikomodellen 
gewährt werden sollte, die Risiken genauer messen, 
sofern sie gut konzipiert und bankaufsichtlich 
überwacht sind.  

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank, Herr Hof-
mann. Die nächste Frage stellt für die Fraktion DIE 
LINKE. der Kollege Cezanne. 

Abg. Jörg Cezanne (DIE LINKE.): Ich habe eine 
Frage an Herrn Stiefmüller zur Frage „interne  
Modelle versus Standard-Ansatz“. Wie beurteilen 
Sie die derzeitigen Basel III-Regelungen vor dem 
Hintergrund, dass die substanziell geringeren  
Eigenkapitalanforderungen, die durch die internen 
Modelle zu Stande kommen, ausgeglichen werden 
sollen? Was wären aus Ihrer Sicht noch sinnvolle 
zusätzliche Regelungen?  

Dann würde ich Herrn Prof. Dr. Wuermeling gerne 
noch fragen: Vor dem Hintergrund der Debatte um 
die RWA-Variabilität (risikogewichtete Aktiva) gibt 
es verschiedene Vorschläge, Mindestgrößen bei der 
Schätzung von Risikoparametern einzuführen, zum 
Beispiel Input Floors. Wie bewerten Sie das aus 
Sicht der Bundesbank? 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich  
zunächst an Herrn Stiefmüller. 

Sv Christian M. Stiefmüller: Zunächst zur Frage, 
wo wir mit Basel III stehen: Ich denke, es ist schon 
mehrmals in der heutigen Diskussion zum Aus-
druck gekommen, dass wir in Bezug auf die Risiko-
sensitivität und auf die risikoorientierten modellba-
sierten Eigenkapitalerfordernisse zu weit in eine 
Richtung gegangen sind. Das Regelwerk unter Basel 
III mit einem Standardansatz und mit einem inter-
nen Modellansatz ist zu sehr auf diese eine Rich-
tung hin ausgearbeitet worden. Daher ist es kein 
Wunder, dass sich sowohl die Banken als auch die 
Regulatoren in dieser Komplexität, die übertrieben 
und nicht notwendig ist, heillos verstricken. 

Ich möchte bei den Äußerungen von Herrn Prof. Dr. 
Hellwig einhaken. Die Leverage Ratio ist ein ausge-
sprochen nützliches Tool und sollte wesentlich 
stärker einbezogen werden, und zwar nicht nur als 
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Korrektiv, sondern als eine Basis, um einen allge-
meinen „Floor“ für die Banken zu setzen. Es geht 
hierbei nicht nur darum, dass wir einen risikobezo-
genen Anreiz schaffen. Die Diskussion ist viel zu 
sehr darauf gerichtet, wie man Banken zu einem 
bestimmten Verhalten motivieren kann, indem man 
die Eigenkapitalerfordernisse entsprechend gestal-
tet. Das ist nicht das Thema. Das Thema aus dem 
Blickwinkel der Öffentlichkeit ist, dass Banken  
zuallererst einen Haftungsfonds brauchen, nämlich 
Eigenkapital. Dieser Haftungsfonds muss ausrei-
chen, um die Tätigkeit der Bank in jeder Situation 
abzusichern, sodass es zu keinen systemischen Ef-
fekten kommt, wie wir sie letztes Mal im Jahr 2008 
erlebt haben. Solange diese Grundbasis durch die 
Eigenkapitalerfordernisse dargestellt und gesichert 
wird, kann darauf aufbauend jede Bank durch ihre 
eigene Eigenkapitalsteuerung im Rahmen des  
ICAAP (Internal Capital Adequacy Assessment Pro-
cess) sehr wohl zusehen, dass die von ihr erwirt-
schaftete Eigenkapitalrendite über dem liegt, was 
der Wettbewerb erwirtschaftet. Das nennt man Risi-
kosteuerung im Bankwesen. 

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank. Die restli-
che Zeit geht an Herrn Prof. Dr. Wuermeling von 
der Deutschen Bundesbank. 

Sv Prof. Dr. Joachim Wuermeling (Deutsche Bun-
desbank): Die RWA-Variabilität ist ein Thema, das 
uns sehr stark beschäftigt. Das bedeutet im Grunde 
nichts anderes, als dass die Eigenkapitalanforde-
rungen wegen der unterschiedlich ausfallenden  
Risikogewichtung der Aktiva unterschiedlich sind. 
Dabei gibt es die unerwünschte und die er-
wünschte RWA-Variabilität. Bei der erwünschten 
RWA-Variabilität sind die zugrundeliegenden Risi-
ken nicht unterschiedlich und auch die Portfolien 
nicht unterschiedlich zusammengesetzt. Nach  
unseren Untersuchungen ist das etwa bei 60 Pro-
zent der Variabilität der Fall. Aber die anderen 40 
Prozent lassen sich nur durch eine unterschiedli-
che Strukturierung von Modellen, die schlecht kali-
briert sind, und eine unterschiedliche Zumessung 
von Risikobehalten begründen; sie sind nicht ohne 
Weiteres objektivierbar. Um diesen Effekt zu  
begrenzen, ist der Output Floor ein wirksames Mit-
tel. Deswegen unterstützen wir auch dessen Ein-
führung. 

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank, Prof. Dr. 
Wuermeling. Die nächste Frage für die CDU/CSU-
Fraktion stellt der Kollege Radwan. 

Abg. Alexander Radwan (CDU/CSU): Meine Fra-
gen gehen an Prof. Dr. Wuermeling und Herrn Hof-
mann. Ich würde gerne die unterschiedlichen  
Annahmen von der Deutschen Bundesbank und 
der EBA zu den Eigenkapitalauswirkungen von  
Basel III verstehen. Können Sie vielleicht erklären, 
worauf die unterschiedlichen Annahmen kommen?  

Die zweite Frage betrifft das Thema Proportionali-
tät. Bekanntermaßen gehöre ich zu denen, die der 
Meinung sind, dass die EU die Baseler Vorgaben so 
umsetzen soll, wie sie es für richtig hält. Das wider-
spricht dem Wunsch der Aufseher wie auch großen 
Teilen der Finanzwirtschaft, die keine entspre-
chende Flexibilität haben wollen. Demgegenüber 
setzen die USA es für die großen Banken um, aber 
nicht für die kleinen. Proportionalität ist ja ein 
Stichwort. Wir haben bei Basel jetzt die Möglich-
keit, in einem neuen Gesetzentwurf die Proportio-
nalität stärker zu gewichten. Das ist immer einfa-
cher, als die Gesetze nachträglich zu ändern. Wo 
sieht man hier Möglichkeiten, dem Proportionali-
tätsgrundsatz entsprechend Geltung zu verschaf-
fen? 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich  
zunächst an Prof. Dr. Wuermeling von der Deut-
schen Bundesbank. 

Sv Prof. Dr. Joachim Wuermeling (Deutsche Bun-
desbank): Je nachdem, welche Parameter zugrunde 
gelegt werden, sind die Ergebnisse höchst unter-
schiedlich. Die EBA-Studie bezieht sich nur auf  
einen Ausschnitt aus dem Bankenmarkt. Ich habe 
schon gesagt, in Deutschland betraf es 63 Prozent 
der Bilanzsumme. Das sind exakt die Banken, die 
vom Output Floor stark betroffen sind. Außerdem 
hat die EBA eine 1:1-Umsetzung ohne eine Nut-
zung jeglicher Ermessensspielräume zur Berück-
sichtigung der Besonderheiten des Europäischen 
Bankenmarktes zugrunde gelegt. Schließlich hat sie 
die Berechnungen auf der Basis einer statischen  
Bilanz vorgenommen. Das heißt, es wurden keiner-
lei Reaktionen der Banken in der Berechnung  
berücksichtigt, die normalerweise durch erhöhte 
Anforderungen verursacht werden.  

Wenn wir uns anschauen, was derzeit in der EU-
Kommission diskutiert wird, minimiert sich allein 
schon der Betrag, den die EBA ausgerechnet hat, 
um etwa ein Drittel. Deswegen ist es so schwierig, 
der Forderung der Deutschen Kreditwirtschaft 
nachzukommen, eine neue Auswirkungsstudie 
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durchzuführen. Denn zunächst müsste man wissen, 
was verabschiedet wird, damit man eine vernünf-
tige Grundlage für eine solche Auswirkungsstudie 
hat. Aus meiner Sicht wäre eine Auswirkungsstu-
die erst dann sinnvoll, wenn ein Vorschlag der EU-
Kommission vorliegt, da ansonsten die Berechnun-
gen mit so vielen Unwägbarkeiten, Variablen und 
Annahmen durchgeführt werden müssten, dass die 
Ergebnisse am Ende nicht aussagekräftig sind. 

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank, Herr Prof. 
Dr. Wuermeling. Der zweite Teil der Frage richtet 
sich an Herrn Hofmann von der Deutschen Kredit-
wirtschaft. 

Sv Gerhard Hofmann (Die Deutsche Kreditwirt-
schaft): Zur Proportionalität nehme ich sehr gerne 
Stellung, weil ich, anders als die DK-Federführung, 
kleine und mittlere Banken vertrete, nämlich 
Volks- und Raiffeisenbanken. Kleine und mittlere 
Banken gibt es aber in allen drei Sektoren. Wir wis-
sen, dass die Kosten der Bankenregulierung und 
der Bankenaufsicht fixe Kosten sind, die kleine 
und mittlere Institute proportional stärker belasten 
als große Banken. Es wurde heute auch schon  
gesagt, dass kleine und mittlere Banken häufig 
Probleme haben, entsprechenden Experten zu fin-
den. Diese gibt es nicht wie Sand am Meer. Das  
Regulierungssystem ist extrem komplex geworden.  

Deshalb fänden wir es notwendig, im Rahmen von 
Basel III auch Proportionalität einfließen zu lassen. 
Das beginnt aus unserer Sicht mit einer proaktiven 
Maßnahme, indem man sagt, bei jeder Umsetzung 
sollte die EU-Kommission eine Art Proportionali-
tätscheck ex ante machen. Schon beim Vorschlag 
selber müsste der Aspekt der Proportionalität als 
Nebenbedingung mitbedacht werden.  

Ich gebe Ihnen nur ein Beispiel. Unter Basel III-fi-
nal wird es künftig für Immobilienkredite fünf  
Unterkategorien geben: Wohnen klassisch, Wohnen 
income producing, Gewerbe klassisch, Gewerbe  
income producing und acquisition development 
and construction. Allein diese Auffächerung eines 
bisher bestehenden Portfolios auf fünf Unterkatego-
rien ist eine Erschwernis, die aus unserer Sicht 
nicht viel für die Bankenstabilität bringt. Hier 
könnte man sich eine Vereinfachung vorstellen. Ich 
könnte auch mit dem leben, was Herr Röseler  
gesagt hat, dass man nämlich für kleine und mitt-
lere Banken ein Wahlrecht schafft, den bisherigen 

Standardansatz beibehalten zu können. Das ist aber 
innerhalb der DK keine einheitliche Meinung. 

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank, Herr Hof-
mann. Die nächste Frage stellt für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Frau Kollegin Paus. 

Abg. Lisa Paus (B90/GR): Meine Frage geht an Frau 
Prof. Dr. Schäfer. Zum einen wollte ich Ihnen noch 
einmal die Gelegenheit geben, auf die Aussagen 
von Frau Pesch zu reagieren, wenn Sie das möch-
ten.  

Das Stichwort Proportionalität ist gefallen. Welche 
Maßnahmen sehen Sie noch als geeignet an, um 
kleine und mittlere Banken zu entlasten? 

Wenn dann noch Zeit bleibt, können Sie auch noch 
sagen, ob Sie nach bisherigen Stand bereits Lehren 
ziehen können, inwieweit die Basler Eigenmittelan-
forderungen sich in dieser Krise bewährt haben  
oder wo noch über die Einführung des Output 
Floors hinaus Nachbesserungsbedarf besteht. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Frage richtet sich an 
Frau Prof. Dr. Schäfer. 

Sve Prof. Dr. Dorothea Schäfer: Man muss neben 
Basel III und der Finalisierung auch im Kopf  
haben, dass es die Umsetzung auf europäischer 
Ebene gibt. Die auf europäischer Ebene angedachte 
Regulierung sieht vor, dass bis zu einer bestimmte 
Höhe der Risikopositionen ein Abschlag von 25 
Prozent für KMU-Kredite zugelassen wird. Damit 
ist genau das, was Sie heute schon haben, auch in 
Zukunft gewährleistet, da 1,5 Milliarden Euro an 
Risikopositionen für relativ kleine Banken, mit  
denen Sie meistens zu tun haben, schon eine Haus-
nummer sind. 

Zur zweiten Frage nach der Proportionalität: Damit 
läuft man, glaube ich, immer offene Türen ein. Alle 
denken nämlich, dass es eine Belastung für die 
kleine Banken darstellt. Der Basler-Ansatz ist ein-
fach derartig komplex und die Berichtspflichten 
sind so hoch, dass hier auf jeden Fall für eine Ent-
lastung gesorgt werden muss. Meine Präferenz wäre 
immer eine Leverage Ratio. Für kleine Banken kann 
es bei den drei Prozent bleiben. Wenn man mich 
fragen würde, welcher der beste Ansatz ist, würde 
ich sagen, man soll die Risikogewichtung vergessen 
und grundsätzlich eine Leverage Ratio machen.  
Dabei würde ich zwischen den kleinen und den 
größeren Banken differenzieren. Für sinnvoll hielte 
ich auch, den alten Standard-Ansatz als Wahlrecht 
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beizubehalten, da sich die Banken auf diesen  
Ansatz eingestellt haben. Es besteht wirklich keine 
Notwendigkeit, diese Risikokategorien auch beim 
Standard-Ansatz noch einmal derartig auszudiffe-
renzieren. Insofern stimme ich mit Herrn Prof. Dr. 
Burghof überein, die kleineren Banken an dieser 
Stelle zu entlasten. 

Hat Basel III jetzt schon positive Wirkungen  
gezeigt? Grundsätzlich heißt es immer, die deut-
schen Banken und auch die europäischen Banken 
sind besser kapitalisiert, als sie es vor der Finanz-
krise waren. Das ist sicherlich auch so. Das liegt 
weniger daran, dass das Eigenkapital signifikant 
zugenommen hat. Vielmehr sind die Risikoge-
wichte zurückgegangen. Die Großbanken sind nach 
wie vor zu schwach kapitalisiert.  

Sollten irgendwann in einer Krise die Puffer - wie 
etwa jetzt der antizyklische Kapitalpuffer (Counter-
cyclical capital buffer) - gebraucht werden, die wir 
dann abschmelzen können, so müssen diese  
zunächst einmal aufgebaut werden. Denn wir sind 
uns alle einig, dass die Stabilität der Banken auch 
davon abhängig ist, wie hoch die Eigenkapitalpuf-
fer sind. 

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank, Frau Prof. 
Dr. Schäfer. Die letzte Frage in der Anhörung stellt 
für die Fraktion der SPD Frau Kollegin Martin. 

Abg. Dorothee Martin (SPD): Ich möchte auf einen 
Bereich zurückkommen, den Herr Hofmann soeben 
durchaus kritisch angesprochen hat, nämlich den 
Bereich der Immobilienkredite. In diesem Bereich 
haben sehr umfangreiche Überarbeitungen und Dif-
ferenzierungen stattgefunden. Immobilienfinanzie-
rungen und Kreditvergaben sind gerade in Corona-
Zeiten deutlich schwieriger einschätzbar geworden. 
Daher habe ich zwei Fragen, die sich an Herrn Prof. 
Dr. Wuermeling und Herrn Hofmann wenden. Ist 
diese stärkere Differenzierung der Eigenkapitalan-
forderungen zwischen der klassischen Immobilien-
finanzierung und den Cashflow generierenden  
Immobilien aus Ihrer Sicht gerechtfertigt? Wie 
schätzen Sie mit den neuen Regeln für die Eigenka-
pitalunterlegung die Immobilienfinanzierung in 
Zukunft ein? Wird es dort auch zu Verteuerungen 
kommen? Vielen Dank. 

Vorsitzende Katja Hessel: Die Fragen richten sich 
an Prof. Dr. Wuermeling von der Deutschen Bun-
desbank. 

Sv Prof. Dr. Joachim Wuermeling (Deutsche Bun-
desbank): Vielen Dank. Die Immobilienkredite sind 
einer der sensibelsten Portfoliobestandteile im 
deutschen Bankensystem. Ich meine, es sind etwa 
60 Prozent der Kredite Immobilienkredite. Insofern 
ist es gut, dass darauf sehr geachtet wird. In der Tat 
ist hier eine stärkere Spreizung der Eigenkapitalan-
forderungen zwischen Wohnimmobilien und  
Gewerbeimmobilien vorgesehen. Bei den Wohnim-
mobilienkrediten werden die Risikogewichte von 
35 auf 20 Prozent abgesenkt, während sie bei den 
Gewerbeimmobilienkrediten von 50 auf 60 Prozent 
erhöht werden. Das ist eine Lehre, die aus der  
Finanzkrise gezogen worden ist. Deswegen unter-
stützen wir das auch. Es macht natürlich einen gro-
ßen Unterschied, ob Sie den Kredit ausschließlich 
aus den Erträgen bedienen, die die Immobilie  
abwirft, oder ob Sie - wie der private Häuslebauer - 
über viele weitere Einkommensquellen verfügen, 
aus denen Sie die Kredite bedienen können. Des-
wegen ist diese Unterscheidung sinnvoll.  

Es zeigt im Übrigen auch, dass eine risikogerechte 
Bewertung von solchen Kreditarten umso präziser 
wird, je differenzierter sie vorgenommen wird. Herr 
Hofmann hat die unterschiedlichen Kreditarten 
und die entsprechende Differenzierung bei der  
Bewertung kritisiert. Das genau ermöglicht aber 
eine risikoadäquate Festlegung der Eigenkapitalan-
forderung. Unterm Strich dürfte das deutsche Sys-
tem von der Absenkung im Wohnimmobilienbe-
reich, also im nicht cashflow-basierten Bereich,  
eher profitieren. Das ist im Übrigen auch der 
Grund, warum nach unseren Berechnungen einige 
Banken sogar mit einer Verminderung der Eigenka-
pitalanforderungen in Folge von Basel III rechnen 
können. 

Abg. Dorothee Martin (SPD): Da es hier unter-
schiedliche Auffassungen zu geben scheint, möchte 
vielleicht Herr Hofmann noch einmal darauf einge-
hen. 

Vorsitzende Katja Hessel: Herr Hofmann von der 
Deutschen Kreditwirtschaft. 

Sv Gerhard Hofmann (Die Deutsche Kreditwirt-
schaft): Ich meine, das ist richtig. Jede Differenzie-
rung bringt potenziell mehr Risikosensitivität. Aber 
gerade der Standard-Ansatz ist nicht der Ansatz, 
der sich durch erhöhte Risikosensitivität auszeich-
nen sollte. Der jetzige überarbeitete Standard- 
Ansatz dient auch nicht in erster Linie den kleinen 
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Banken als Kapitalunterlegungsinstrument, son-
dern er ist deshalb geschaffen und risikosensitiver 
gemacht worden, weil sich der Output Floor von 
72,5 Prozent auf diesen Standard beziehen sollte. 
Von daher haben wir einen Konflikt zwischen der 
Einfachheit des Standards und der Bankenstabili-
tät.  

Ich würde sagen, für kleine und mittlere Banken 
sind fünf verschiedene Unterteilungen im Immobi-
lienbereich zu komplex. Zumal der Immobiliensek-
tor in Deutschland sehr stabil ist. Es gab noch keine 
Immobilienkrise, was auch an den sehr konservati-
ven Bewertungsvorschriften liegt. Wir brauchen 
diese Differenzierung definitiv nicht. Die großen 
Banken haben ihre Modellvarianten. Wir haben 
Zweifel daran, ob diese Differenzierung unter  
Abwägung zwischen Einfachheit und sozusagen 
Bankenstabilität eine sinnvolle Maßnahme ist.  

Vorsitzende Katja Hessel: Vielen Dank. Damit sind 
wir am Ende der heutigen Anhörung. Ich darf ein 
ganz herzliches Dankeschön an alle anwesenden 
Sachverständigen sagen, dass Sie heute bei uns  
waren. Ein besonderer Dank natürlich auch an Sie, 
Herr Prof. Dr. Hellwig, der uns heute per Videokon-
ferenz zugeschaltet war. Ich wünsche jetzt allen 
noch einen schönen Abend. 

Schluss der Sitzung: 18:39 Uhr 

Katja Hessel, MdB 
Vorsitzende 
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Stellungnahme zum Antrag der Fraktion der FDP „Basel III-Finalisierung – Kreditversorgung 

Deutschlands erhalten“, BT-Drucksache 19/17745 

Prof. Dr. Hans-Peter Burghof, Universität Hohenheim 

Juni 2020 

1. Vorbemerkung 

Der Antrag der FDP-Fraktion stammt vom 3. März 2020 und damit aus einer Zeit, bevor die Corona-

Krise Deutschland mit ganzer Wucht traf. Die bankaufsichtlichen Instanzen haben auf die Krise rasch, 

flexibel und, soweit mir ersichtlich, sehr sachgerecht reagiert. Sie haben damit verhindert, dass sich, 

zumindest bis zum heutigen Zeitpunkt, die allgemeine wirtschaftliche Krise durch eine zusätzliche In-

stabilität im Bankenbereich weiter verschärft. Dabei haben sie einige geplante regulatorische Ver-

schärfung verschoben oder möglicherweise auch auf Dauer ausgesetzt. Diese Schritte können mit 

den Detailvorschlägen des Antrags der FDP-Fraktion korrespondieren. Im vorhandenen Zeitfenster 

und mit den mir zur Verfügung stehenden Ressourcen ist es mir nicht möglich, im Detail herauszuar-

beiten, welchen der Vorschläge damit ganz oder zumindest teilweise entsprochen wurde. 

Das im Antrag angesprochene Problemfeld ist aber mit einzelnen Erleichterungen keinesfalls auszu-

räumen. Die Regulierung der Banken hat in den letzten Jahren eine Eigendynamik entwickelt, die ge-

rade für das unverändert stark auf der Finanzierungsleistung von Banken bauende deutsche Wirt-

schaftssystem erhebliche Fragen aufwirft. Gerade Deutschland hat angesichts der Besonderheiten 

unseres Finanzierungssystems und, damit korrespondierend, unseres Wirtschaftssystems insgesamt 

(Dezentralität und Wettbewerb, Regionalität, Rolle des Mittelstandes, beziehungsbasiertes Wirt-

schaften) ein essentielles Interesse an einer effizienten und sachgerechten Regulierung der Banken.  

Gerade der jüngste Finanzskandal um das Fintech-Unternehmen Wirecard zeigt vorhandene Defizite. 

Er legt aber auch nahe, dass eine Lösung nicht in einer Fortführung der bestehenden Regulierungs-

strategie zu finden ist. Weder detailliertere Informationsanforderungen noch zusätzliche Eigenkapi-

talanforderungen hätten geholfen. Das Problem liegt im Handeln der Aufsicht selbst. Es wird zu prü-

fen sein, inwieweit die bestehenden Aufsichtsnormen im vorliegenden Kontext hilfreich waren, oder 

ob nicht gerade die mit dieser Normenfülle einhergehende Bürokratie mitverantwortlich für die in-

adäquate Reaktion der Aufsicht war. 

Vor diesem Hintergrund werde ich im Folgenden zunächst auf die Grundfrage der Rolle des Eigenka-

pitals und, als Komplement in der Refinanzierung, der Einlagen eingehen. Im Ergebnis plädiere ich 

hier für solide, aber eben auch maßvoll gestaltete Eigenkapitalanforderungen an die Banken. In ei-

nem zweiten Schritt gehe ich auf mögliche Verzerrungseffekte des bestehenden Aufsichts- und Eigen-

kapitalregimes ein. Diese Verzerrungen betreffen sowohl die Struktur des Bankensystems als auch 

die Struktur der deutschen Wirtschaft in ihrer Gesamtheit. Auch hier ist für das deutsche Banken- 

und Wirtschaftssystem eine besondere Problematik auszumachen, die sich so in anderen Ländern 

nicht stellt. In einem dritten Schritt ist ein Blick auf die Dynamik des Regulierungsprozesses erforder-

lich. Leitbild ist dabei die Vorstellung eines rationalen Regierungshandelns, das sich nicht an kurzfris-

tigen politischen Interessen oder bürokratischen Eigenlogiken ausrichtet. Die übergeordnete Zielset-

zung bei allen Betrachtungen ist – anknüpfend an die traditionelle und etablierte Sichtweise der in-

ternationalen und deutschen bankwirtschaftlichen Literatur – die Vermeidung einer bankspezifischen 

Form des Marktversagens bei gleichzeitiger Wahrung der Funktionsfähigkeit des Bankensystems.        
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Der vorliegende Text kann natürlich nicht den Anspruch erheben, das Themenfeld umfassend zu be-

handeln. Aus Zeitgründen enthält er auch keine Quellenverweise. Selbstverständlich ist er in seinen 

Argumenten in die bestehende finanzwirtschaftliche Fachliteratur eingebunden. Dies wird ergänzt 

um Perspektiven, die sich aus meiner langjährigen Befassung mit dem deutschen Wirtschafts- und 

Finanzsystem ergeben. Dahinter steht die klare Positionierung, dass die entwickelten Finanzsysteme 

der Staaten in ihrer Besonderheit einen Wert für die Wirtschaft und die Menschen des jeweiligen 

Landes darstellen, den es auch im Kontext der Europäischen Union im Interesse der Stabilität und Ef-

fizienz unseres europäischen Finanzsystems zu erhalten und im Idealfall sogar zu fördern gilt. 

2. Bankeigenkapital: Nutzen und Kosten  

2.1  Dass „teure“ Bankeigenkapital 

Lange Zeit argumentierte die Finanzindustrie gegen höhere Eigenkapitalanforderungen dergestalt, 

dass die Refinanzierung über Eigenkapital sehr viel teurer sei als Fremdkapital. Diese Sichtweise 

wurde 2013 von einer Gruppe international sehr angesehener Ökonomen, darunter Martin Hellwig, 

fundamental in Frage gestellt. Danach sei Eigenkapital keineswegs teurer als Fremdkapital, und auch 

hohe Eigenkapitalquoten von etwa 30 Prozent seien ohne Effizienzverlust denkbar. Im Gegenteil: 

Banken mit einer höheren Eigenkapitalquote würden bessere Kreditentscheidungen treffen und eine 

bessere Performance an den Tag legen. Dass Banken von sich aus eine so geringe Eigenkapitalquote 

wählen, sei nicht als Hinweis darauf zu verstehen, dass dies auch gesamtwirtschaftlich optimal sei. 

Die niedrige Eigenkapitalquote sei vielmehr Ergebnis von Fehlanreizen, etwa durch die steuerliche 

Privilegierung des Fremdkapitals. 

So wichtig diese Infragestellung des Klischees vom teuren Eigenkapital ist, so wichtig ist es, auch 

diese neue Argumentation kritisch zu hinterfragen. Dabei lassen sich die Argumente drei Kreisen zu-

ordnen, die im Folgenden angesprochen werden. 

2.2 Irrelevanz der Finanzierung 

Nach dem klassischen Irrelevanztheorem der Finanzierung hat die Kapitalstruktur unter sehr weitge-

henden Annahmen an die Vollkommenheit der Kapitalmärkte keinen Einfluss auf den Marktwert ei-

nes Unternehmens. Wenn die Eigentümer eines Unternehmens etwa den Wert des Eigenkapitals 

durch die Emission von „billigem“ Fremdkapital steigern wollen, wird der ihnen dadurch zufließende 

Vorteil im Marktgleichgewicht durch die steigenden Kosten des durch den höheren Verschuldungs-

grad riskanter werdenden Fremdkapitals genau kompensiert. Wenn also das Eigenkapital bei Banken 

aus Sicht der Aufsicht eine positive Wirkung entfaltet, spricht nichts dagegen, den Banken aufsicht-

lich eine höhere oder sogar sehr hohe Eigenkapitalquote aufzuerlegen. 

Allen Beteiligten an dieser Debatte ist natürlich bewusst, dass die Kapitalmärkte diesen Grad der Voll-

kommenheit nicht aufweisen. Die Begrenztheit des Arguments ergibt sich schon daraus, dass an voll-

kommenen Kapitalmärkten jede Regulierung der Banken obsolet wäre, da diese einem an vollkom-

menen Märkten nicht auftretenden Marktversagen abhelfen soll. Das Modell des vollkommenen 

Marktes dient aber als Benchmark, um die Funktionsweise realer Märkte zu beschreiben und die Aus-

wirkungen verschiedener Marktunvollkommenheiten zu analysieren. Daneben gilt das Argument der 

Risikokompensation durch teureres Fremdkapital auch an unvollkommenen Kapitalmärkten, und die-

ser Effekt begrenzt oder eliminiert den Gewinn der Eigenkapitalgeber aus einer höheren Verschul-

dung. Schließlich finden sich vor allem im angelsächsischen Raum immer wieder Ökonomen, die die 
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Effizienzverluste aus der Unvollkommenheit der Kapitalmärkte für vernachlässigbar halten. Die letzt-

genannte Position erscheint mir allerdings nach der globalen Finanzkrise noch weniger haltbar als zu-

vor. 

2.3 Principal-Agent-Theorie und Anreizmodelle 

Im Rahmen der Theorie der Unternehmensfinanzierung wurden zahlreiche Marktunvollkommenhei-

ten mit Blick auf ihre Auswirkungen auf die optimale Kapitalstruktur analysiert. In der Regel lassen 

sich die Resultate dieser Studien auch auf Banken übertragen. Danach ist ein wesentlicher Treiber 

einer hohen Unternehmensverschuldung eben die Privilegierung des Fremdkapitals bei der Besteue-

rung („tax shield“). Daraus können Effizienzverluste entstehen, wenn die Unternehmen einen zu ho-

hen Verschuldungsgrad wählen und damit die Wahrscheinlichkeit eines kostenträchtigen Konkurses 

erhöhen.   

Gerade für Banken bestehen neben der Veränderung der Kapitalstruktur weitere Möglichkeiten, das 

Risiko des Unternehmens zu erhöhen. Vor allem große Institute haben den besten Zugang zu den 

Märkten, auf denen finanzwirtschaftliche Risiken gehandelt werden. Eine Kerntechnologie des Bank-

geschäfts ist das Risikomanagement, und sollten für die Gestaltung eines bestimmten Risikoprofils 

Märkte oder Produkte fehlen, sind einige Marktteilnehmer durchaus in der Lage, sich diese zu schaf-

fen. Banken können daher auch extrem riskante Risikoprofile sehr rasch und kostengünstig verwirkli-

chen. 

In diesem Kontext spielt auch die zeitliche Dimension des Handelns eine Rolle: Banken, die – für alle 

Marktteilnehmer erkennbar – unerwartet hohe Risiken eingehen, müssen im Marktgleichgewicht 

eine entsprechend hohe Risikoprämie für ihre Fremdfinanzierung zahlen. Aber bis dieses neue Markt-

gleichgewicht eintritt, kann sehr viel Zeit vergehen. Bestehende Finanzierungen laufen zu den alten 

Konditionen weiter, und viele Marktteilnehmer gerade im Retail-Markt dürften sich nur sehr langsam 

des tatsächlichen Risikos bewusst werden. Damit entsteht ein großes Zeitfenster, in dem Banken 

durch eine Erhöhung des Verschuldungsgrades oder durch die Wahl eines riskanteren Anlageportfo-

lios Vermögen von den Fremd- auf die Eigenkapitalgeber umschichten können. Effizienzverluste ent-

stehen dabei aus der höheren Wahrscheinlichkeit eines vermutlich teuren Konkurses und aus der 

Verzerrung der Anlageentscheidungen zu Gunsten von besonders riskanten Anlagen.  

Dieses Risikoanreizproblem wird bei Banken durch die regulatorischen Auswirkungen des banktypi-

schen Marktversagens verschärft: Bankensysteme sind immer dem Risiko eines Runs auf die Liquidi-

tät einer einzelnen Bank oder gar des gesamten Bankensystems ausgesetzt. Einige Autoren (etwa aus 

der sogenannten „Free-banking-Schule“) sehen in der Run-Drohung ein sehr effizientes Instrument 

der Marktkontrolle, das Banken von einer exzessiven Risikoübernahme abhalten sollte. Bankruns er-

folgen jedoch meist auf der Grundlage unzureichender Information und können daher auch solide 

Banken mitreißen. Das Schreckensbild eines globalen Runs auf das Bankensystem mit denkbar 

schweren wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Konsequenzen steht den politischen 

Entscheidern seit der Weltwirtschaftskrise ab 1929 vor Augen. Die meisten Staaten haben daher um-

fängliche Sicherungssysteme geschaffen, die den Impuls für einen Bankrun verringern sollen. Im Um-

kehrschluss schwächen solche Sicherungssysteme aber auch die Marktkontrolle und verschärfen da-

mit das Risikoanreizproblem. Aus der Regulierung selbst erwachsen somit Fehlanreize und ein erwei-

terter Regulierungsbedarf. 

Die gefährliche, aber für Banken typische Verbindung des Risikoanreizproblems mit der Gefahr eines 

Bankruns stellt die zentrale Begründung für eine besondere Beaufsichtigung der Banken dar. Sie ver-

deutlich auch, warum richtigerweise das Kernsystem dieser besonderen Beaufsichtigung die Begren-

zung des Risikos einer Bank durch das Eigenkapital darstellt. Dabei sollte man sich allerdings von der 

Seite 25 von 88



4 

statischen Vorstellung verabschieden, dass es dabei in erster Linie darauf ankomme, den Banken für 

jede Eventualität einen ausreichenden Eigenkapitalpuffer zur Abdeckung der Verluste zu vermitteln. 

Diese Sichtweise gibt weder eine Antwort auf die Frage, wie es denn mit der Bank und ihren Einle-

gern weitergeht, wenn das Eigenkapital „verbraucht“ ist, noch berücksichtigt sie, dass die Banken 

über die Finanzmärkte auch kurzfristig extrem riskante Positionen aufbauen können. Die möglichen 

Verluste solcher Positionen können leicht jeden moderaten Eigenkapitalpuffer übersteigen. Die Absi-

cherung gegen alle denkbaren Verluste wäre also nur mit einer drastischen Erhöhung der Eigenkapi-

talanforderungen möglich. Es stellt sich die Frage, ob ein solcher Schritt nicht doch Auswirkungen auf 

die Funktionserfüllung der Banken im Wirtschaftssystem hätte. 

Aus einer dynamischen Perspektive dienen Eigenkapitalnormen der Steuerung des Risikoanreizes. 

Eigentümer, die mehr zu verlieren haben, werden entsprechend vorsichtiger agieren und auch dem 

Bankmanagement entsprechende Anreize zu einem vorsichtigeren Verhalten geben. Dabei sind zwei 

Sachverhalte zu berücksichtigen: Manager, die keine positiven Anreize zur Risikoübernahme erfah-

ren, werden tendenziell zu vorsichtig agieren, um die Sicherheit des eigenen Jobs zu erhöhen und un-

nötigen Belastungen aus dem Weg zu gehen. Und aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive kann es 

nicht das Ziel sein, dass Banken möglichst wenig Risiken eingehen. Banken sind im Idealfall vielmehr 

die Dienstleister und Experten für das Management finanzwirtschaftlicher Risiken, was eine aktive 

Risikoübernahme einschließt. Die daraus folgende Gefahr des Scheiterns einer Bank und das daran 

anknüpfende systemische Risiko ließen sich allerdings drastisch reduzieren, wenn man die Banken 

auf sehr hohe Eigenkapitalquote verpflichten könnte, ohne dass daraus erhebliche Kosten entstehen. 

2.4 Theorie der Finanzintermediation 

Zur Frage der ökonomischen Funktion der Banken gibt es verschiedene Denkansätze, die sich in der 

Mehrzahl mit der Aktivseite der Bankbilanz befassen. Banken dienen als „delegated monitors“, die 

durch ihre Befähigung zur kostengünstigen Überwachung von Kreditengagements eine Kapitalüber-

lassung zu geringen Transaktionskosten ermöglichen. Und sie können, vor allem in beziehungsbasier-

ten Bank- und Finanzsystemen, Finanzierungsbeziehungen bei auftretenden Problemen („vertragli-

cher Unvollständigkeit“) effizient wiederverhandeln und neu gestalten. Auf den ersten Blick spielt es 

dabei keine Rolle, ob Banken durch Eigen- oder Fremdkapital finanziert werden. Aber schon der An-

satz des „delegated montorings“ impliziert eine Finanzierung der Bank über Einlagen. Eine Finanzie-

rung durch ihre Kontrollrechte wirksam ausübende Eigenkapitalgeber führt in diesem Modell gerade 

nicht zu einer Reduktion der Transaktionskosten. Die Finanzierung der Bank über Einlagen ist also ein 

essentieller Baustein dieses klassischen Intermediationsmodells. 

Noch deutlicher wird die Bedeutung der Einlagen im dritten zentralen Erklärungsansatz für die Exis-

tenz von Banken. Danach versorgen die Banken die Wirtschaftssubjekte mit Liquidität. Diese zentrale 

Funktion der Banken kann man tagtäglich am Geldautomaten oder bei jeder unbaren Zahlungstrans-

aktion erleben. Dabei greifen wir sowohl auf Kreditlinien als eben auch auf Bankeinlagen zu, wobei 

die Bankeinlagen von ihrem bilanziellen Gewicht her deutlich dominieren. Aus individueller Perspek-

tive leisten die Banken damit einen wesentlichen Beitrag zur Planbarkeit und Sicherheit des individu-

ellen Handelns aller Wirtschaftssubjekte. Viele Aktivitäten werden so überhaupt erst ermöglicht. Das 

Versagen des Zahlungssystems hat wohl die gravierendsten wirtschaftlichen Auswirkungen auf ein 

Land unterhalb der Schwelle eines Krieges auf dem eigenen Territorium oder einer tödlichen Seuche.  

Banken erbringen diese Leistung, indem sie die stochastischen Liquiditätsbedarfe der Wirtschaftssub-

jekte poolen. Dies geschieht sowohl im Rahmen des Einzelinstituts als auch, durch den Transmissi-

onsmechanismus des Interbankenmarktes, über das gesamte Bankensystem hinweg. Durch die Diver-

sifikation der Liquiditätsbedarfe über die Individuen, Regionen, Branchen und sogar Länder hinweg 
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ist es dem Bankensystem möglich, die Liquiditätsversorgung auf der Basis eines relativ geringen ag-

gregierten Liquiditätspuffers sicherzustellen. Damit sind Banken einerseits immer der Gefahr eines 

Runs auf ihre Liquidität ausgesetzt. Andererseits kann auf diesem Wege ein wesentlich größerer An-

teil des vorhandenen Kapitals für langfristige und ertragreichere Investitionen mobilisiert werden. 

Das Gegenbild einer statischen Gesellschaft und Wirtschaft, in der Zahlungsmittel in erheblichem 

Umfang gehortet werden, verdeutlicht die Bedeutung des Bankensystems als Liquiditätspool (ein-

schließlich der mit der Liquiditätsversorgung verbundenen Kreditvorgänge) für die wirtschaftliche Dy-

namik eines Landes sowie der Weltwirtschaft insgesamt. 

Im vorliegenden Kontext ist festzuhalten, dass Bankeinlagen eine wesentliche Rolle bei der Erfüllung 

der wirtschaftlichen Funktion der Banken einnehmen. Zugespitzt formuliert: Bankeinlagen sind ein 

Bankprodukt, mit dem die Banken eine spezifische ökonomische Funktion erfüllen. Bankaktien sind 

einfach nur eine Finanzierungsquelle. Eine drastische Erhöhung der Eigenkapitalquote bei Banken 

würde daher aus gesamtwirtschaftlicher Sicht das Ausmaß der Funktionserfüllung der Banken deut-

lich begrenzen. Dies hätte weitreichende gesamtwirtschaftliche und einzelwirtschaftliche Auswirkun-

gen. Insgesamt verringert sich die Leistung des Finanzsystems, wobei das Ausmaß der Schädigung 

auch von möglichen Substitutionseffekten abhängt. Die Banken selbst müssten einen Ausgleich dafür 

finden, dass sie einen wesentlichen Anteil ihrer Refinanzierung eben nicht mehr mit bankspezifischen 

und – zumindest im Grundsatz – einen Ertrag erwirtschaftenden Einlagen abdecken dürfen. Darüber, 

wie ihre Reaktion darauf aussehen würde, mag man spekulieren. Zu erwarten wäre aber – mit Blick 

auf die heute schon gravierende und wesentlich der Aufsicht zuzurechnende Fixkostenproblematik 

des Bankgeschäfts – eine verstärkte Konzentration im Bankenmarkt, weniger Wettbewerb und hö-

here Preise für die verbleibenden Bankprodukte, d.h. insbesondere höhere Kreditzinsen. 

2.5 Zwischenfazit 

Die vorstehenden Ausführungen verdeutlichen die Notwendigkeit einer Eigenkapitalregulierung bei 

Banken, die insbesondere so gestaltet sein sollte, dass sie eine exzessive Risikoübernahme durch die 

Setzung entsprechender Limitationen und Anreize verhindert. Dabei darf aber nicht übergangen wer-

den, dass die Bankeinlage eine wesentliche Rolle in der ökonomischen Funktionserfüllung der Banken 

spielt. Aus dieser intermediationstheoretischen Perspektive ist ein diese Einlagen substituierendes 

Eigenkapital mit erheblichen gesamt- und einzelwirtschaftlichen Kosten verbunden. Die zusätzliche 

Sicherheit durch mehr Eigenkapital hat also einen Preis. Dabei dürfte der Grenznutzen höherer Eigen-

kapitalanforderungen vor allem bei Instituten mit geringer Eigenkapitalquote besonders hoch sein. 

Daraus lassen sich die folgenden Schlüsse ziehen: 

1. Die Erhöhung und Verschärfung der Eigenkapitalanforderungen nach der Finanzkrise kann mit 

Blick auf die geringe Eigenkapitalquote und mangelhafte Substanz des Eigenkapitals bei einigen 

Markteilnehmern als gut begründet angesehen werden und sollte keinesfalls zurückgenommen 

werden. Das Verhalten dieser Marktteilnehmer im Vorfeld der Finanzkrise verdeutlicht die Rele-

vanz des Risikoanreizproblems und die Notwendigkeit einer substantielleren Eigenkapitalunterle-

gung der Risiken. Unverändert besteht hier die Gefahr, dass vor allem große Institute die Risiko-

anreizwirkung der Eigenkapitalanforderungen unterlaufen. Möglichkeiten dazu eröffnen sich vor 

allem durch die Konstruktion und aufsichtliche Akzeptanz von Eigenkapitalsubstituten, die nicht 

wirklich das Vermögen von Eigentümern repräsentieren, oder durch eine unzureichende Risiko-

abbildung in internen Modellen.  

2. Eine weitere Erhöhung der bankaufsichtlichen Eigenkapitalanforderungen ließe sich nur begrün-

den, wenn die Grenzkosten zusätzlichen Bankeigenkapitals relativ gering wären. Dies ist aber 

m.E. nicht der Fall. Damit stünden einem relativen geringen Grenznutzen aus der zusätzlichen Si-

cherheit hohe gesamtwirtschaftliche Kosten gegenüber. Es ist billig, mit Blick auf Schadensfälle 
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oder Gefahren einen immer größeren Risikopuffer zu fordern. Im Ergebnis führt dies aber zu ei-

nem Bankensystem, das in immer geringerem Ausmaß seine ökonomischen Funktionen erfüllen 

kann. Damit schadet eine solche Form der Überregulierung gesamt- und einzelwirtschaftlichen 

Interessen.   

3. Das Ausmaß der Eigenkapitalunterlegung spielt eine zentrale Rolle für die Gestaltung und Funkti-

onserfüllung eines Bankensystems. Mit Blick auf die Komplexität der dahinterstehenden Wir-

kungszusammenhänge eignet sich das Feld der Eigenkapitalanforderungen sicher nicht für arbit-

räre Experimente oder erratische Veränderungen. Eine der Stärken der aufsichtlichen Maßnah-

men nach der Finanzkrise war die Vorgabe eines klaren Entwicklungspfads der in Zukunft zu er-

füllenden Eigenkapitalanforderungen. Der danach einsetzende Überbietungswettbewerb mit 

neuen, kurzfristig und unabdingbar zu erfüllenden neuen Eigenkapitalanforderungen schadet 

dem Finanzsystem und langfristig auch der Reputation der Aufsicht. Veränderungen der Eigenka-

pitalforderungen sollten von daher immer mit ausreichender Vorlaufzeit und gegebenenfalls in 

mehreren planbaren Schritten durchgeführt werden.   

3. Potentielle Verzerrungen im bestehenden Eigenkapitalregime

3.1  Level Playing Field 

In der Europäischen Union hat sich eine Ideologie der Harmonisierung der aufsichtlichen Normen 

entwickelt, die sich am einzelnen Geschäft ausrichtet und die hinter dem Geschäft stehenden Institu-

tionen und Rahmenbedingungen negiert. Der bei europäischen Aufsehern in der Vergangenheit so 

populäre Grundsatz „same business, same risk, same regulation“ geht schon im ersten Schritt der De-

duktion fehl. Es macht einen Unterschied, ob etwa ein Kredit von einer lokalen Genossenschaftsbank 

oder einer global tätigen Geschäftsbank gewährt wurde, auch wenn die expliziten Kreditkonditionen 

vollkommen identisch sind. Und es macht auch unverändert einen Unterschied, ob dieser Kredit bei-

spielsweise von einer italienischen oder einer deutschen Bank in den jeweiligen Ländern gewährt 

wurde. Beide Länder unterscheiden sich erheblich in der Rechtssetzung und Rechtspraxis, etwa beim 

Insolvenzrecht, aber auch im kulturellen Verständnis wirtschaftlicher Beziehungen. In jedem Vertrag 

stehen neben den expliziten Komponenten eben auch die gegenseitigen Verhaltenserwartungen und 

die rechtlichen, kulturellen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen des Handelns der Vertrags-

partner.      

Man mag sich darüber streiten, ob eine umfassende Angleichung der Verhältnisse in der Europäi-

schen Union erstrebenswert ist. So lange aber diese Unterschiede bestehen, müsste die Aufsicht in 

Normsetzung und Aufsichtspraxis dem Rechnung tragen. Tatsächlich orientierten sich die Normset-

zungen im Basler Ausschuss und in den Europäischen Institutionen überwiegend an einem bestimm-

ten Bankmodell, das eben keine universelle Gültigkeit für Europa hat und gerade in Deutschland als 

dem größten Land der Union nicht repräsentativ für die überwiegende Mehrzahl der Institute ist. Die 

bloße Anwendbarkeit neuer Normen auf diese Institute musste nach Aussage von Beteiligten dann 

oft in mühsamer Detailarbeit herausverhandelt werden. Aus diesem Prozess entstehen Normen von 

hoher Komplexität, die aber im Kern ihre Ausrichtung am Typ der börsennotierten, den Shareholder 

Value maximierenden Großbank nicht verleugnen können.   

Auf den Prozess der Regulierung soll im folgenden Abschnitt 4 näher eingegangen werden. An dieser 

Stelle möchten ich kursorisch die Verzerrungen und Ungleichgewichte in der bestehenden Bankenre-

gulierung ansprechen, die sich für das deutsche Bank- und Wirtschaftssystem aus dieser Vorgehens-

weise bei der Gestaltung bankaufsichtlicher Normen ergeben. Dabei ist zunächst auf das Bankensys-

tem selbst und vor allem die kleineren Institute einzugehen. In einem zweiten Schritt möchte ich die 
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Frage aufwerfen, ob die sich im deutschen Bankensystem abzeichnenden und durch die Aufsicht in-

duzierten Strukturveränderungen auch Auswirkung auf das deutsche Wirtschaftsmodell haben. 

3.2  Europäische Regulierung und die Struktur des deutschen Bankensystems          

Die wirtschaftliche Situation des deutschen Bankwesens wird heute überwiegend sehr negativ gese-

hen. Die beiden größten Institute mussten ihre Aktionäre mit massiven Verlusten konfrontieren. 

Aber auch die kleineren Institute leiden unter einer Margenerosion und wachsenden Regulierungs-

kosten. Angesichts der Breite der Probleme geht der Vorwurf des Managementversagens ins Leere, 

es sei denn man möchte deutschen Bankleitungen generell die Kompetenz absprechen. Offenbar ist 

es unabhängig von der Qualität des Managements unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen 

schwierig, eine Bank in Deutschland erfolgreich zu führen. Dabei mögen Nischenstrategien einzelnen 

Instituten einen Ausweg eröffnen, die aber das Problem in der Breite des Marktes nicht lösen. 

Häufig anzufindende Erklärungsmuster für die schwierige Situation der deutschen Banken stellen auf 

eine unzureichende Marktkonsolidierung ab und versprechen hohe Synergien aus der verstärkten 

Zusammenführung von Kreditinstituten. Deutschland sei „overbanked“, denn schließlich habe es viel 

mehr unabhängige Bankinstitute als seine Nachbarländer. Leider fehlt m.E. der wissenschaftliche 

Nachweis der höheren Effizienz größerer Institute. Bei den großen deutschen Instituten wird dage-

gen die nicht mehr zu bewältigende Komplexität als eine wesentliche Krisenursache ausgemacht. Die 

von der Größe her dazwischen stehenden Institute bleiben oftmals genau das: „stuck in the middle“: 

Sie erreichen nicht das Leistungsniveau einer Großbank und verlieren zugleich ihre regionale Kunden-

bindung. Offenbar bestehen also in jeder Größenklasse spezifische Probleme.   

Damit bleibt als wesentlicher zu erwartender Effekt einer stärkeren Konzentration im deutschen Ban-

kenmarkt eine Verringerung des Wettbewerbsdrucks, was im Ergebnis auf eine Sanierung des deut-

schen Bankensystems auf Kosten der Kunden hinausläuft. Auch dieses Argument könnte eine valide 

Begründung für eine Marktkonsolidierung sein, wenn man von einem ruinösen Wettbewerb ausgeht. 

Derartige Wettbewerbssituation lassen sich durchaus beobachten, so etwa in Italien und Spanien 

nach der Aufhebung des Regionalprinzips für bestimmte Kreditinstitute. In Deutschland beschränkt 

das weiterhin bestehende Regionalprinzip bei Volksbanken und Sparkassen den Wettbewerb in den 

Regionen. Die meisten Kunden haben es zumindest bei den vor Ort präsenten Banken mit einer sehr 

überschaubaren Zahl von Instituten zu tun. Die weitere Konsolidierung des Bankenmarktes würde 

daran wenig ändern, es sei dann man strebe die Einrichtung lokaler Monopole an. 

Ehe man also eine derart wettbewerbsfeindliche Lösung anstrebt, erscheint es sinnvoll, die weiteren 

Rahmenbedingungen des deutschen Bankenmarktes genauer zu betrachten. Dabei wird von der Auf-

sicht ein wesentlicher Faktor gerne vernachlässigt: Die Aufsicht selbst hat nach der Finanzkrise eine 

große Macht über das tägliche Geschäft der Banken gewonnen. Sie steht nicht mehr neutral zum 

Marktgeschehen, sondern prüft neben dem Risikomanagement und vielen betrieblichen Abläufen 

auch die Geschäftsmodelle. Aufsichtliche Themen dominieren die Vorstands- und Aufsichtsratssitzun-

gen der großen und zunehmend auch der kleinen Institute. Bei Großbanken sitzt die Aufsicht bei je-

der Entscheidung der Organe des Unternehmens mit am Tisch, was eine offene Diskussion der Ge-

schäftspolitik in solchen Gremien verunmöglichen sollte. Insgesamt reduziert sich der strategische 

Handlungsspielraum der Bankleitungen auf das, was der Aufsicht vermittelt werden kann. 

Während also die großen Institute vor allem in ihrer Geschäftsstrategie und ihrem Marktauftritt bü-

rokratischer und weniger flexibel werden, dominiert bei den kleineren Instituten die Fixkostenproble-

matik der Aufsicht. Sie müssen sich mit einer hochkomplexen Aufsichtsmaterie in ihrer Gänze befas-

sen, obwohl ein großer Teil der behandelten Sachverhalte sie gar nicht betrifft. Und vor allem die 
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umfänglichen und oftmals auch noch sehr knapp terminierten Informationsanforderungen der Auf-

sicht erzeugen hohe Fixkosten und belasten die in der jeweiligen Spezialisierung oft sehr beschränk-

ten Personalressourcen auf das Äußerste. So ist denn nach meinem – in vielen Gesprächen mit Bank-

vorständen bestätigten – Eindruck der zunehmende Aufwand zur Erfüllung der Anforderungen der 

Bankenaufsicht der wesentliche Treiber für die zahlreichen Bankfusionen der letzten Jahre. Insge-

samt versagt die Aufsicht bei der Umsetzung des proklamierten Prinzips der Proportionalität vollstän-

dig, und dies nicht nur hinsichtlich der unmittelbaren Aufsichtskosten. Berücksichtigt man die Kapi-

talerleichterungen der großen Banken aus der Verwendung interner Kreditrisikomodelle und deren 

Zugang zu kapitalmarktbasierten Eigenkapitalsurrogaten, liegt die Vermutung nahe, dass die kleine-

ren Kreditinstitute unabhängig vom vorhandenen Kapitalpuffer durch die aufsichtlichen Eigenkapital-

anforderungen ähnlich oder sogar stärker restringiert werden als große und systemische Banken.  

Festzuhalten ist an dieser Stelle, dass die Aufsicht auf vielfältigen Wegen einen wesentlichen Einfluss 

auf die sich herausbildende Marktstruktur hat. Diese Feststellung steht übrigens in eklatantem Wi-

derspruch zum kommunizierten Selbstbild und dürfte von der Seite der Aufsicht heftig bestritten 

werden. 

Im Ergebnis verändert sich der deutsche Bankenmarkt durch eine zunehmende Konzentration und 

eine sich aus der aufsichtlichen Normierung und Kontrolle ergebenden Angleichung der Geschäfts-

modelle. Er verliert an Vielfalt, Regionalität und Kundennähe. Die Institute werden bürokratischer, 

das Entscheidungsverhalten immer regelgebundener. In vieler Hinsicht handeln Bankmitarbeiter nur 

als der verlängerte Arm des Staates. Der Anteil der Mitarbeiter, der sich mit Kundenbelangen be-

schäftigt, wird immer geringer. Entsprechend wächst der Druck zu mehr Automatisierung und Stan-

dardisierung. Bereits heute ist dies nicht nur im Privatkundengeschäft, sondern zunehmend auch bei 

Unternehmenskunden der Fall. Die individuelle Beratung privater Kunden beschränkt sich schon aus 

Kostengründen auf die Bewältigung der bürokratischen Hürden, die jede Kontoeröffnung oder kurz-

fristige Kontoüberziehung in einen kleinen bürokratischen Alptraum verwandeln. Damit geht der 

Wert der Regionalität und Kundennähe zunehmend verloren. Vergleichbare Leistungen können im-

mer besser auch durch reine Internetbanken erbracht werden. Die Skalen- bzw. Netzwerkeffekte der 

digitalen Wirtschaft würden dann langfristig einer weiteren Konzentration bis hin zu einer Oligopol- 

oder sogar Monopolbildung den Weg öffnen.  

Viele der beschriebenen Entwicklungen ergeben sich auch aus der technologischen Entwicklung und 

insbesondere der Digitalisierung, die zu einem veränderten Kundenverhalten und drastischen Verän-

derungen in der Finanzindustrie führen wird. Im vorliegenden Kontext ist aber hervorzuheben, dass 

sich die Aufsicht in dieser Hinsicht nicht neutral verhält, sondern die Prozesse im Ergebnis voran- und 

gelegentlich auch weit über jedes Ziel hinaus treibt. Ein gutes Beispiel dafür ist die Regulierung der 

Anlageberatung, die heute die Beratung von Anlegern mit kleineren Vermögen durch Banken wirt-

schaftlich unrentabel werden lässt und das Anlageuniversum für Privatanleger etwa im Anleihebe-

reich massiv einschränkt. Viele sind am Ende auf Angebote aus dem Internet angewiesen, die unge-

achtet der fingerten Markttransparenz der Vergleichsportale oftmals weder preisgünstiger noch seri-

öser ausfallen. Auch in dieser Hinsicht schadet das Aufsichtssystem durch die Überregulierung den 

selbst gesetzten Zielen. 

3.3 Das „neue“ Bankensystem und das deutsche Wirtschaftsmodell 

In einigen Komponenten der oben skizzierten Entwicklung mag man eine längst fällige Angleichung 

an die mit Erfolg gelebten Verhältnisse in anderen europäischen Ländern sehen, also die Aufgabe 

deutscher „Anachronismen“, die von Vertretern der Europäischen Union schon seit langem beklagt 

werden. Denn schließlich sei das Deutsche Bankensystem „überholt“ und müsse in seinen Strukturen 
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grundlegende verändert werden. Diese Aussagen aus einem Interview der damaligen EU-Wettbe-

werbskommissarin Nellie Kroes von 2010 wurden allerdings durch die weitere, ausgesprochene nega-

tive Entwicklung der in ihrer Struktur entsprechend angepassten Bankensysteme Spaniens und Itali-

ens eher nicht gestützt. Unabhängig von den möglichen Ursachen der Entwicklungen in diesen Län-

dern stellt sich aber die Frage, wie ein solches Bankensystem zu der besonderen Struktur der deut-

schen Wirtschaft passt.  

Im Vergleich zu vielen anderen Staaten spielen in Deutschland mittelständische Unternehmen eine 

besondere Rolle. Viele dieser Unternehmen verfügen über hohe technologische Kompetenz in gele-

gentlich sogar einzigartiger Spezialisierung („hidden champions“). Häufig finden sich diese Unterneh-

men nicht in den großen Zentren, sondern in Kleinstädten oder sogar Dörfern. Ein hoher Anteil dieser 

Unternehmen ist familiengeführt, und die Mitarbeiter und oft auch die Unternehmensleitung sind 

der jeweiligen Region tief verbunden und intensiv verpflichtet. Daneben bestehen in Deutschland 

auch einige sehr erfolgreiche zentral geführte Großunternehmen und Unternehmensgruppen mit ei-

nem breiten Produktspektrum und einer relativ hohen Autonomie der Einzelunternehmen. Die An-

zahl der an Börse notierten Unternehmen ist relativ gering, auch wenn diese durch ihre Größe ein 

erhebliches wirtschaftliches Gewicht mitbringen. Insgesamt ergibt sich ein Bild großer Vielfalt mit 

den besonderen Schwerpunkten bei mittelständischen Unternehmen und hinsichtlich der Dezentrali-

tät und Regionalität der wirtschaftlichen Aktivitäten. 

Damit spiegelt das deutsche Wirtschaftssystem in wesentlichen Elementen seiner Struktur das deut-

sche Bankensystem. Diese Entsprechung ist weder zwangläufig (es gibt in Deutschland Branchen mit 

gänzlich anderer Struktur) noch zufällig, sondern generisch. Die grundsätzlichen Rahmenbedingun-

gen und staatlichen Gestaltungsentscheidungen, die zu der bestehenden Struktur der deutschen 

Wirtschaft und, in einem korrespondierenden Prozess, zu einer auf den spezifischen Bedarf dieser 

Wirtschaft ausgerichtete Bankindustrie geführt haben, sind tief in der deutschen Wirtschaftsge-

schichte verankert. Die sich daraus ergebenden Strukturen sind schon von daher nicht ohne erhebli-

che Friktionskosten wandelbar.  

Dabei nimmt das in diesem Prozess entwickelte Konzept der Hausbankbeziehung als eine besondere 

Form des beziehungsbasierten Bankgeschäfts eine wichtige Rolle ein. Gerade hochspezialisierte Un-

ternehmen benötigen für potentielle Krisen einen verlässlichen Finanzierungspartner, da ihr Ge-

schäftsmodell oftmals nicht sehr diversifiziert ist. Die deutsche Hausbank liefert relativ zuverlässig 

diese vertraglich nicht fixierbare Krisenhilfe, übrigens manchmal durchaus unwillig, da man eine Art 

Eigenkapital zum Preis von Fremdkapital zur Verfügung stelle. Gerade für regionale Kreditinstitute 

besteht aber neben der Gefahr des Verlustes wirtschaftlicher Reputation als „Hausbank“ und der Er-

wartungshaltung der sozialen Umgebung in der zumindest partiellen Internalisierung der sozialen Ef-

fekte einer Unternehmenspleite in der Region ein zusätzlicher starker Anreiz zur Krisenhilfe. Dieses 

Verhalten steht in einem deutlichen Kontrast zu der grundsätzlichen Risikoaversion von Fremdkapi-

talgebern und ermöglicht den mittelständischen Unternehmen in Deutschland eine ambitioniertere 

Geschäftspolitik.  

Damit erhebt sich die Frage, ob in einer veränderten Struktur auch zentralisierte Großbanken oder 

reine Internetbanken an die Stelle der regionalen Hausbank treten können? Für Internetbanken ist 

dies zumindest gegenwärtig ausgeschlossen. Die deutschen Großbanken gehen aber durchaus Haus-

bankbeziehungen ein, und auch ausländische Banken haben ein Interesse am mittelständischen Kre-

ditgeschäft in Deutschland. Vor allem für große und international besonders ambitionierte Mittel-

ständler mag dies sogar eine präferierte Lösung darstellen. Aber gerade in Krisen ziehen sich auslän-

dische Kreditinstitute in der Risikoübernahem gerne auf ihre Heimatmärkte zurück, und viele unter-

nehmensspezifische Krisen erfordern unternehmerische Entscheidung auf Seiten der Bank, die auf 

Seite 31 von 88



10 

einer mittleren Hierarchieebene einer Großbank oft nicht möglich sind. Tatsächlich wurde in den 

Großbanken in den vergangenen Jahrzehnten – in Reaktion auf einzelne Schadensfälle (Schneider) 

mit dem Beifall der Aufsicht – die früher erhebliche Macht und Entscheidungskompetenz der „Regio-

nalfürsten“ immer mehr beschnitten. Und schließlich haben mehrere Jahrzehnte der ausschließlichen 

Orientierung am Shareholder Value als aktuellem Marktwert der Bankaktien der Reputation der 

Großinstitute als Partner in langfristigen Hausbankbeziehungen geschadet. Der Weg zurück ist müh-

sam. 

Die Veränderungen im Bankensystem haben auch Auswirkung auf das Innovationsverhalten der Un-

ternehmen. Dieser Zusammenhang lässt sich allerdings nur in einer sehr groben Generalisierung be-

schreiben, die der Situation und Besonderheit vieler Unternehmen nicht gerecht wird. Danach müs-

sen Unternehmen ohne eine Absicherung durch eine Hausbankbeziehung ihre Innovation möglichst 

rasch zur Marktreife entwickeln und dann den Markt möglichst aggressiv durchdringen. Auf diesem 

Wege erschließen sie sich neue Finanzierungsquellen, etwa über den Kapitalmarkt, und gewinnen so 

eine Unabhängigkeit von bilateralen Finanzierungsbeziehungen und die Befähigung, Rückschläge aus 

eigener Stärke zu verkraften. Diese konsequente Ausrichtung auf den Markt ist eine besondere 

Stärke des amerikanischen Finanz- und Wirtschaftssystems und erzeugt in den personell und räum-

lich eng begrenzten Innovations- und Finanzierungszirkeln des Landes („Silicon Valley“) zahlreiche 

marktgängige Innovationen und großen Reichtum.  

Die Voraussetzungen für eine Nachahmung dieses Modells sind in Deutschland jedoch nicht gegeben. 

Deutschland verfügt weder über einen vergleichbar ergiebigen Markt der Frühphasenfinanzierung 

ohne die Einbeziehung der Banken (Venture Capital) noch über einen entsprechend leistungsfähigen 

Kapitalmarkt. Allein das Vertrauen darauf, dass diese Märkte sich bei entsprechender Nachfrage 

schon entwickeln würden, ist keine belastbare Strategie für die Gestaltung eines Finanzsystems. Sie 

vernachlässigt den Charakter dieser Märkte als besondere wirtschaftliche Institutionen, deren Auf-

bau eben auch Zeit benötigt. Die diesbezüglichen Bestrebungen im Rahmen der Europäischen Kapi-

talmarktunion sind begrüßenswert, verdeutlichen aber auch, wie schwierig die Bildung entsprechen-

der neuer Strukturen ist. Daneben ist zu beachten, dass die besondere Reputation deutscher Pro-

dukte nicht in der raschen Marktreife liegt, sondern in ihrer Qualität. Dahinter stehen Prozessinnova-

tionen und ein Perfektionsstreben, für die im kapitalmarktorientierten amerikanischen System kein 

Raum bleibt. Und schließlich stellt sich die Frage, ob das mit dem amerikanischen Innovationsmodell 

verbundene Ausmaß an sozialer Ungleichheit in Deutschland genauso widerspruchslos hingenom-

men würde wie in den USA.     

Im Ergebnis ist erkennbar, dass auf mittlere Frist die durch den Technologiewandel und die Aufsicht 

ausgelösten Strukturveränderungen im Bankensystem die spezifische Form der Mittelstandsfinanzie-

rung in Deutschland gefährden. Das daraus prospektiv erwachsende Bankensystem passt gerade und 

in besonderer Weise nicht auf die deutschen Verhältnisse. Auf diesem Wege würden wir spezifische 

Stärken verlieren, ohne dafür einen adäquaten Ersatz erwarten zu können.  

3.4 Zwischenfazit 

Die vorstehenden Abschnitte enthalten eine Reihe von Beobachtungen, aus denen sich verschiedene 

recht konkrete Handlungsempfehlungen ableiten lassen: 

1. Das Konzept des Level Playing Fields als am Produkt bzw. Einzelgeschäft ausgerichtetem Re-

gulierungskonzept führt zu Zonen unterschiedlicher Sicherheit innerhalb Europas und natio-

nalen Bankensysteme, da es die nicht-kontraktuellen Dimensionen von Finanzierungsbezie-

hungen vernachlässigt. Eine risikoorientierte Betrachtung führt dagegen zwingend auf ein 
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differenzierendes Bankaufsichtsrecht, auch wenn ein solches Aufsichtsrecht sehr viel schwe-

rer zu handhaben ist und einen hohen Grad an Unabhängigkeit und Widerstandkraft gegen-

über Lobbyinteressen erforderlich macht. Im bestehenden Aufsichtsrecht finden sich Diffe-

renzierungen. Sie sind aber unzureichend. 

2. Die Europäische Bankenaufsicht wurde aus Gründen innerhalb der Europäischen Zentralbank 

eingerichtet, die heute nur noch eingeschränkt Gültigkeit haben. Um die Aufsicht zu stärken 

und unabhängiger aufzustellen, wäre es empfehlenswert, diese, darin einer Anregung von 

Wolfgang Schäuble folgend, aus der Europäischen Zentralbank herauszulösen und selbstän-

dig aufzustellen.             

3. Das gegenwärtige Aufsichtssystem setzt in Deutschland Anreize zu Strukturveränderungen, 

die sowohl der Effizienz des deutschen Bankensystems schaden als auch über eine höhere 

Konzentration und eine Homogenisierung der Geschäftsmodelle das systemische Risiko erhö-

hen. Auch dies spricht für eine differenzierende Aufsicht, aber auch dafür, die Neutralität der 

Aufsicht gegenüber den Marktentwicklungen zu stärken und ihren Einfluss auf die Geschäfts-

politik der Kreditinstitute und die Struktur des Bankenmarktes zu verringern.    

4. Im vorliegenden aufsichtlichen Konzept werden vor allem kleine Institute durch eine Überre-

gulierung unsachgemäß benachteiligt. Das Modell der „Small Banking Box“ sollte daher von 

einem statischem Konzept zu einem dynamischen Prozess weiterentwickelt werden, in dem 

die Spielräume für Erleichterungen für kleine Institute nicht nur ausgelotet, sondern auch zü-

gig und mit Entschlossenheit ausgeschöpft werden. Dabei sollten klare Entlastungsziele vor-

gegeben und zeitnah evaluiert werden. 

5. Ein sehr viel ambitionierterer Ansatz bestünde darin, dass Aufsichtskonzept vom Kopf auf die 

Füße zu stellen und ein in sich geschlossenes und unkomplexes Aufsichtsregime für in einer 

sehr weiten Definition kleinere Institute vorzugeben, das für die größeren und systemischen 

Institute durch zusätzliche Regelungen zu ergänzen ist. In diesem Konzept wird die systemi-

sche Bank zum Ausnahmefall, und nur diese muss sich mit den daraus erwachsenden kom-

plexen Anforderungen und weitreichenden Informationspflichten auseinandersetzen. Ein er-

wünschter Nebeneffekt eines solchen Aufsichtsregimes wäre es, dass über die erhöhten Re-

gulierungskosten die sozialen Kosten des systemischen Risikos zumindest teilweise (im Sinne 

einer „Too-big-to-fail-Steuer“) im Entscheidungsfeld der Bank internalisiert würden. Die Aus-

beutung des Steuerzahlers über die implizite Staatsgarantie großer Institute wird damit unat-

traktiver, und im Idealfall werden nur solche Institute eine entsprechende Größe anstreben, 

für deren Geschäftsmodell dies erforderlich ist.      

6. Ein weiterer Bereich, der durch das aktuelle Aufsichtsregime beeinträchtigt wird, ist die Mit-

telstandsfinanzierung durch Banken. Die expansive Geldpolitik der Europäischen Zentralbank 

scheint zwar auf mittlere Sicht ausreichende Mittel zur Kreditvergabe an den Mittelstand zu 

gewährleisten. Die Finanzierungsbeziehungen ändern jedoch ihren Charakter und richten 

sich immer mehr an der kurzfristigen Opportunität aus. Gerade in Deutschland sollte es die 

Aufsicht aber für Banken attraktiv machen, dem Mittelstand als langfristiger Finanzierungs-

partner zur Verfügung zu stehen. Hinsichtlich der Eigenkapitalanforderungen für solche Enga-

gements muss die Aufsicht sich aber letztlich am tatsächlichen Risiko orientieren und darf 

keinen Rabatt gewähren. Dabei sollte sie jenseits der Scheingenauigkeit der modellbasierten 

Risikoermittlung durchaus im Modell nicht abgebildete Diversifikationseffekte und die positi-

ven langfristigen Auswirkungen einer Hausbeziehung berücksichtigen. Dennoch sind die 

Spielräume der Aufsicht an dieser Stelle begrenzt, wenn man das Konzept der aufsichtlichen 

Eigenkapitalanforderungen nicht insgesamt entwerten möchte.  
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7. Zur weiteren Förderung von Hausbankbeziehungen sollte die Aufsicht, auch unter Inkauf-

nahme einzelner Schadensfälle, den Mitarbeitern der Banken hinreichende Handlungsspiel-

räume für diskretionären Entscheidungen einräumen. Nur dadurch können Hausbankbezie-

hungen wieder mit dem Leben gefüllt werden, das ihnen gegenwärtig durch die aufsichtliche 

Normierung und Bürokratisierung der Prozesse entzogen wird. Die Erfahrungen aus der 

Corona-Krise, in der dies anscheinend (und richtigerweise) in erheblichem Umfang gesche-

hen ist, sollten als wertvoller Anknüpfungspunkt für ein besseres Aufsichtsregime im Bereich 

der klassischen Mittelstandsfinanzierung dienen.   

8. Im Grundsatz impliziert eine konsequente Risikoorientierung bei der Eigenkapitalunterlegung 

auch die Berücksichtigung von Risiken nicht-nachhaltiger Geschäftsmodelle. Daher sollte die-

ser Aspekt auch in die internen Kreditratings der Banken einfließen – was wahrscheinlich in 

vielen Instituten schon der Fall ist. Von einer weitergehenden aufsichtlichen Berücksichti-

gung über diese betriebswirtschaftlich motivierte Risikoeinschätzung der Bank hinaus 

möchte ich dagegen dringend abraten. Dies könnte etwa durch geringere Eigenkapitalanfor-

derungen für Engagements geschehen, die ein bestimmtes Nachhaltigkeitsrating vorweisen 

können oder in politisch erwünschten Geschäftsfeldern aktiv sind. Damit würde aber der 

bankaufsichtliche Kernprozess der aufsichtlichen Eigenkapitalanforderungen in hohem Maße 

politisiert oder in Abhängigkeit von Agenturen gebracht, deren Nachhaltigkeitsratings in ih-

ren wirtschaftlichen Auswirkungen nicht quantifiziert und deren Zuverlässigkeit nicht einmal 

nachträglich getestet werden kann.  

An dieser Stelle sei die abschließende Bemerkung erlaubt, dass mittelständische Unternehmen unab-

hängig von der individuellen Behandlung dieses Themas im Unternehmen in vielfacher Hinsicht (z.B. 

Wettbewerb, Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung der Regionen, sozialer Ausgleich und Ver-

antwortung für die Gemeinschaft, Steuerleistung) eine sehr viel höhere Nachhaltigkeit für eine de-

mokratische Gesellschaft und soziale Marktwirtschaft aufweisen als große Internet-Konzerne mit 

kaum noch kontrollierbarer Marktmacht und steueroptimierter Gruppen- und Geschäftsstruktur, 

auch wenn diese über ein viel attraktiveres Nachhaltigkeitsranking verfügen. 

4. Dynamik des Regulierungsprozesses 

Die gewaltige Komplexität der Bankenaufsicht und der damit verbundenen Fragestellungen und Kon-

zepte impliziert, dass eine kompetente Auseinandersetzung mit diesem Thema eigentlich nur noch 

im Kreis einer kleinen Gruppe von ausgewählten Experten aus den Aufsichtsbehörden sowie wenigen 

Großbanken und hochspezialisierten Beratungsunternehmen erfolgen kann. Die Kontrolle durch Par-

lamente oder eine kritische Öffentlichkeit ist damit erheblich erschwert, und diese Hürde wächst mit 

jeder neuen Regulierungsrunde. Warum kann man vor diesem Hintergrund nicht einfach den Exper-

ten in den Aufsichtsbehörden vertrauen, die ja im öffentlichen Interesse handeln sollten und sich im 

Zweifel gegenüber möglicher Kritik der „Laien“ wirksam hinter der thematischen Komplexität ver-

schanzen können?  

Betrachtet man den Aufsichtsprozess mit ausreichendem Abstand, wird jedoch erkennbar, dass die 

im Einzelfall unabweisbar erscheinende Normsetzung und Regulierung (oder auch Deregulierung) Teil 

einer umfassenden, von der jeweiligen Begründung gelösten aufsichtlichen Dynamik ist. Dieser Pro-

zess folgt einer bürokratischen und politischen Eigenlogik, die eben nicht dem öffentlichen Interesse 

dient. In einem langen Zyklus und mit großer Unschärfe lässt sich hier ein hysteretischer Prozess mit 

– leider – ansteigender Amplitude ausmachen: Unzureichend regulierte oder zuvor massiv deregu-

lierte Finanzsysteme sind anfällig für ein Marktversagen. Tritt eine Krise ein, löst diese eine politische 
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Reaktion aus: Das Finanzsystemen wird reguliert. Sind die entsprechenden Institutionen und perso-

nellen Ressourcen jedoch einmal geschaffen worden, entsteht auch ein Interesse an der Erhaltung 

und dem weiteren Ausbau dieser bürokratischen Strukturen. Freiwillig wird eine Behörde wohl nur 

selten Aufgaben, Kompetenzen oder Macht abgeben. Gerade im Aufgabenfeld der Bankenaufsicht 

fällt es aber auch leicht, neue Gefahren zu identifizieren und den weiteren Ausbau der Aufsicht zu 

motivieren. Dann natürlich kann ein Bankensystem niemals vollständig sicher gemacht werden, da es 

aus seiner Funktion als optimierter Liquiditätspool einer Volkswirtschaft heraus eben auch inhärent 

instabil ist (siehe Abschnitt 2.4).  

Erkennbar haben wir diesen Stand der Entwicklung heute erreicht. Der Prozess des Agenda-Setting 

auf europäischer Ebene erzeugt einen steten Fluss neuer aufsichtlichen Vorgaben. Das zeitweise ex-

ponentielle Wachstum des Volumens an aufsichtlichen Texten hat sich zwar zwangsläufig etwas ab-

geschwächt. Sinnvolle Erleichterungen werden aber nur unter größten Bedenken und Vorbehalten 

gewährt und durch Einschränkungen und zusätzliche Absicherungsmaßnahmen entwertet. Auch die 

in der Corona-Krise gewährten Erleichterungen stehen unter dem Vorbehalt, dass nach der Krise die 

Regulierung erst recht verschärft werden sollte. Die Spezialisten immunisieren sich gegen einen öf-

fentlichen Diskurs über eine hermeneutische Sprache mit einem ausgebauten System besonderer Be-

grifflichkeiten und Akronymen, aber auch durch die reine Komplexität des von ihnen geschaffenen 

Systems. Die Norm wird in ihrem rechtlichen Charakter zum Selbstzweck und verliert immer mehr 

den Bezug zu den dahinter stehen ökonomischen Aufsichtszielen. Auch in diesen Entwicklungen kann 

man übrigens ein besonderes systemisches Risiko erkennen. Umso bemerkenswerter ist es, dass es 

der Aufsicht in der Corona-Krise möglich war, diesen Pfad zu verlassen und die notwendigen Erleich-

terungen zu gewähren. Sie hat damit erfolgreich verhindert, dass diese Ausprägung des systemischen 

Risikos schlagend wurde.          

Über den weiteren Entwicklungsgang lassen sich natürlich keine sicheren Vorhersagen treffen, auch 

wenn man sich auf Erfahrungen auf der Vergangenheit stützen kann. Es ist zu vermuten, dass die 

wirtschaftlichen Nachteile aus der Überregulierung – auch im Wettbewerb mit anderen Nationen – 

irgendwann so einschneidend werden, dass sich eine Politik der Deregulierung durch einen Macht-

wechsel oder einen Sinneswandel der Regierenden durchsetzen kann. Erste Tendenzen zu einer De-

regulierung des Finanzsektors finden sich übrigens bereits in den USA und, im Kontext des Brexits, 

auch in Großbritannien. Dabei können die Effizienzgewinne aus der Deregulierung erheblich sein und 

zu einem vollkommenen Wandel der öffentlichen Wahrnehmung der Rolle der Aufsicht und des Staa-

tes im Bankwesen führen. Je höher das erreichte Niveau der Überregulierung ausfällt, umso rascher 

und weniger durchdacht dürfte der Deregulierungsprozess ausfallen. Und so wie heute nahezu jede 

aufsichtliche Verschärfung auf breite öffentliche und politische Zustimmung trifft, steht zu befürch-

ten, dass in dieser zukünftigen Situation die Deregulierung ebenso undifferenziert nach Art eines po-

litischen Dogmas durchgezogen wird. Die dabei auftretenden Missstände werden ihre Profiteure fin-

den. Diese werden ihren politischen Einfluss einsetzen, um den Deregulierungsprozess weit über das 

sinnvolle Maß hinaus zu treiben. Damit steht der Regulierungszyklus wieder am Anfang. 

Verschiedene Binnenlogiken verstärken gegenwärtig diesen Prozess und lassen es als unwahrschein-

lich erscheinen, dass eine baldige und substantielle Kurskorrektur politisch durchsetzbar wird:  

a) Die technischen Möglichkeiten der Regulierung von Kreditinstituten haben sich gegenüber 

der Vergangenheit gewaltig vergrößert. 

b) Die europäische Aufsicht ist ein gemeinsames europäisches Projekt, an dessen Ausbau schon 

aus politischen Gründen festzuhalten ist. Daneben bestehen im Kontext der Bankenaufsicht 

Umverteilungspotenziale innerhalb der Europäischen Union, die ganz spezifische Interessen-

lagen erzeugen können. 
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c) Eine gewaltige Beratungsindustrie lebt von der Bankenaufsicht. Daneben entsteht unter dem 

Begriff Regtech eine eigene Digitalindustrie, die sich der Regulierung der Finanzindustrie wid-

met. Damit bestehen ganz unabhängig vom tatsächlichen Verhalten der betreffenden Unter-

nehmen massive wirtschaftliche Interessen an einer Erhaltung und Erweiterung des Ge-

schäftsfeldes „Bankenaufsicht“.  

d) Mit der Aufsicht sind in Deutschland verschiedenen Behörden betraut. Ich habe den subjekti-

ven Eindruck, dass diese darum wetteifern, wer die seiner Aufsicht unterworfenen Institutio-

nen am härtesten beaufsichtigt. Dabei mag es eine Rolle spielen, dass die finale Kompetenz 

auf die Europäische Zentralbank übertragen wurde, gegenüber der die nationalen Aufseher 

keine Schwäche zeigen wollen. 

Gibt es Wege, die Prozesshaftigkeit der Regulierung im öffentlichen Interesse zu durchbrechen und 

so zumindest die Amplitude des Regulierungsprozesses zu reduzieren?  

1. Ein öffentlicher Diskurs unter Einbeziehung der Politik und Wissenschaft kann helfen, ein Be-

wusstsein für diese Prozesshaftigkeit und für die Notwendigkeit eines Gegensteuerns sowohl 

in der Auf- als auch der Abschwungphase der Regulierung zu wecken. Ein besonderes Prob-

lem stellt dabei das Auseinanderfallen der Entscheidung- und der Diskursebene dar: Bankauf-

sichtliche Normen werden auf globaler und europäischer Ebene geschaffen. Es wird jedoch 

schwer werden, den Diskurs über die Bankenaufsicht aus dem Expertenghetto in eine leider 

nur schwach ausgeprägte europäische Öffentlichkeit zu ziehen. Die wesentlichen Debatten 

finden in Europa meinem Eindruck nach eben immer noch auf nationaler Ebene statt.  

2. Die Corona-Krise sollte nicht als Regulierungspause verstanden werden. Sie sollte als eine 

einzigartige Chance für einen neuen Regulierungsansatz begriffen werden. Die in der Krise 

richtigerweise ausgesetzte Vorgaben und Aufsichtsverschärfung sollten als „Schönwetter-

Regulierung“ ausgemacht werden, die den Krisentest eben nicht bestanden haben. Daran 

sollte eine umfassendere Evaluierung des bestehenden Aufsichtsregimes anknüpfen, die sich 

in der Argumentation auch auf die Krisenerfahrungen stützen kann. 

3. Am Ende dieses Prozess sollte im Idealfall eine stärkere Aufsicht stehen, die mit weniger Bü-

rokratie und einem abgespeckten Normenkatalog, aber mit großer Diskretion und hoher Un-

abhängigkeit sich den inhärenten Gefahren der Finanzmärkte entgegenstellt und aus diesem 

gestärkten institutionellen Selbstverständnis heraus den Aufsichtsprozess gegenüber den 

Über- und Untertreibungen der Gegenwart verstetigen kann.    
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Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses des Deut-

schen Bundestages am 1. Juli 2020 zum Antrag der Fraktion der FDP „Basel III-

Finalisierung – Kreditversorgung Deutschlands erhalten“ (BT-Drucksache 19/17745) 

 

 

 

 

Leitlinien für die Umsetzung des finalen Basel III-Reformpakets in der EU 

 

Die Bundesbank setzt sich für eine streng an den Empfehlungen des Baseler Ausschusses orien-

tierte Umsetzung des Basel III-Reformpakets in der EU ein. Das Basel III-Reformpaket ist ein 

wichtiger Meilenstein für die Bankenregulierung, indem es für faire und gleiche Wettbewerbsbe-

dingungen für alle Banken weltweit sorgt und durch strengere Anforderungen an das Eigenkapital 

und die Risikomessung die Finanzstabilität erhöht.  

 

Die durch Basel III unmittelbar nach der globalen Finanzkrise festgelegten höheren Anforderun-

gen an das Eigenkapital und die Schaffung von zusätzlichen Eigenkapitalpuffern haben dazu ge-

führt, dass das Bankensystem in der aktuellen Covid-19-Krisensituation grundsätzlich wider-

standsfähiger ist als vor der globalen Finanzkrise. Die Eigenkapitalpuffer helfen dabei, mögliche 

Verluste im Bankensystem zu absorbieren und die Kreditversorgung zu stabilisieren. Bislang ha-

ben insbesondere auch die umfangreichen geld- und fiskalpolitischen Maßnahmen in erhebli-

chem Maße zur Stabilisierung der Wirtschaft und damit auch des Finanzsektors beigetragen.  

 

Der mit Basel III eingeschlagene Regulierungsweg ist ein wichtiger Beitrag für stabile Finanz-

märkte. Das Basel III-Reformpaket ist eine konsequente Weiterentwicklung des mit Basel II ein-

geführten risikoorientierten Ansatzes und berücksichtigt die seitdem gewonnenen Erfahrungen 

sinnvoll.  

 

Es ist aus Sicht der Bundesbank von zentraler Bedeutung, dass das Basel III-Reformpaket voll-

ständig und konsistent wie vorgesehen bis Anfang 2023 nicht nur in der EU, sondern auch in al-

len anderen im Baseler Ausschuss vertretenen Jurisdiktionen umgesetzt wird. Basel III ist ein 

Kompromiss, in den die Positionen aller Beteiligten – einschließlich der deutschen und der euro-

päischen – eingeflossen sind. Die Bundesbank setzt sich dafür ein, den vereinbarten Basel III-

Kompromiss im europäischen und deutschen Bankenmarkt umzusetzen. Nur dann kann legitimer 

Weise erwartet werden, dass andere Länder dies ebenfalls tun. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 

können wir im Baseler Ausschuss keinerlei Anzeichen dafür erkennen, dass einzelne Länder von 

den Standards abweichen wollen. 
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Auch die Europäische Bankenaufsichtsbehörde (EBA) hat die vollständige Umsetzung des Basel 

III-Reformpakets empfohlen; ebenso sollen laut EBA bereits bestehende Abweichungen vom Ba-

seler Standard in der europäischen Regulierung gestrichen werden, sofern sie ungerechtfertigt 

sind. Die Bundesbank unterstützt diese Empfehlung. 

 

Soweit die Baseler Standards Ermessensspielräume eröffnen, sollten diese vernünftig und mit 

Augenmaß genutzt werden, um den Besonderheiten der europäischen Finanzmärkte Rechnung 

zu tragen. So kann die Kreditversorgung der Wirtschaft, insbesondere des Mittelstands, sowie der 

privaten Haushalte, vor allem für den Immobilienerwerb, unterstützt werden. Das betrifft zum Bei-

spiel die Beibehaltung der Verwendung von externen Ratings im Kreditrisiko-Standardansatz, die 

Beibehaltung des Realkreditsplittings und die Anwendung des Hard Tests zur Privilegierung von 

Cash-Flow-abhängigen Immobilienfinanzierungen. 

 

Zudem sollte bei der anstehenden Umsetzung das durch das Bankenpaket zuletzt wesentlich 

stärker im EU-Recht verankerte Proportionalitätsprinzip noch intensiver Niederschlag finden. Die 

hier entlasteten kleinen bis mittelgroßen Institute stehen nicht im Fokus des Baseler Ausschusses 

und sind kaum grenzüberschreitend tätig. 

 

 

Auswirkungen auf das deutsche Bankensystem  

 

Die erwarteten Veränderungen in den Eigenkapitalanforderungen sind je nach Institut bezie-

hungsweise Geschäftsmodell sehr differenziert und spiegeln die genannten Ziele der Reform wi-

der, nämlich risikoreicheres Geschäft auch strenger zu regulieren. Auswirkungsstudien zeigen, 

dass dieser letzte Teil des Basel III-Pakets die gewünschte Wirkung einer stärkeren Risikoorien-

tierung der Kapitalanforderungen entfalten wird. 

 

Für den überwiegenden Teil der deutschen Institute, vor allem Sparkassen und Genossen-

schaftsbanken, erwartet die Bundesbank verhältnismäßig überschaubare Auswirkungen des Ba-

sel III-Reformpakets. Für Institute, die ausschließlich den Standardansatz verwenden, wird ein 

Anstieg der Kapitalanforderungen von durchschnittlich 6,5 % ermittelt. Bei einigen dieser Banken 

wird die Kapitalanforderung sogar sinken. Demgegenüber kann der Anstieg bei Instituten, die mit 

internen Modellen arbeiten, höher ausfallen.  

 

Die Bundesbank schätzt den Anstieg der Kapitalanforderungen für die 42 überwiegend großen 

Banken, die an einer Erhebung der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde EBA teilgenommen 

haben, auf durchschnittlich 27,3 %. Dabei ist aber zu beachten, dass die deutsche Stichprobe 

durch einige wenige Ausreißer verzerrt wird. So verzeichnet die mittlere Bank (Median) unter den 

deutschen Erhebungsteilnehmern einen Anstieg der Kapitalanforderungen von 12,7 %.  
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Die EBA selbst kommt nach ihren Berechnungen im Durchschnitt über alle EU-Banken in ihrer 

Stichprobe auf einen Anstieg der Mindestkapitalanforderungen in Höhe von 24,4% für die EU und 

sogar auf 38,2% für die teilnehmenden deutschen Banken. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass 

mit der Stichprobe nur etwa 63 % des deutschen Marktes und vor allem stark betroffene Institute 

abgedeckt waren. Zudem rechnet die EBA unter ungewöhnlich konservativen Annahmen.1 Die 

Bundesbank schätzt diese Zahl deshalb für Deutschland als nicht so aussagekräftig ein wie für 

andere EU-Länder. 

 

 

Output Floor 

 

Der Output Floor betrifft Institute, die zur Ermittlung ihrer Mindestkapitalanforderungen auf inter-

nen Ratings basierende Ansätze (IRBA) nutzen. Regelungszweck des Floors ist, die Modellie-

rungsspielräume der Banken zu begrenzen und dadurch die Variabilität in den Berechnungser-

gebnissen im globalen Quervergleich zu verringern. Der Output Floor ist eines der zentralen 

Elemente des Basel III-Reformpaketes und war Gegenstand langwieriger und schwieriger Ver-

handlungen. Mit der finalen Kalibrierung von 72,5 % wurde die Ersparnis im IRBA gegenüber 

dem Standardansatz auf 27,5 % der Eigenmittel begrenzt. Dieser Kompromiss stellt eine tragfä-

hige Lösung dar.  

 

Das finale Basel III-Reformpaket sieht zudem vor, dass der Output Floor nicht sofort in voller 

Höhe zum Tragen kommt, sondern ab 2023 stufenweise über fünf Jahre eingeführt wird. Damit 

erhalten die Institute ausreichend Zeit, sich auf diese Anforderung einzustellen.  

 

 

Auswirkungen auf die Kreditversorgung von Unternehmen und Privathaushalten 

 

In Bezug auf Basel III wird verschiedentlich die Sorge geäußert, die neuen Regelungen könnten 

sich negativ auf die Kreditgewährung z.B. an mittelständische Unternehmen oder bei Immobilien-

krediten auswirken.  

 

Bei den Verhandlungen zum Basel III-Reformpaket hat sich gerade die deutsche Seite erfolgreich 

dafür eingesetzt, dass den Besonderheiten des deutschen Immobilienfinanzierungssektors mit 

seinen hohen Qualitätsstandards und seiner Langfristkultur angemessen Rechnung getragen 

_____________ 
1  Dies gilt unter anderem hinsichtlich des Umgangs mit den Kapitalzuschlägen der Säule 2, welche in der EBA Studie 

als konstante Prozentwerte angenommen und damit überzeichnet werden; auch wird nicht berücksichtigt, dass die 
bisher in Säule 2 berücksichtigten Modellrisiken künftig über den Output-Floor in Säule 1 adressiert werden. Des Wei-
teren sind die zuletzt verabschiedeten Überarbeitungen des Baseler Ausschusses in den Bereichen Marktrisiko und 
CVA, die in der Regel zu geringeren künftigen Kapitalanforderungen führen, nicht berücksichtigt.  

Seite 39 von 88



Seite 4 von 4 

 

wird. Insbesondere bei der Eigenkapitalunterlegung von Immobilienkrediten konnten deutliche Er-

leichterungen gegenüber den ursprünglich vom Baseler Ausschuss konsultierten Reformvorschlä-

gen erzielt werden.  

 

Die in Europa bereits umgesetzten strengeren Baseler Eigenkapitalstandards des ersten Teils 

des Basel III Pakets aus dem Jahr 2010 haben zu wesentlich höheren zusätzlichen Kapitalanfor-

derungen für deutsche Banken geführt als das nun anstehende Basel III-Reformpaket. Seither 

hat sich die Kapitalausstattung des deutschen Bankensystems in etwa verdoppelt, ohne dass 

eine Kreditverknappung eingetreten wäre. Insgesamt sieht die Bundesbank durch die anstehende 

Umsetzung des Basel III-Reformpakets keine Gefährdung der Kreditversorgung der Wirtschaft 

oder der privaten Haushalte. 

 

 

Weitere Stärkung des Proportionalitätsprinzips 

 
Im Rahmen des im vergangenen Jahr auf EU-Ebene beschlossenen Bankenpakets (CRD V/CRR 

II) konnten nicht zuletzt aufgrund der deutschen Bemühungen vor allem beim Meldewesen und 

bei der Offenlegung deutliche operative Entlastungen für kleine und nicht komplexe Institute er-

reicht werden. Die europäische Umsetzung des finalen Basel III-Reformpakets bietet eine Gele-

genheit zu prüfen, ob noch weitergehende Entlastungen bei den Anforderungen unter Proportio-

nalitätsaspekten sinnvoll und möglich sind. Es kann dabei ausschließlich wieder um operative 

Erleichterungen, insbesondere für die kleinen und mittleren Banken, gehen, nicht jedoch um Ent-

lastungen bei den Kapital- oder Liquiditätsanforderungen.  
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Stellungnahme zum Antrag der Fraktion der FDP Basel III-

Finalisierung - Kreditversorgung Deutschlands erhalten BT-

Drucksache 19/17745 

 

Kleinere und mittlere Unternehmen (KMU) bilden das Rückgrat der 

deutschen Wirtschaft.  Die Finanzierung über Bankkredite ist für KMU 

zentral. Gerade die meist regional tätigen, kleineren und mittleren Banken 

haben eine hohe Krisenresilienz gezeigt und die Kreditversorgung in 

Krisenzeiten aufrechterhalten. 

 

Eigenmittel müssen ihre Pufferfunktion erfüllen 

Ziel der Baseler Eigenmittelanforderungen ist es, Banken durch 

hinreichende Eigenmittelpuffer stabil zu halten. Puffer haben die 

Eigenschaft „in guten Zeiten“ überflüssig zu erscheinen. „Schlechte 

Zeiten“ allerdings überstehen Banken - genauso wie andere 

Wirtschaftseinheiten - nur, wenn ausreichende Eigenkapitalpuffer 

vorhanden sind, um die Einbußen in der Krise selbst tragen zu können. 

Eine gute Kapitalisierung der Banken ist zudem gerade in der jetzigen 

Krisensituation eine notwendige Voraussetzung für rasche Erholung und 

nachhaltige Wachstumsimpulse.  
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Die Baseler Eigenmittelanforderungen dürfen daher gerade nicht auf 

„Schönwetterperioden“ ausgelegt sein, sondern müssen so reichlich 

bemessen sein, dass sie auch dann noch die Solvenz der Bank sichern, 

wenn „Stürme und Wolkenbrüche“ zu überstehen sind. Die jetzige Krise 

zeigt uns in aller Deutlichkeit, wie notwendig es für Banken ist, 

ausreichend Puffer zu besitzen. 

Nur Kernkapital ist ein Puffer im eigentlichen Sinne.  Kernkapital ist der 

einzige zum Tragen von Verlusten befähigte Bilanzbestandteil. 

Langfristiges Fremdkapital, das ebenfalls zu den Eigenmitteln zählen 

kann, könnte im Prinzip auch außerhalb der Insolvenz Verluste tragen, 

allerdings nur dann, wenn der Bail-in eine realistische Option wäre. Bei 

Großbanken ist der Bail-in allerdings keine realistische Option,1 und bei 

kleineren Banken dürfte die Aussicht auf einen Bail-in ohnehin mit 

Insolvenz gleichbedeutend sein. 

Der mit Basel II eingeführte Internal Risk Based Approach (IRBA) hat es 

Banken ermöglicht, entgegen dem eigentlichen Regulierungsziel, weniger 

anstatt mehr Eigenmittel nachweisen zu müssen (=Verkehrung des 

Regulierungszweckes).  Eine Ursache für die Unterminierung des 

Regulierungszwecks war die starke Diskretion der Banken bei der 

Kalibrierung des Risikogewichts mit eigenen Modellen. Banken, die den 

Internal Risk Based Approach (IRBA) wählten und damit ihre 

Risikogewichte selbst schätzten, konnten ihr risikogewichteten Aktiva und 

damit ihre notwendigen Eigenmittel substanziell reduzieren. Banken 

haben einen Anreiz „Eigenkapital zu sparen“, also die Risiken zu 

 
1 Dorothea Schäfer (2016), Regulierung der EU-Finanzmärkte, Wirtschaftsdienst 
96(8), 563-570, 
https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/jahr/2016/heft/8/beitrag/regulierung-
der-eu-finanzmaerkte.html.  
Dorothea Schäfer (2019), Bankenchampions sind keine Lösung: Kommentar, 
DIW Wochenbericht 86(9), 124-124, 
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.614826.de/19-9-3.pdf  
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unterschätzen und die Gewichte modellgestützt „klein zu rechnen“2. Mit 

am deutlichsten wird dies benannt im Abschlussbericht der britischen 

Independent Commission on Banking aus dem Jahre 2011: … the use of 

RWAs in this way incentivises banks to manipulate the risk-weighting of 

assets in order to minimise capital requirements. This is especially 

problematic as internal ratings-based models that sophisticated banks 

typically use to determine risk weights require the exercise of a 

considerable degree of judgement.”3 

 

Outputfloor zur Eindämmung der Regulierungsarbitrage 

Dieser legalen Fehlinterpretation des Regulierungszwecks sollte Basel III 

ein Ende setzen. Das ist allerdings nicht hinreichend gelungen. So hat zum 

Beispiel PWC in einem Blog festgestellt,4 dass Banken mit IRB-Ansatz 

„deutlich geringere Eigenkapitalanforderungen“ haben als Banken, die 

den Kreditrisikostandardansatz (KSA) verwenden. Daten der European 

Banking Authority (EBA)-Transparenzübung vom Juni 2017 zeigen einen 

Risikogewichtsmedian von 32 Prozent bei IRBA-Banken und 71 Prozent 

 
2 Dorothea Schäfer (2017), 10 Jahre Große Finanzkrise – Weiterhin Krisenmodus 
oder nachhaltige Stabilität? Wirtschaftspolitische Blätter 4, 489-503.  
3 Independent Commissionon Banking (2011), Final Report – Recommendations, 
S. 98, 
https://webarchive.nationalarchives.gov.uk/20120827143059/http://bankingcommi
ssion.independent.gov.uk/ 
Dorothea Schäfer (2011), Banken: Leverage Ratio ist das bessere Risikomaß, DIW 
Wochenbericht 78(46), 11-17.  
Dorothea Schäfer (2012), Nachhaltige Finanzmärkte - eine Bestandsaufnahme 
nach fünf Jahren Finanzkrise,  Begleitpapier zur internen Anhörung der 
Projektgruppe Nachhaltig gestaltende Ordnungspolitik der Enquete-Kommission 
Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität  am 21. Mai 2012 
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.407704.de/diwkompa
kt_2012-066.pdf, S. 37ff  
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.388897.de/11-46-3.pdf  
4 PWC (2019), Der IRB-Ansatz 2.0, https://blogs.pwc.de/regulatory/allgemein/der-
irb-ansatz-2-0/3329/  
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bei KSA-Banken.5 Demgemäß benötigt die Median-IRBA-Bank im 

Durchschnitt weniger als die Hälfte des regulatorischen Mindestkapitals, 

das die Median-KSA-Bank in der Bilanz nachweisen muss.  

Der Outputfloor schreibt nun folgendes vor: jede IRBA-Banken muss im 

Aggregat aller Risikopositionen ein Risikogewicht ausweisen, das bei 72,5 

Prozent desjenigen Risikogewichts liegt, das sich ergeben würde, wenn sie 

KSA-Bank wäre.   

Damit trägt der Outputfloor der oben geschilderten Ungleichheit zwischen 

IRBA und KSA Rechnung. Zudem schwebte dem Baseler Kommitee vor, 

die extreme Schwankungsbreite der internen Kreditrisikomodelle 

einzudämmen: “the  Committee  conducted  a  comprehensive  and  

rigorous  assessment  of  the  impact  of these revisions on the banking 

system and the wider macro economy. As a result of this assessment, the 

Committee focused on not significantly increasing overall capital 

requirements. This is reflected in the design, calibration and transitional 

arrangements discussed below.  The Committee will continue to monitor 

and evaluate the effectiveness of these reforms in reducing excessive RWA 

variability.”6 

 

Anstieg der Kapitalanforderungen für KMU Kredite moderat  

Im Antrag wird gefordert, „die Kapitalanforderungen für Banken nicht 

signifikant - das heißt um nicht mehr als 10 Prozent - zu erhöhen”. 

Grundlage für die Forderung ist das Zitat: “We confirm our support for the 

Basel Committee on Banking Supervision’s (BCBS) work to finalise the 

Basel III framework without further significantly increasing overall capital 

requirements across the banking sector, while promoting a level playing 

 
5 Der Median zeigt den Wert, der genau in der Mitte einer Datenverteilung liegt. 
Die eine Hälfte der Risikogewichte ist kleiner, die andere größer als der Median. 
6 Basel Committee on Banking Supervision (2017), Basel III: Finalising post-crisis 
reforms, December 2017. https://www.bis.org/bcbs/publ/d424.pdf, S. 1 
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field.” Die 10%-Forderung wird im Besonderen mit der Sorge um kleine 

und mittlere Banken und um die Kreditversorgung für KMU begründet. 

Für die besondere Zielgruppe kleinere und mittlere Banken (Gruppe-2-

Institute) steigen nach Angaben der Bundesbank die 

Mindestkapitalanforderungen im Mittel um 13,2 Prozent, 7  und damit um 

einem Wert, der nicht sehr weit von dem angemahnten 10 Prozent entfernt 

liegt.  Für die international aktiven Banken mit mehr als drei Milliarden 

Euro Kernkapital beträgt der Anstieg laut Bundesbank 32 %.8 Es sei auch 

daraufhin hingewiesen, dass IRBA-Banken, bei denen die 

Verschuldungsquote (Leverage Ratio) bindend ist, weniger bis gar nicht 

vom Output-Floor betroffen sein werden.  

Banken, die überwiegend KMUs als Kunden haben, sind zudem jüngst bei 

den Eigenkapitalanforderungen entlastet worden. Das EU-Parlament hat 

im Rahmen des „CRR Quick Fix” eine Verstetigung des KMU-

Unterstützungsfaktors beschlossen  und damit eine um etwa 25 Prozent 

reduzierte Eigenkapitalunterlegung für Mittelstandskredite dauerhaft 

erlaubt.9 Dies bedeutet auch, dass die Berechnungen der Deutschen 

Bundesbank vom April 2020 zu hoch gegriffen sind. Für KMU-Kredite ist 

die Begrenzung auf einen Anstieg der Mindestkapitalanforderungen um 10 

Prozent möglicherweise bereits erfüllt.  

 

Forderung nach Begrenzung auf 10-Prozent Anstieg sinnvoll?  

Unabhängig davon stellt sich die Frage, ob die Forderung nach 

Begrenzung auf einen 10-Prozent Anstieg sinnvoll ist. Die deutschen 

Banken haben zwar seit der Finanzkrise ihre Eigenmitteldecke erhöht. 

 
7 Das sind alle Institute, die nicht international aktiv sind und deren Kernkapital 
nach aktuellem Regelwerk weniger als 3 Mrd € beträgt. 
8 Deutsche Bundesbank: Basel III-Monitoring 08.04.2020, 

https://www.bundesbank.de/de/aufgaben/bankenaufsicht/rechtsgrundlagen/baseler-

rahmenwerk/basel-iii-monitoring-598118 
9 https://www.dsgv.de/newsroom/presse/200619_PM_CRR_Quick_Fix_38.html 
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Dennoch zeigen beispielsweise die Transparenz-Daten der EBA vom Juni 

2018, dass das Verhältnis zwischen Bilanzsumme und Kernkapital bei den 

beteiligten deutschen Banken in der Mehrheit geringer war als fünf 

Prozent.  

Nach wie vor gilt daher, dass eine höhere Kapitalisierung der deutschen 

Banken aus Gründen der bank-individuellen und der Systemstabilität 

wünschenswert wäre.  Als Folge der gegenwärtigen Krise werden die 

notleidenden Kredite in der EU und in Deutschland ansteigen. Die Banken 

könnten den erwarteten Anstieg weitaus besser bewältigen, wenn die 

Kernkapitalpuffer höher wären, als sie momentan sind. Auf die drohende 

Kernkapitalknappheit mit einem Aussetzen der Kapitalanforderungen zu 

reagieren, wie reflexartig von manchen gefordert, wäre der gänzlich 

falsche Weg. 

In vielen wissenschaftlichen Studien wurde festgestellt, dass eine gute 

Eigenmittelausstattung Voraussetzung für eine hohe 

Kreditvergabebereitschaft ist.  Zur Zeit profitieren Banken zum Beispiel 

vom antizyklischen Puffer, den sie in der gegenwärtigen Krise 

abschmelzen können: „Angesichts des erwarteten Kreditbedarfs der 

Realwirtschaft beabsichtigt die BaFin den antizyklischen Kapitalpuffer 

zum 1. April 2020 von 0,25 Prozent auf 0 Prozent zu senken. ... Der Puffer 

soll bis mindestens zum 31. Dezember 2020 auf dem Niveau von 0 Prozent 

verbleiben.“10  Relativ spät im Vergleich zu anderen EU-Mitgliedsstaaten 

war der antizyklischen Kapitalpuffer im dritten Quartal 2019 aktiviert und 

auf (bescheidene) 0,25 Prozent angehoben worden. 

Abschmelzen bedeutet, dass Banken für neue Engagements keine 

zusätzlichen Eigenmittel nachweisen müssen, sondern ihren vorhandenen 

Puffer verwenden können. Auch dies zeigt, wie wichtig ausreichende 

 
10 https://www.bundesbank.de/de/aufgaben/themen/statement-des-afs-zum-
antizyklischen-kapitalpuffer-828784  
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Eigenmittelpuffer sind. Sie sind Voraussetzung dafür, dass die Aufsicht in 

der Krise Flexibilität bei der geforderten Eigenmittelausstattung zeigen 

kann.  Wenn hingegen die Kapitalausstattung ohnehin schon auf „Kante 

genäht ist“, wird es für die Aufsicht schwierig und riskant in 

Stresssituationen Flexibilität zu zeigen. 

 

Proportionalität im Blick behalten  

Mit der Verstetigung des KMU-Unterstützungsfaktors durch das EU-

Parlament ist die Befürchtung, die Fertigstellung von Basel III drohe „die 

Kreditvergabe an Unternehmen, insbesondere für kleinere und mittlere 

Unternehmen, [] teurer zu [machen]“ für KMUs unbegründet.  

Um die stabilitätsfördernde Vielfalt im Bankensektor zu erhalten, sollten 

kleinere Banken von Meldepflichten entlastet werden. Ein verpflichtender 

Proportionalitäts-Check vor Erlass neuer Regulierungsmaßnahmen mag 

hier hilfreich sein. 

KSA-Institute sind im finalen Basel III Standard mit neuen 

Forderungsklassen konfrontiert. Die Umsetzung wird zu einem 

(einmaligen) hohen administrativen Zusatzaufwand führen. Kleinere 

Banken könnten dadurch stark belastet werden. Um dem vorzubeugen, 

könnte reinen KSA-Banken durchaus erlaubt werden, bei dem alten 

Standardansatz und den bisher üblichen Forderungsklassen zu bleiben.  

Der Reduzierung der Belastungen der kleinen Kreditinstitute dient das EU 

Bankenpaket für small  and  non complex institutions  (Artikel  4  CRR). 

Zu dieser Kategorie sollen alle Banken zählen, deren Bilanzsumme fünf 

Milliarden Euro nicht überschreitet.  Eine Absenkung dieses 

Schwellenwertes halte ich, ebenso wie die Antragstellerinnen und 

Antragsteller, nicht für notwendig.  

Im Antrag wird darüber hinaus gefordert, dass auch „überdurchschnittlich 

kapitalisierte und mit hoher Liquidität ausgestattete Institute“ mit höheren 

Bilanzsummen von der Vereinfachung der Regulierung profitieren können 
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(„weniger, aber tiefere Prüfungen“). Dabei wird auch auf die Entlastung 

von Banken mit einer Bilanzsumme von 250 Milliarden Dollar in den USA 

verwiesen.  

Hier allerdings sollte man sich die USA nicht zum Vorbild nehmen. 

Grundsätzlich ist eine Reduzierung der Komplexität der Regulierung für 

alle Banken wünschenswert. Beispielsweise würde die Komplexität der 

Regulierung enorm reduziert, wenn die extrem komplexe und 

manipulationsanfällige Risikogewichtung durch eine einfache 

Verschuldungsquote (Leverage Ratio) ersetzt werden würde. Keinesfalls 

aber darf unter dem Deckmantel der Komplexitätsreduktion Deregulierung 

betrieben werden. Auch stellt sich die Frage, ob die Festlegung und 

Prüfung der Eigenschaft überdurchschnittlich kapitalisiert und mit hoher 

Liquidität ausgestattet nicht zusätzliche Komplexität heraufbeschwört.  

 

Keinen Zielkonflikt zwischen Bankstabilität und Nachhaltigkeit  

erzeugen 

Eine gute Kapitalisierung der Banken in der jetzigen Situation ist eine 

notwendige Voraussetzung für rasche Erholung und nachhaltige 

Wachstumsimpulse. Ein sogenannter Green Supporting Factor würde 

diesem Ziel zuwiderlaufen. Banken hätten dann einen Anreiz, 

Nachhaltigkeit gegen Stabilität zu tauschen. Regulierung darf keinen 

solchen Zielkonflikt erzeugen, sondern muss für Zielkomplementarität 

sorgen. Dieses Kriterium würde ein sogenannter Brown Penalizing Factor 

erfüllen. Da die Vergabe von Krediten für nicht nachhaltige Investitionen 

höhere Kapitalanforderungen hervorrufen würde, setzte ein Brown 

Penalizing Factor Anreize die Kreditvergabe in die Finanzierung 

nachhaltiger Investitionen zu lenken.11    

 
11 Claudia Kemfert & Dorothea Schäfer & Willi Semmler, 2020. "Great Green 
Transition and Finance," Intereconomics: Review of European Economic Policy, 
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„Zombies“ müssten höhere Kreditzinsen am meisten fürchten 

Gemäß der „Zombie“-Theorie ermöglicht die Niedrigzinspolitik der 

EZB „scheintoten“ (Zombie-)Unternehmen trotz hoher Verschuldung im 

Markt zu bleiben.12 Käme es zu einer Erhöhung der Kreditzinsen aufgrund 

die Fertigstellung von Basel III, wäre das für „Zombie“-Unternehmen mit 

hohem Kreditbedarf am gefährlichsten. Da dies der vermuteten 

„Zombiefizierung“ entgegenwirkt, müssten Vertreter der Zombie-Theorie 

erhöhte Kreditzinsen für Unternehmen durch stärkere 

Eigenkapitalanforderungen eher begrüßen, denn befürchten.  

   

Immobilienfinanzierungen brauchen ausreichende Kapitalpuffer 

Anfang dieses Jahres wurde der Entwurf des  

Finanzaufsichtsrechtergänzungsgesetzes beraten.13 Das Gesetz sollte die 

Grundlage dafür schaffen, dass die BaFin Maßnahmen zur Begrenzung 

makroprudenzieller Risiken im Bereich der Darlehensvergabe zum Bau 

oder zum Erwerb von Wohnimmobilien anordnen kann. Hintergrund war 

die Befürchtung, in Deutschland gäbe es bereits Überbewertungen an den 

Wohnimmobilienmärkten, nachlassende Kreditvergabestandards und eine 

übermäßige Expansion der Kreditvergabe.   

 

55(3), 181-186.  https://ideas.repec.org/a/spr/intere/v55y2020i3d10.1007_s10272-
020-0896-y.html  
12 Frank Schäffler (2020),  Corona-Krise sorgt für noch mehr Zombie-Unternehmen.  
https://www.frankschaeffler.de/corona-krise-sorgt-fuer-noch-mehr-zombie-
unternehmen/ 
13 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_G
esetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2019-11-29-
Wohnimmobiliendarlehensrisikoverordnung/0-Gesetz.html 

Konstantin A. Kholodilin, Claus Michelsen (2019),  

Das Risiko einer Immobilienpreisblase ist in Deutschland sowie in den meisten OECD-

Ländern hoch, DIW Wochenbericht 32, 547-555, 

https://www.diw.de/de/diw_01.c.671996.de/publikationen/wochenberichte/2019_32_1/

das_risiko_einer_immobilienpreisblase_ist_in_deutschland_sowie_in_den_meisten_o

ecd-laendern_hoch.html  
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Die Kapitalanforderungen für Immobilienkredite tragen den gestiegenen 

Immobilienpreisen und der damit einhergehenden Blasengefahr 

Rechnung. Vor diesem Hintergrund ist die geplante Unterscheidung in 

klassische und zahlungsstromabhängige Immobilienfinanzerung 

sachgerecht, ebenso die Orientierung an der Höhe der Beleihungsausläufe 

und der Ausschluss der zahlungsstromabhängigen Finanzierung 

(Gewerbeimmobilien) vom Realkreditsplitting.  Die Beleihungsausläufe 

sind für Banken bei der Kreditvergabe ohnehin ein wichtiges Kriterium für 

die Risikoabschätzung. Eine besondere Erschwernis für kleinere Banken 

lässt sich hier nicht erkennen.  

 

Schlussbemerkung 

Das Lenkungsgremium des Basler Ausschusses für Bankenaufsicht hat am 

27. März beschlossen, den Zeitplan der Implementierung des Paketes zur 

Basel III-Fertigstellung um ein Jahr zu verlängern.14 Das 

Umsetzungsdatum wurde auf den 1. Januar 2023 verlegt.  

Der Output-Floor wird über eine lange Übergangszeit schrittweise 

eingeführt. Stichtag für die vollständige Realisierung ist nun der 1. Januar 

2028. Die europäischen Banken haben damit genügend Zeit, sich an die 

neuen Anforderungen anzupassen.  

Mit dem Output-Floor wird der diskretionäre Spielraum bei der 

Einschätzung der Bilanzrisiken bei den IRBA-Banken ein Stück weit 

eingedämmt. Das grundsätzliche Problem der nach wie vor zu geringen 

Kapitalausstattung der Banken bleibt allerdings bestehen. Die 

gegenwärtige Krise wird es voraussichtlich nicht erlauben, die Lösung 

dieses Problems auf die lange Bank zu schieben.  

 
14 
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2020_Coro
na_andereBehoerden/meldung_2020_03_30_corona_virus21_BCBS_Umsetzung_B
aselIII_Standards.html  
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Allgemeine Anmerkungen 

Der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht (BCBS) hat die Frist für die Umsetzung der im Dezember 2017 

abgeschlossenen Arbeiten an der Basel-III-Finalisierung (Basel IV) wegen der Corona-Pandemie um ein Jahr 

auf den 1. Januar 2023 verschoben. Hierdurch sollen in den Instituten und Aufsichtsbehörden Ressourcen 

zur Bewältigung der Krise freigesetzt werden. Es ist zu erwarten, dass sich dadurch auch die Umsetzung der 

Finalisierung von Basel III in europäisches Recht deutlich verzögern wird. Wann die Europäische Kommission 

ihren entsprechenden Legislativvorschlag veröffentlichen wird, ist derzeit nicht absehbar. Dessen ungeachtet 

hat die EU-Kommission betont, dass sie an dem vom BCBS geänderten Zeitplan festhalten und die Finalisie-

rung von Basel III in der EU weiterhin „getreulich“ („faithfully“) umsetzen möchte. Wir plädieren mit Nach-

druck dafür, dass diese Absicht – insbesondere eingedenk der Auswirkungen von der Corona-Pandemie – 

noch einmal kritisch hinterfragt wird: sowohl im Hinblick auf die Zeitachse als auch in inhaltlicher Hinsicht.  

Ein wesentliches Ziel der Finalisierung von Basel III war, die Eigenkapitalanforderungen von Instituten, die 

interne Modelle verwenden, vergleichbarer zu machen, ohne jedoch die Kapitalanforderungen insgesamt zu 

erhöhen. Eine umfassende von der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) durchgeführte Analyse kam 

zum Stichtag 30. Juni 2018 zu einem gegenteiligen Ergebnis. Eine strikte Eins-zu-eins-Umsetzung der Finali-

sierung von Basel III oder gar das von der EBA an einigen Stellen vorgeschlagene „gold plating“ (z.B. An-

wendung des Floors auf Kapitalanforderungen, die vom Baseler Ausschuss nicht vorgesehen sind) würde die 

Kernkapitalanforderungen für europäische Institute um 24,4 Prozent und für deutsche Institute um rund 

38,2 Prozent steigen lassen. 

Allein um die Mindestkapitalanforderungen nach Umsetzung der Basel III-Finalisierung zu erfüllen, müssten 

die an der EBA-Auswirkungsstudie teilnehmenden Kreditinstitute in der EU nach diesen Berechnungen etwa 

135 Mrd. € zusätzliches Eigenkapital beschaffen. Hiervon würde rund ein Drittel, d.h. 42 Mrd. €, auf deut-

sche Institute entfallen.  

Dieser Kapitalbedarf stellt jedoch nur das absolute Minimum dar, um die Mindestkapitalanforderungen zu 

erfüllen. Eine Beibehaltung des Finanzierungsvolumens wie vor der Corona-Pandemie wäre jedoch nur bei 

unveränderten – über die Mindestanforderungen hinaus gehaltenen – Kapitalquoten vorstellbar. In diesem 

Fall benötigten die Institute nach einer Studie des dänischen Wirtschaftsforschungsinstituts Copenhagen 

Economics schätzungsweise 520 Mrd. € zusätzliches Eigenkapital. 

Die Berechnungen der EBA basieren zudem auf der Kapitalausstattung der Institute vor der Corona-

Pandemie. Absehbar ist, dass die Pandemie wegen ihrer erheblichen negativen Auswirkungen auf private 

Haushalte und die Realwirtschaft bei Banken und Sparkassen zu einer steigenden Risikovorsorge und zu 

Abschreibungen führen wird. Dies dürfte die Kapitalausstattung der Institute deutlich verringern. Darüber 

hinaus wird die Verschlechterung der Kreditqualität vieler Engagements zu höheren Kapitalanforderungen 

führen. Dies gilt insbesondere für Kredite an Unternehmen, die vor der aktuellen Krise eine gute bis mittlere 

Qualität aufgewiesen haben. Die Institute haben die Vergabe von Krediten an solche Unternehmen in der 

Krise deutlich ausgeweitet. Entsprechend dürfte der Kapitalbedarf der Banken nach der Krise bereits ohne 

Berücksichtigung des Outputfloors deutlich höher ausfallen. 

Es steht also zu befürchten, dass die Kreditwirtschaft aufgrund der Corona-Pandemie mit geringeren Kapi-

talquoten in die wirtschaftliche Erholungsphase eintreten wird. In dieser Situation würden durch die Umset-

zung der überarbeiteten Baseler Standards die Kapitalanforderungen noch einmal deutlich erhöht. In jedem 

Fall würde der Outputfloor verhindern, dass die Kapitalanforderungen das Risiko adäquat widerspiegeln. Die 

Institute würden somit – trotz der beschlossenen Verschiebung – in der Phase nach der aktuellen Krise noch 

einmal hart getroffen, was durch fehlendes Eigenkapital bei den Instituten und damit einhergehend einer 

eingeschränkten Kreditvergabekapazität zu einer deutlichen Verzögerung der Wiedergenesung der Realwirt-

schaft führen könnte.  

Vor diesem Hintergrund sollte die EU-Kommission die Auswirkungen des Reformpakets unter den veränder-

ten wirtschaftlichen Bedingungen noch einmal genauestens untersuchen und die Umsetzung wenn nötig 
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weiter verschieben. Um eine Benachteiligung im Wettbewerb zu vermeiden, sollte der europäische Gesetz-

geber darüber hinaus aufmerksam beobachten, wie sich die Pandemie auf die Umsetzung von Basel III final 

in anderen Regionen auswirkt, vor allem in den USA. Eine langfristige Aussetzung der Reformen muss auch 

in der EU eine Option sein. 

Nach einer genauen Analyse der internationalen Umsetzung und der Auswirkungen unter den neuen Gege-

benheiten sollte das Regelwerk mit Augenmaß und unter Berücksichtigung europäischer Besonderheiten in 

europäisches Recht überführt werden. Insbesondere sollten signifikant höhere Eigenkapitalanforderungen 

dauerhaft vermieden werden. 

Zudem darf nicht vergessen werden, dass die vorgesehenen Änderungen an den Standardansätzen insbe-

sondere bei kleinen und mittelgroßen Banken und Sparkassen auch zu erheblichen administrativen Anforde-

rungen und Umsetzungskosten führen, die, ohne die Resilienz dieser Institute zu erhöhen, lediglich eine 

weitere regulatorische Belastung darstellen und sich somit letztlich ebenfalls negativ auf Konditionen für 

Kunden auswirken. Überbordende administrative Belastungen für kleinere und mittlere Banken und Sparkas-

sen in Deutschland und Europa sollten daher ebenfalls vermieden werden.   

 

Outputfloor sachgerecht ausgestalten 

Der starke Anstieg der Kapitalanforderungen kann vor allem darauf zurückgeführt werden, dass die Finalisie-

rung von Basel III die Bedeutung interner Modelle bei der Ermittlung der Kapitalanforderungen stark ein-

schränkt. Haupttreiber ist dabei der sog. „Outputfloor“, mit dem eine Untergrenze für die Eigenkapitalanfor-

derungen von Instituten eingeführt werden soll, die interne Verfahren zur Berechnung ihrer Eigenkapitalan-

forderungen verwenden. Durch den Outputfloor müssen diese Institute mindestens 72,5 Prozent der nach 

den einfachen, jedoch kaum risikosensitiven Standardansätzen ermittelten Anforderungen einhalten. Dies 

wird dazu führen, dass sich die Eigenkapitalunterlegung insgesamt weniger am Risiko der Kreditnehmer 

orientiert und sich insbesondere für risikoarmes Geschäft deutlich erhöht. 

Wir empfehlen daher nachdrücklich, den Baseler Outputfloor neben der Leverage Ratio als zweites Auffang-

netz („Backstop“) für die risikobasierten Kapitalanforderungen umzusetzen. Während die Leverage Ratio als 

erstes Auffangnetz ein übermäßiges Absinken der risikounabhängigen Kapitalanforderungen bei allen Institu-

ten verhindern soll, stellen die Outputfloor-Anforderungen eine zusätzliche Beschränkung für Institute dar, 

die interne Modelle zur Bestimmung der Kapitalanforderungen verwenden. Aus unserer Sicht steht dieser 

„Second-Backstop-Ansatz“ im Einklang mit dem Baseler Regelwerk, da die dort festgelegten Outputfloor-

Anforderungen jederzeit erfüllt werden. Die Basel-Konformität des Backstop-Ansatzes wurde im Dezember 

2019 von einem unabhängigen von der französischen Finanzmarktaufsicht (AMF) und der Banque de France 

eingesetzten Expertenkomitee (Haut Comité Juridique de la Place Financière de Paris) in einem vom franzö-

sischen Finanzministerium in Auftrag gegebenen Bericht bestätigt. 

 

Proportionalität beachten 

Neben den Modellbanken sind aber auch kleine und mittelgroße Banken und Sparkassen, die keine internen 

Modelle verwenden, ebenfalls von den Auswirkungen der steigenden Eigenkapitalanforderungen betroffen. 

Die Finalisierung von Basel III erhöht zudem die administrativen Anforderungen insbesondere für diese Insti-

tute erheblich. Wir befürchten insbesondere, dass sich durch die Umsetzung die administrativen Anforderun-

gen an solche Institute, die bereits heute stark durch regulatorische Regelungen belastet sind, weiter erhö-

hen werden. Dies birgt die Gefahr in sich, dass viele kleine Häuser vom Markt verschwinden werden, obwohl 

sie ein tragfähiges Geschäftsmodell haben und attraktive Finanzdienstleistungen anbieten. Die Tragfähigkeit 

des Geschäftsmodells zeigt sich gerade in der Coronakrise, in dem das Institut eine genaue Kenntnis des 

Kunden vor Ort hat und den spezifischen Finanzierungsbedürfnissen begegnen kann. 
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Es ist daher notwendig, dass bei der Umsetzung das Prinzip der Verhältnismäßigkeit beachtet wird. So soll-

ten für kleinere und mittlere Institute, die keine internen Modelle verwenden, bei der Umsetzung der Baseler 

Standards die administrativen Zusatzbelastungen so gering wie möglich gehalten werden. Dies könnte bei-

spielsweise durch die Einräumung eines Institutswahlrechts erfolgen, anstelle des geänderten Kreditrisiko-

standardansatzes den bisherigen Kreditrisikostandardansatz weiter zu verwenden. Soweit der geänderte 

Kreditrisikostandardansatz zu höheren Eigenmittelanforderungen als der bisherige führt, könnte zur Verhin-

derung aufsichtlicher Arbitrage, ein Multiplikator eingeführt werden, der die Eigenmittelunterlegung nach den 

beiden Verfahren angleicht.  

 

Die Finanzierung von Europas Unternehmen sicherstellen 

Europäische Unternehmen finanzieren sich aufgrund langjähriger Beziehungen zu ihren Partnerbanken zu 

einem großen Teil über Bankkredite. Entsprechend verfügt nur ein sehr geringer Prozentsatz der Unterneh-

men über ein externes Rating, da dieses in der Regel nur zur Platzierung von Wertpapieren am Kapitalmarkt 

benötigt wird. Der Outputfloor führt nun bei Instituten, die interne Modelle verwenden, dazu, dass auch für 

Forderungen an ungeratete Unternehmen 72,5 Prozent der Kapitalanforderungen des Standardansatzes vor-

gehalten werden müssen. Da für Forderungen an solche Unternehmen im Standardansatz ein Risikogewicht 

von 100 Prozent zum Tragen kommt, werden sich die Kapitalanforderungen für Forderungen an viele dieser 

Unternehmen deutlich erhöhen. Damit werden sich insbesondere die Finanzierungsbedingungen bonitäts-

starker europäischer Unternehmen, die gut durch die Krise gekommen sind, bzw. sich in einer Phase der 

wirtschaftlichen Erholung befinden, durch die Finalisierung von Basel III nachhaltig erheblich verschlechtern. 

Für US-amerikanische Banken sieht der Kreditrisikostandardansatz bei Unternehmen mit guter Bonität („in-

vestment grade“) ein geringeres Risikogewicht von 65 Prozent vor. Diese Regelung sollte unseres Erachtens 

auch europäischen Unternehmen zu Gute kommen.  

Für Kredite an kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sollte darüber hinaus der derzeit geltende „KMU-

Unterstützungsfaktor“, durch den die Kapitalanforderungen für Kredite an KMU um rund ein Viertel verrin-

gert werden, auch bei der Umsetzung des Basel III-Finalisierungspakets in der EU auf jeden Fall fortgeführt 

werden. Der KMU-Unterstützungsfaktor ist ein wichtiger Baustein der europäischen Bankenregulierung, der 

die Kreditversorgung mittelständischer Unternehmen unterstützt. Unter Risikogesichtspunkten trägt er dem 

Umstand Rechnung, dass KMU-Portfolios aus vielen kleinen Krediten bestehen, deren Risiko untereinander 

kaum korreliert ist. Daraus ergeben sich geringere unerwartete Verluste, die eine geringere Eigenkapitalun-

terlegung rechtfertigen 

Höhere Kapitalanforderungen bei Transaktionen mit Unternehmen könnten auch aus der Kapitalunterlegung 

sogenannter CVA-Risiken, welche die Auswirkungen einer Bonitätsverschlechterung der Gegenpartei auf den 

Wert eines Derivates erfassen sollen. Von dieser Kapitalanforderung sind derzeit in Europa Geschäfte mit 

nicht-finanziellen Gegenparteien (insb. Unternehmen und öffentliche Stellen) ausgenommen. Diese Ausnah-

men sind allerdings in der Finalisierung von Basel III nicht vorgesehen. Sie sollten unbedingt fortgeführt 

werden, um insbesondere die Absicherung von Währungs- und Zinsänderungsrisiken für Unternehmen und 

öffentliche Stellen nicht zu erschweren. 

 

Beteiligungen nicht unsachgemäß verteuern 

Das Baseler Rahmenwerk sieht vor, sämtliche Beteiligungen mit einem Risikogewicht von mindestens 

250 Prozent anzurechnen. Hierdurch würde sich die Eigenmittelunterlegung für diese Positionen gegenüber 

dem Status quo um den Faktor 2,5 erhöhen. Dies erscheint nicht sachgerecht. 

Wir glauben, dass für strategische Beteiligungen in Verbünden von Instituten und in Bankkonzernen ein Risi-

kogewicht von 100 Prozent beibehalten werden sollte. Die mit diesen Beteiligungen verbundenen Risiken 
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sind nicht zuletzt aufgrund der internen Kontrolle und Steuerung innerhalb der Verbünde und Konzerne we-

sentlich geringer als die Risiken anderer Beteiligungen.  

Auch bei öffentlich notierten Aktien spiegelt das Risikogewicht von 250 Prozent nicht das tatsächliche Risiko 

wider. Die deutliche Erhöhung der Kapitalanforderungen dürfte darüber hinaus deutsche Banken dazu bewe-

gen, heimische Aktien zu verkaufen. Dies könnte Investoren aus Drittstaaten (wie USA oder China) „günsti-

ge Einkaufsmöglichkeiten“ in Deutschland bieten, was unseres Erachtens wirtschaftspolitisch nicht gewollt 

sein kann.  

Ähnlich wie bei den Risikogewichten für das Marktrisiko sollten daher die Risikogewichte je nach Index, in 

den die Aktien einbezogen werden, differenziert werden. Für Aktien, die Bestandteil eines wichtigen Indexes 

sind, wäre somit ein Risikogewicht von 150 Prozent angemessen.  

 

Immobilienfinanzierungen nicht erschweren  

Insbesondere in Deutschland gehört die Immobilienfinanzierung zu den risikoarmen Geschäften der Banken 

und Sparkassen, was sich in den sehr niedrigen Verlustquoten widerspiegelt. Diese jährlich von den Auf-

sichtsbehörden im Rahmen des sog. „hard test“ erhobene Größe beträgt regelmäßig weniger als 0,5 Prozent. 

Die geringen Verluste sind zum einen auf die konservative Bewertung der Immobilien durch die deutschen 

Vorgaben zur Beleihungswertermittlung und zum anderen auf die ausgeprägte Langfristigkeit der Finanzie-

rungskultur in Deutschland zurückzuführen. Das geringe Risiko spiegelt sich auch in den vergleichsweise 

niedrigen Risikogewichten wider, die Banken und Sparkassen auf der Grundlage aufsichtsrechtlich geneh-

migter interner Ansätze ermitteln. Eine 1:1-Umsetzung der überarbeiteten Baseler Anforderungen und ein 

„gold plating“ beim Outputfloor würde zu deutlich höheren Kapitalanforderungen für alle Institute führen. 

Daher müssen die spezifischen Merkmale der einzelnen Märkte bei der Umsetzung ausreichend berücksich-

tigt werden. 

 

Angemessene Kapitalunterlegung für Nicht-Kreditrisiken definieren 

Auch die überarbeiteten Vorschriften im Hinblick auf das Marktrisiko und das Operationelle Risiko führen für 

die deutschen Institute zu spürbaren Erhöhungen der Kapitalanforderungen.  

Im Bereich des Operationellen Risikos gibt es eine Reihe von Wahlrechten für den Gesetzgeber, die in der EU 

umgesetzt werden müssen. Das Wahlrecht zur Behandlung der institutsinternen Verluste aus operationellen 

Risiken der Vergangenheit sollte in abgewandelter Form ausgeübt werden. So sollten lediglich Werte für den 

aus diesen Verlusten resultierenden Multiplikator auf die Kapitalanforderungen von unter 1 angerechnet 

werden. Dadurch würde zum einen der ansonsten bevorstehende, massive Anstieg der Kapitalanforderungen 

für das Operationelle Risiko deutscher Institute begrenzt und gleichzeitig ein positiver Anreiz aufrechterhal-

ten, operationelle Risiken künftig (noch) weiter zu mindern. 

*** 
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Stellungnahme für den Finanzausschuss des Deutschen Bundestages zum 

Antrag der Fraktion der FDP  

„Basel III Finalisierung – Kreditversorgung Deutschlands erhalten“ 

vom 10. März 2020 

 

 
0. Vorbemerkung  

 

Der mir vorliegende Antragstext geht auf die Zeit vor der Corona-Krise zurück. Die 

zwischenzeitlichen Entwicklungen betreffen teilweise auch die im Antrag aufgeworfenen 

Themen. Die Unklarheit der mittelfristigen Auswirkungen dieser Entwicklungen auf 

Unternehmen und Banken verbietet es, allzu konkret darüber zu reden. Gleichwohl werde ich 

versuchen, in den folgenden Ausführungen auch diesen Entwicklungen Rechnung zu tragen.  

 

1. Einleitung 

 

Der vorliegende Antrag lässt sich in wenigen Punkten zusammenfassen: 

- Die im Dezember 2017 vom Basler Ausschuss für Bankenaufsicht beschlossene 

sogenannte „Finalisierung von Basel III“ erhöht die Eigenkapitalanforderungen für 

Banken, für deutsche Banken wohl um mehr als 20 Prozent. 

- Die Erhöhung lässt erwarten, dass das Kreditangebot für deutsche Unternehmen 

knapper wird, vor allem für kleine und mittlere Unternehmen. 

- Dieser Entwicklung sollte entgegengewirkt werden, denn die „Finanzversorgung“ 

der deutschen Unternehmen hängt ganz überwiegend von der Verfügbarkeit von 

Bankkrediten ab. 

- Dies gilt um so mehr, als ursprünglich zugesagt worden war, die 

Eigenkapitalanforderungen für Banken um nicht mehr als 10 Prozent zu erhöhen. 

- Der Bundestag soll daher die Bundesregierung auffordern, sich im Zuge der 

Brüsseler Verhandlungen über die Umsetzung der „Finalisierung von Basel III“ in 

Rechtsnormen der EU dafür einzusetzen, dass die Regelungen zu verschiedenen 

offenen Fragen den Anstieg der Eigenkapitalanforderungen reduzieren. 

 
Prof. Dr. h. c. mult. Martin Hellwig, Ph.D. 

 

Max-Planck-Institut  

zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern 

MPI Gemeinschaftsgüter 

Kurt-Schumacher-Str. 10 

53113 Bonn 

 Tel.: 0049(0)228 9 14 16-22 

 Fax: 0049(0)228 9 14 16-21 

hellwig@coll.mpg.de 

http://www.coll.mpg.de 

 

Bonn, den 29. Juni 2020 
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- Der Bundestag soll die Bundesregierung auch auffordern, sich dafür einzusetzen, 

dass insbesondere kleine Banken entlastet werden, bzw. solche Entlastungen selbst 

vorzusehen, soweit das in ihrem Kompetenzbereich liegt.  

 

Im übrigen enthält der Antrag viele Details über die zur Diskussion stehenden Regelungen 

und Maßnahmen, vor allem solche, bei denen es in den Brüsseler Verhandlungen vielleicht 

noch etwas Flexibilität gibt. Die FDP-Fraktion ist zu ihrer Detailkenntnis und –kompetenz in 

diesen Fragen zu beglückwünschen. Die Vertreter eines der betroffenen Bankenverbände 

hätten die Dinge kaum besser auf den Punkt bringen können. 

 

Bemerkenswert ist allerdings, was alles in dem Antrag fehlt: 

- Es fehlt jegliche Aussage zur ordnungspolitischen Bedeutung der 

Bankenregulierung, insbesondere der Eigenkapitalanforderungen für Banken.  

- Die behaupteten Auswirkungen der Eigenkapitalanforderungen für Banken auf die 

Kreditvergabe an Unternehmen werden weder theoretisch begründet noch empirisch 

belegt. 

- Es fehlt jegliche Auseinandersetzung mit der Sinnhaftigkeit der zur Diskussion 

stehenden Maßnahmen – je für sich genommen oder im Rahmen des 

Gesamtregelwerks von Basel III.  

- Es fehlt jegliche inhaltliche Auseinandersetzung mit der Tatsache, dass Basel III – 

und die Finalisierung  von Basel III – durch die Finanzkrise von 2007 – 2009 

veranlasst wurden, eine Krise, die den deutschen Steuerzahler wohl deutlich über 70 

Mrd. Euro gekostet hat. 

 

Im folgenden gehe ich im einzelnen auf diese Punkte ein.  

 

2. Kreditvergabe durch Banken ist nicht per se gut 

 

Der Antrag der FDP-Fraktion spricht von der Kreditversorgung der Realwirtschaft durch die 

Banken. Die Formulierung suggeriert eine Parallele zur Daseinsvorsorge, der Versorgung der 

Bevölkerung mit Strom, Wasser u.ä. Anders als bei der Daseinsvorsorge kann es aber keinen 

Anspruch auf „Kreditversorgung“ geben, auch wenn so mancher Häuslebauer oder 

Möchtegern-Unternehmer das gerne hätte. Es gilt, zwischen „guten“ und „schlechten“ 

Kreditanträgen zu unterscheiden und letztere abzulehnen. Nicht jede Kreditvergabe durch 

Banken ist zu begrüßen. 

 

In den Krisen der vergangenen dreißig Jahre spielten faule Kredite eine große Rolle. Für die 

Zeit seit der Jahrtausendwende sind zu nennen: Immobilienkredite in den USA, Irland und 

Spanien, Schiffskredite in Deutschland, Staatsanleihen für Griechenland, 

Unternehmenskredite in Griechenland und Italien. Die Asienkrise von 1997 wurde durch 

faule Unternehmenskredite verursacht, die Bankenkrisen der frühen 1990er Jahre (USA, 

Japan, Schweiz, Schweden, Finnland) durch faule Immobilienkredite und faule 

Unternehmenskredite.  
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In den frühen 1990er Jahren hatten auch die deutschen Banken hohe Verluste bei Immobilien- 

und Unternehmenskrediten. Diese wurden allerdings nicht offengelegt, sondern mittels der 

Auflösung stiller Reserven bzw. der Anlage negativer stiller „Reserven“ verschleppt. Die 

Geschichte der Bayrischen Hypotheken- und Wechselbank, Großmutter der nachmaligen 

Hypo Real Estate, ist dafür ein Beispiel. Das Malaise des deutschen Finanzsystems geht u.a. 

darauf zurück, dass diese Krise nie richtig bereinigt wurde.1  

 

Bedeutung angemessener Haftung: Die Zuständigkeit für die Unterscheidung zwischen 

guten und schlechten Krediten liegt bei den Banken und ihren Entscheidungsorganen. Damit 

diese ihre Kompetenz angemessen wahrnehmen, müssen die Anreize richtig gesetzt sein. Das 

erfordert insbesondere, dass die Konsequenzen von Fehlentscheidungen die Verantwortlichen 

selbst treffen. Diese Bedingung wird in der Realität auf vielfache Weise verletzt: 

- Verluste, die das haftende Kapital der Bank übersteigen, gehen zu Lasten der 

Gläubiger.  

- Staatshilfen zur „Rettung“ der Banken bzw. ihrer Gläubiger gehen zu Lasten der 

Steuerzahler; insoweit Anteilseigner und Gläubiger solche Staatshilfen erwarten, 

fehlen die Anreize zur Disziplinierung des Managements. 

- Herdenverhalten, d.h. das Eingehen ähnlicher Risiken, wie alle anderen sie 

eingehen, hat zur Folge, dass Verluste korreliert sind und eine makroökonomische 

Dimension aufweisen, so dass die staatlichen Instanzen vor die Alternative gestellt 

werden, ob sie die Banken „retten“ und so die ordnungspolitisch gebotene Haftung für 

Fehlentscheidungen aussetzen oder ob sie eine Bankenkrise in Kauf nehmen, mit 

möglicherweise katastrophalen Wirkungen für die Realwirtschaft. 

- Die Möglichkeit, aufgrund von Buchgewinnen, die den eingegangenen Risiken 

nicht angemessen Rechnung tragen, Boni zu erhalten, die nicht zurückgefordert 

werden können, verzerrt die Anreize der Bankmanager in Richtung auf ein 

übermäßiges Eingehen von Risiken, auch bei der Kreditvergabe. 

 

Politische Einflussnahme auf die Kreditvergabe verstärkt die Anreizverzerrungen. Wenn 

Kredite faul werden, die teilweise aufgrund von politischem Druck vergeben wurden, so wird 

es verantwortlichen politischen Instanzen schwerfallen, dem Druck in Richtung 

Bankenrettung standzuhalten. Die Diskussion um Fannie Mae und Freddie Mac und die 

Community Reinvestment Act in den USA liefert dafür ein Beispiel. Man würde erwarten, 

dass gerade die FDP als die Partei, die den Stützungsmaßnahmen in der Finanzkrise 

besonders kritisch gegenüber stand, dieser Erwägung besonderes Gewicht geben würde. 

 

KMU- und Immobilienkredite: Der vorgelegte Antrag erweckt den Eindruck, dass es der 

FDP-Fraktion vor allem auf Kredite für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und auf 

Immobilienkredite ankommt. Zu KMU-Krediten heißt es, diese seien per se diversifiziert und 

verdienten daher geringere Risikogewichte. Die Erfahrung lehrt anderes. In vielen Ländern 

trug der Boom der KMU-Kredite der späten 1980er Jahre in hohem Maße zu den Verlusten 

                                                 
1 Für Einzelheiten siehe M.F. Hellwig, Germany and the Financial Crises 2007-2017, Paper presented at the 

fourth Annual Macroprudential Conference of the Swedish Riksbank 2018;  

https://www.riksbank.se/globalassets/media/konferenser/2018/germany-and-financial-crises-2007-2017.pdf 
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und den Krisen der frühen 1990er Jahre bei; das gilt auch für Deutschland, allerdings mit 

einer kleinen Verzögerung aufgrund des Vereinigungsbooms. Das Argument, KMU-Kredite 

seien gut diversifiziert, vernachlässigt die gemeinsame Abhängigkeit der KMUs von 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen.  

 

Die Corona-Krise liefert dazu ein aktuelles Beispiel. Die Wirtschaftskrise 2020 ist (bislang) 

keine Krise des Finanzsektors, sondern eine Krise der Realwirtschaft, verursacht durch die 

Corona-Pandemie und die zum Umgang mit der Pandemie getroffenen staatlichen und 

privaten Maßnahmen. Soweit bisher ersichtlich, sind Selbständige und KMUs besonders 

betroffen. Soweit die betroffenen Unternehmen Schulden haben, ergeben sich negative 

Rückwirkungen auf die Banken, die als Gläubiger dabei sind. Auch wenn es nicht gleich zu 

Zahlungsausfällen oder zu einer Überschuldung kommt, bewirkt die Verschiebung im 

Verhältnis des Schuldenstands zur Geschäftstätigkeit eine Erhöhung der Risiken für die 

Gläubiger. Diese werden noch größer, wenn die Bedienung laufender 

Zahlungsverpflichtungen in der Krise die Aufnahme zusätzlicher Kredite erfordert. 

 

Nach einem Abklingen der Corona-Krise wird es gelten, die angestiegenen 

Schuldenüberhänge bei KMUs zu reduzieren. Dabei wird man versucht sein, die Kreditoren 

der Unternehmen, d.h. Vermieter und Banken, an den Kosten der Entlastung der KMUs zu 

beteiligen. Wenn das geschieht, wird es erhebliche Kettenreaktionseffekte geben, mit dem 

Risiko einer Finanzkrise, die 2008/09 in den Schatten stellt, denn hier sind nicht nur die 

größeren international engagierten Banken betroffen, sondern auch die Vielzahl kleiner 

Institute, vor allem des öffentlichen und des genossenschaftlichen Sektors, die 2009 

maßgeblich dazu beigetragen haben, dass es in der Fläche in Deutschland kaum zu einer 

Kreditklemme gekommen ist. Es ist daher wichtig, dass man der Versuchung zu einem 

solchen Einbezug der Kreditoren widersteht, aber selbst dann wird darauf zu achten sein, dass 

man der Überlastung des Finanzsektors durch die Folgen der Corona-Krise für die KMUs 

entgegenwirkt.  

 

Auch bei Immobilienkrediten sind die Risiken erheblich. In der Geschichte, nicht nur der 

letzten dreißig Jahre (s.o.), haben Immobilienkrisen und Immobilienkreditausfälle immer 

wieder Finanzkrisen verursacht. Auch hier bewirkt die Aufteilung auf viele Einzelimmobilien 

und Einzelkredite nur eine Scheindiversifizierung, denn die Fähigkeit und die Bereitschaft 

vieler Schuldner zur Bedienung der Kredite hängt von gesamtwirtschaftlichen Faktoren ab, 

der Entwicklung der Zinsen am Markt und den Immobilienpreisen sowie der Konjunktur.  

 

Die aktuelle Lage gebietet auch hier Vorsicht. Die niedrigen Zinssätze der vergangenen Jahre 

haben zu einem teilweise erheblichen Anstieg der Immobilienpreise beigetragen; einige 

Beobachter reden sogar von einer Immobilienblase. Bei Zinssätzen in der Nähe von Null ist 

nicht klar, dass es sich wirklich um eine Blase handelt, aber klar ist, dass ein etwaiger Anstieg 

der Zinssätze mit erheblichen Risiken für die Kreditgeber verbunden wäre, sei es, dass 

aufgrund von Zinsgleitklauseln der Schuldendienst der Kreditnehmer auf ein für diese nur 

schwer zu tragendes Niveaus ansteigt, sei es, dass aufgrund von langfristigen 

Zinsfestschreibungen die Marge zwischen Kreditzinsen und Refinanzierungskosten 
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verschwindet oder sogar negativ wird. Größere Institute haben das mit Zinsfestschreibungen 

bei Immobilienfinanzierungen vielleicht über Derivate abgedeckt, aber dann steht im Fall 

eines Anstiegs der Marktzinsen die Zahlungsfähigkeit der Gegenparteien im Risiko.  

 

Der Antrag der FDP-Fraktion hat zu diesen Risiken nichts zu sagen. Das ist um so 

bemerkenswerter, als gerade auch Vertreter der FDP in Diskussionen über die EZB 

regelmäßig über die niedrigen Zinssätze klagen. Die Risiken von Immobilienfinanzierungen 

für klein zu halten und gleichzeitig Zinserhöhungen zu wünschen – das passt nicht zusammen.  

 

Im Kontext der Corona-Krise stellt sich darüber hinaus die Frage, wie die Märkte für 

gewerbliche Immobilien sich weiter entwickeln werden. Sollte es in größerem Umfang zu 

Unternehmens- und Geschäftsschließungen kommen, so werden diese Märkte in 

Mitleidenschaft gezogen werden. Das wird erhebliche Folgen für Immobilienunternehmen 

und Immobilienfinanzierer nach sich ziehen. Im übrigen könnte es auch hier zu 

Kettenreaktionen kommen, wenn die Politik versuchen sollte, die Vermieter an den Kosten 

einer Entschuldung der Unternehmen zu beteiligen. 

 

3. Eigenkapitalregulierung und Kreditvergabe 

 

Der Antrag der FDP-Fraktion vermittelt ein simplistisches, verzerrtes Bild des 

Zusammenhangs zwischen Eigenkapitalanforderungen und Kreditvergabe. Die Formulierung, 

die Banken „müssten... mehr Eigenkapital vorhalten“ suggeriert, dass die Verfasser nicht 

zwischen Eigenkapital- und Mindestreserveanforderungen unterscheiden.2  

 

Eigenkapital ist eine Finanzierungsart, Mindestreserven sind eine Anlage. Eine Erhöhung 

von Mindestreserveanforderungen zwingt die Banken, mehr Zentralbankgeld zu halten und 

entsprechend weniger in andere Anlagen zu investieren, auch in Unternehmenskredite; eine 

Erhöhung von Eigenkapitalanforderungen überlässt es den Banken, selbst zu entscheiden, ob 

sie zusätzliches Eigenkapital aufnehmen oder nicht. Tun sie dies, so haben sie mehr Mittel zur 

Verfügung und können entsprechend mehr Kredite vergeben. Wenn sie dies nicht tun, so ist 

das nicht eine notwendige Folge der Regulierung, sondern ihre eigene Entscheidung. 

 

An dieser Stelle heißt es oft, man könne kein zusätzliches Eigenkapital aufnehmen. Sollte die 

Aussage wirklich zutreffen, so besteht der dringende Verdacht, dass die Bank überschuldet ist 

und eigentlich geschlossen werden müsste. Eine nicht überschuldete Bank sollte keine 

Schwierigkeiten haben, zusätzliches Eigenkapital aufzunehmen; allerdings kann dies mit 

erheblichen Wertverlusten für die Altaktionäre verbunden sein.  

 

Man kann sich den Zusammenhang wie folgt klar machen: Sei A der Wert der Aktiva der 

Bank, D der Nennwert der Verbindlichkeiten, dann hat das Eigenkapital der Bank den 

Buchwert A-D. Der Marktwert des Eigenkapitals übersteigt die Differenz A-D um den Wert 

O der Option, bei schlechtem Geschäftsgang in die Insolvenz zu gehen und die 

                                                 
2 Zu diesem Lapsus und anderen siehe A. Admati und M. Hellwig, Des Bankers neue Kleider, Finanzbuch 

Verlag, München 2013. 
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Verbindlichkeiten nicht gänzlich zu erfüllen. Angenommen, die Bank will zusätzliches 

Eigenkapital aufnehmen und dabei einen Betrag C erlösen. Dazu muss sie den neuen 

Aktionären Aktien im Wert von mindestens C übertragen. Kann sie das? Nach der Operation 

beträgt der Wert der Aktiva A+C, der Marktwert des Eigenkapitals A+C-D+O*, wobei O* der 

neue Wert der Insolvenzoption ist. Da der Wert der Insolvenzoption nicht negativ sein kann, 

ist der neue Marktwert des Eigenkapitals größer A+C-D, und dieser Betrag ist mindestens C, 

sofern nicht A<D, d.h. sofern die Bank nicht vorher schon überschuldet war. Wenn es 

objektiv nicht möglich ist, neues Eigenkapital aufzunehmen, so ist dies ein Indiz dafür, dass 

der Markt ein gewisses Risiko sieht, dass die Bank eigentlich insolvent ist. Sofern die 

Buchwerte etwas anderes aussagen, misstraut der Markt den Buchwerten und vermutet, dass 

die Bank zu wenig Wertberichtigungen vorgenommen hat.  

 

Ungeachtet der Frage, ob die Bank überschuldet ist oder nicht, haben allerdings die bisherigen 

Eigentümer/Aktionäre der Bank ein immanentes Interesse, die Eigenkapitalerhöhung zu 

vermeiden. Die Eigenkapitalerhöhung macht eine Insolvenz weniger wahrscheinlich. Das 

kommt den Gläubigern der Bank – und ggfs. den Steuerzahlern – zugute, geht aber zu Lasten 

der Alteigentümer. Wenn eine Insolvenz weniger wahrscheinlich wird, sinkt der Wert der 

Option, bei schlechtem Geschäftsgang in die Insolvenz zu gehen und die Verbindlichkeiten 

nicht gänzlich zu erfüllen, d.h. der neue Optionswert O* ist kleiner als der alte Optionswert O. 

Dieser Effekt ist maßgeblich für die oft beschworene „Verwässerung“ der Position der 

Alteigentümer bei Aufnahme neuen Eigenkapitals. Ich gehe unten noch weiter darauf ein. 

 

Eigenkapital glättet die Kreditvergabe. Wenn die Bank nach einer Erhöhung der 

Eigenkapitalanforderungen kein zusätzliches Eigenkapital am Markt aufnimmt, so kann es zu 

diesem Zeitpunkt zu einer Verringerung der Kreditvergabe kommen. Die erhöhte 

Eigenkapitalanforderung hat aber auch zur Folge, dass die Kreditvergabe zu einem späteren 

Zeitpunkt weniger stark einbricht, als sonst zu erwarten gewesen wäre.  

 

An dieser Stelle ist daran zu erinnern, dass der stärkste Einbruch von Kreditvergabe der 

Banken und Wirtschaftswachstum zwischen Weltwirtschaftskrise und Corona-Krise im 

vierten Quartal 2018 stattfand. Ursächlich dafür waren die Verluste vor allem der großen, 

international tätigen Banken in der Finanzkrise. Diese Verluste schlugen deshalb so stark 

durch, weil die Eigenkapitalfinanzierung dieser Banken mit 1,5-4 % der jeweiligen 

Bilanzsumme extrem niedrig war. Deshalb war Hypo Real Estate und Ende 2008 de facto 

überschuldet; andere Großbanken waren nicht weit von der Überschuldung entfernt.3 

 

Der FDP-Antrag hebt hervor, dass es 2008/09 in Deutschland nicht wirklich zu einer 

Kreditklemme gekommen ist, und macht die Stärke der Realwirtschaft und der kleineren und 

mittleren Banken dafür verantwortlich. Diese Erklärung greift zu kurz. Zum einen gab es eine 

erhebliche Kreditklemme bei den Kunden der Großbanken.4 In Rahmen des Lenkungsrats 

                                                 
3 Siehe Hellwig (2018), a.a.O. (Fn. 1). 
4 Für die Kreditklemme bei den Kunden von Commerzbank/Dresdner Bank siehe K. Huber, Disentangling the 

Effects of a Banking Crisis: Evidence from German Firms and Counties, American Economic Review 108 

(2018), 868-898.  
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Unternehmensfinanzierung beim Wirtschaftsfonds Deutschland hatte ich immer wieder den 

Eindruck, dass es einigen der Beteiligten vor allem darum ging, die Risiken der betreffenden 

Kreditbeziehungen von den Banken auf den Staat zu übertragen. Zum anderen waren die 

Sparkassen und lokalen Genossenschaftsbanken, d.h. Institute, die im wesentlichen im 

Detailgeschäft vor Ort tätig sind, von den Verlusten im internationalen Geschäft kaum 

betroffen und konnten ihre Kreditvergabe aufrecht erhalten, dies um so mehr, als ihre eigene 

Eigenkapitalausstattung in Relation zur Bilanzsumme deutlich über der der Großbanken lag.  

 

Die Hebelwirkung der Verschuldung schafft Spielraum für zusätzliche Geschäfte. Das 

vervielfacht aber nicht nur bei gutem Geschäftsgang die Gewinne je eingesetztem Euro an 

Eigenkapital, sondern auch bei schlechtem Geschäftsgang die Verluste – und damit den 

Spielraum für die Weiterführung des Instituts. Wenn eine Bank sich zu 2 Prozent mit eigenen 

Mitteln finanziert und zu 98 Prozent mit Schulden, so bewirkt ein Verlust von 1 Prozent der 

Bilanzsumme eine Erosion von 50 Prozent des Eigenkapitals. Die Bank müsste dann die 

Hälfte ihrer Vermögenswerte liquidieren, allein um die alte Relation von 2 Prozent für das 

Verhältnis von Eigenkapital zur Bilanzsumme wiederherzustellen. Hätte die Bank sich im 

Vorhinein zu 10 Prozent mit eigenen Mitteln finanziert, so wäre der Anpassungsbedarf 

deutlich geringer, in der Größenordnung von einem Zehntel. Das Ausmaß der weltweiten 

Rezession 2008/2009 spiegelt die Radikalität des Anpassungsbedarfs bei den großen Banken 

nach den 2008 eingetretenen Verlusten. 

 

In der Finanzkrise 2008 lagen die Verluste der Banken weltweit in der Größenordnung von 4 

Prozent ihrer Anlagen. Bei dieser Größenordnung waren viele Banken de facto insolvent und 

haben nur durch Staatshilfen überlebt oder durch ein Aussetzen der Vorschriften für die 

Bilanzierung nach Zeitwert der Anlagen.  

 

Die hier skizzierten Überlegungen gelten nicht nur für die Finanzkrise. Für Finanzkrisen seit 

1870 zeigt eine historische Untersuchung von Jordà et al. (2017), dass das Ausmaß und die 

Dauer des durch die Finanzkrise verursachten Einbruchs der Realwirtschaft um so größer 

sind, je schlechter es im Vorhinein um die Eigenkapitalausstattung der Banken bestellt war.5 

Für die heutige Situation ziehen Schularick et al. (2020) aus diesen Ergebnissen den Schluss, 

dass die Mitgliedstaaten der EU alsbald daran gehen sollten, die europäischen Banken mit 

zusätzlichem Eigenkapital auszustatten, ggfs. aus Mitteln des ESM, um zu vermeiden, dass es 

zu einem Dauer-Malaise kommt, wie das laut Jordà et al. (2017) in der Geschichte immer 

wieder vorgekommen ist.6  

 

In diesem Zusammenhang ist auch der Befund von Acharya und Steffen (2015) von Belang, 

wonach das Verhalten von Banken der Eurozone in den Krisen der Jahre 2007 – 2013 u.a. 

maßgeblich von ihrer Eigenkapitalausstattung geprägt war: Je größer das Eigenkapital im 

Verhältnis zu Bilanzsumme war, desto eher nutzten die Banken die durch die 

                                                 
5 O. Jordà, B. Richter, M. Schularick, A. Taylor, Bank Capital Redux: Solvency, Liquidity and Crisis, National 

Bureau of Economics Research Working Paper 23287, März 2017, https://www.nber.org/papers/w23287 
6 M. Schularick, S. Steffen, T. Tröger, Bank Capital and the European Recovery from the Covid-19 Crisis, SAFE 

White Paper No.  69, Frankfurt, Juni 2020,  https://safe-

frankfurt.de/fileadmin/user_upload/editor_common/Policy_Center/SAFE_White_Paper_69.pdf 
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Liquiditätsmaßnahmen der EZB gegebenen Verhaltensspielräume zur Vergabe von Krediten 

an die Realwirtschaft; je geringer das Eigenkapital im Verhältnis zu Bilanzsumme war, desto 

mehr nutzten die Banken diese Verhaltensspielräume zum Kauf von Staatsanleihen und/oder 

zu spekulativen Aktivitäten in den Märkten.7 Auch der Umstand, dass das Wachstum der 

europäischen Volkswirtschaften im Jahrzehnt nach der Finanzkrise deutlich hinter dem der 

US-amerikanischen Volkswirtschaft zurückblieb, wird vielfach der Tatsache zugeschrieben, 

dass die USA nach der Krise gründlicher aufgeräumt haben als wir, mit deutlich mehr 

Marktaustritten von Banken und deutlich strikteren Eigenkapitalanforderungen.8 

 

4. Warum überhaupt Eigenkapitalregulierung? 

 

Der FDP-Antrag sagt wenig zur ökonomischen Funktion der Eigenkapitalregulierung. 

Sicherung der Finanzstabilität wird als Anliegen genannt, aber es wird nicht gesagt, was 

genau die Mechanismen des Marktversagens sind, wie die Eigenkapitalregulierung hier wirkt 

bzw. wirken soll und wie die im Antrag genannten Einzelmaßnahmen hier einzuordnen sind.  

 

Es ist übrigens noch nicht lange her, dass Eigenkapitalanforderungen bei der 

Bankenregulierung in den Vordergrund rückten. In vielen Ländern beruhte die 

Bankenregulierung über Jahrzehnte auf einer Kombination von Anlagevorschriften und 

Beschränkungen des Zinswettbewerbs um Einlagen. In Deutschland spielte beides eine eher 

untergeordnete Rolle, aber Deutschland war diesbezüglich die Ausnahme. Auch war der 

Zinswettbewerb unter den deutschen Banken bis in die 1990er Jahre hinein wenig intensiv, so 

dass die deutschen Banken einträgliche Margen erzielen konnten, vergleichbar den Schweizer 

Banken, bei denen die Einlagenzinsen durch ein explizites, rechtswirksames Kartell festgelegt 

wurden, oder den US-amerikanischen Banken, bei denen die Einlagenzinsen bis in die 1980er 

Jahre durch staatliche Verordnung, „Regulation Q“ festgelegt wurden.  

 

Das frühere System der Regulierung durch Anlagevorschriften und Unterbindung des 

Zinswettbewerbs sorgte dafür, dass politisch privilegierte Schuldner günstige Kredite 

bekamen, nicht nur der Staat selbst, sondern auch Immobilienkäufer und bestimmte 

Unternehmen z.B. landwirtschaftliche Betriebe.9 Die privilegierten Anlagen waren oft nicht 

besonders sicher, aber bei geringer Wettbewerbsintensität waren die Margen groß genug, um 

auch größere Verluste auszugleichen und sei es über die Entwicklung von stillen Reserven in 

Aufschwung, Rezession und erneutem Aufschwung. (Der Versuch der deutschen Banken, 

dieses Muster auch in den Jahren nach 1992 einzusetzen, scheiterte daran, dass die 

Wettbewerbsintensität Mitte der 1990er Jahre deutlich zunahm, so dass die Margen auch in 

der konjunkturellen Verbesserung Ende der 1990er Jahre nicht mehr deutlich zunahmen.) 

 

                                                 
7 V. Acharya, S. Steffen, The Greatest Carry Trade Ever? Understanding Eurozone Bank Risks, Journal of 

Financial Economics 115 (2015), 215-236. 
8 Siehe M. Hellwig, Wachstumsschwäche, Bankenmalaise und Bankenregulierung, Wirtschaftsdienst 97 (2017), 

Sonderheft 2017, Neues Wachstum für Europa, 43 – 48.  
9 Zur Geschichte der Bankenregulierung und der Erosion früherer Ansätze siehe M. Hellwig, Banken zwischen 

Politik und Markt: Worin besteht die volkswirtschaftliche Verantwortung der Banken?, Perspektiven der 

Wirtschaftspolitik 1 (2000), 337-356, sowie Admati und Hellwig, a.a.O. (Fn. 2), Kap. 4, 6 und 12. 
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Das System der Bankenregulierung durch Anlagevorschriften und Unterbindung des 

Zinswettbewerbs ist ab 1980 weitgehend abgebaut worden, zuerst in den USA, später auch in 

Europa. Bei hoher Inflation und hohen Nominalzinsen erwies sich die Unterbindung des 

Zinswettbewerbs als unwirksam, wenn nicht gar dysfunktional. Institutionelle Innovationen 

(Geldmarktfonds) und die Internationalisierung der Finanzsysteme veränderten die 

Rahmenbedingungen derart, dass die Margen im Finanzsektor schrumpften und die 

Anlagevorschriften sich kontraproduktiv, risikosteigernd, auswirkten. In der Europäischen 

Union kam hinzu, dass die Schaffung des Binnenmarkts nationale Regeln zur Unterbindung 

von Wettbewerb außer Kraft setzte, so dass z.B. die Festlegung italienischer oder 

portugiesischer Banken auf heimische Staatsfinanzierung die Margen dieser Banken und 

letztlich ihre Existenz zu gefährden drohte.  

 

Eigenkapitalregulierung ist erst in den 1980er Jahren in den Vordergrund gerückt, auf 

Initiative des US-Zentralbankpräsidenten Volcker, der beunruhigt war, dass die US-

amerikanischen Großbanken zu wenig eigene Mittel eingesetzt hatten, als dass sie die 

Verluste bei lateinamerikanischen Schuldtiteln ohne Insolvenzen hätten wegstecken können. 

Die Verluste wurden nicht in voller Höhe ausgewiesen, und die über den Internationalen 

Währungsfonds organisierten „Hilfen“ der Steuerzahler boten die Möglichkeit, die 

Schuldendienstleistungen währed einigen Jahren aufrechtzuerhalten, so dass die Solvenz der 

US-amerikanischen Großbanken wieder hergestellt wurde. Volcker initiierte die 

Verhandlungen des Basler Ausschusses für Bankenaufsicht zur Eigenkapitalregulierung. 

Diese führten 1988 zum ersten Baseler Abkommen für die Eigenkapitalunterlegung von 

Krediten, dem 1996 eine Ergänzung für Marktrisiken und 2004 das zweite Basler Abkommen 

für Kreditrisiken folgte. „Basel III“ war dann die Reaktion auf die Finanzkrise.  

 

Abgesehen davon, dass das frühere System der Bankenregulierung aufgrund der 

Entwicklungen der Jahrzehnte seit 1980 nicht mehr funktionsfähig war, hat der Wechsel hin 

zu einem System der Regulierung mit Hilfe von Eigenkapitalanforderungen als solches große 

Vorzüge. Zum einen wird politisch bedingten Verzerrungen der Anlageentscheidungen 

vorgebeugt. Die den Banken zur Anlage zur Verfügung stehenden Mittel werden dadurch 

besser eingesetzt. Auch ist das Risiko von Finanzkrisen aufgrund von Unterdiversizifzierung 

geringer.10 Eigenkapitalregulierung hat den großen Vorzug, dass die Behörden nicht in die 

Anlageentscheidungen der Banken eingreifen. Die höhere Eigenkapitalaussttung selbst sorgt 

dafür, dass die Haftung der Bankeigentümer und –manager für die Folgen dieser 

Entscheidungen verbessert wird.  

 

In diesem Zusammenhang sind drei Quellen von Marktversagen zu nennen. Erstens tendieren 

die Verantwortlichen dazu, die Systemwirkungen ihrer Strategien zu vernachlässigen. Dass 

die Volkswirtschaft insgesamt nach einer Finanzkrise daran leidet, dass die Verluste der 

Banken einen großen Teil ihres Eigenkapitals aufgefressen haben und die Banken 

                                                 
10 Paradigmatisches Beispiel ist die Sparkassenkrise in Texas 1986. Dort gab es die Vorschrift, dass 

Immobilienkredite nur für Immobilien in Texas vergeben werden durften. Der Einbruch der Ölpreise ab 1985 

ließ die Immobilienpreise im Ölstaat Texas einbrechen. Das veranlasste viele Eigenheimbesitzer, die Zahlungen 

auf ihre Hypotheken einzustellen und ihre Häuser aufzugeben.  
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entsprechend die Vergabe von Neukrediten entsprechend radikal zurückfahren, geht nicht in 

die Entscheidungen der Verantwortlichen im Vorfeld der Krise ein. Zweitens ist 

Schuldenfinanzierung steuerlich begünstigt, da Kreditzinsen nicht bei der Körperschaftssteuer 

einbezogen werden. Dieser Effekt wirkt bei allen Unternehmen, ist aber bei Banken besonders 

ausgeprägt, da bei ihnen der Anteil der Schuldenfinanzierung ganz überdurchschnittlich hoch 

ist. Drittens hat der oben beschriebene Effekt der Entwertung der Insolvenzoption bei 

Aufnahme zusätzlichen Eigenkapitals zur Folge, dass die Alteigentümer/-aktionäre sich fast 

immer gegen die Aufnahme neuen Eigenkapitals aussprechen werden.11 Auch dieser Effekt 

wirkt grundsätzlich bei allen Unternehmen, ist aber bei Banken besonders ausgeprägt, dass 

bei ihnen die Gläubiger nicht in der Lage sind, dem Effekt entgegenzuwirken. 

 

Bei Unternehmen der Realwirtschaft kommen die Kredite zumeist von einer kleinen Zahl von 

Finanzinstituten, die darauf achten, dass die Verschuldung des Unternehmens nicht 

Gläubigern, in der Größenordnung von Millionen bei den Einlagen und immer noch 

hunderten bei Geldmarktfinanzierungen. Der einzelne Gläubiger hat kaum eine Möglichkeit 

„Disziplin auszuüben“, um eine übermäßige Verschuldung zu verhindern. Daher fehlt es an 

Mechanismen, die den oben beschriebenen Anreizeffekten entgegenwirken. Die Möglichkeit 

eines Bank Run, eines Schaltersturms, könnte daraufhin wirken, aber in den guten Zeiten, wo 

die hohe Verschuldung aufgebaut wird, ist das keine realistische Möglichkeit, und in 

schlechten Zeiten, wenn die Risiken, auch die der hohen Verschuldung, sich realisieren, 

können die Folgen so katastrophal sein, dass die politisch Verantwortlichen es vorziehen, 

lieber Steuermittel einzusetzen, um einen Run zu verhindern.12 Die Aussicht auf den Einsatz 

von Steuermitteln hat zur Folge, dass die Gläubiger nicht einmal einen Anreiz haben, sich um 

die mit einer hohen Verschuldung der Bank verbundenen Probleme im Vorhinein zu 

kümmern. Aber selbst wenn sie diesen Anreiz hätten, könnten sie nicht viel ausrichten, da sie 

zu fragmentiert sind nicht koordiniert handeln können.13 

 

Die Quelle des Marktversagens liegt letztlich darin begründet, dass die Beteiligten ihre 

Entscheidungen über spätere Finanzierungsformen nicht bindend im Vorhinein festlegen 

können. Eigenkapitalregulierung bietet einen Ersatz für die fehlenden Bindungsmöglichkeiten 

und gibt den Gläubigern die Gewähr, dass die Verschuldung nicht über ein bestimmtes Ma0 

hinaus ansteigen wird. Insofern als diese Gewähr das Vertrauen der Gläubiger in die 

nachherige Entwicklung stärkt, liegt diese Regulierung im Interesse der Beteiligten selbst, 

auch wenn mancher unter ihnen das nicht versteht, und glaubt, man könnte das Vertrauen der 

                                                 
11 Für ausführliche Analysen siehe A. Admati, P. DeMarzo, M. Hellwig, P. Pfleiderer, Fallacies, Irrelevant Facts 

and Myths in the Discussion of Capital Regulation: Why Bank Equity is Not Socially Expensive, Max-Planck-

Institut zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern, Discussion Paper 2013/23, Bonn 2013, 

http://homepage.coll.mpg.de/pdf_dat/2013_23online.pdf, sowie A. Admati, P. DeMarzo, M. Hellwig, P. 

Pfleiderer, The Leverage Ratchet Effect, Journal of Finance 73 (2018), 145 – 198. 
12 Lehman Brothers ging in die Insolvenz, als der Run der Geldmarktgläubiger die Liquidität der Bank zerstört 

hatte. Die Folgen waren derart, dass man seither alles tut, um eine Wiederholung zu vermeiden. 
13 Zur Rolle der Fragmentierung der Gläubiger siehe A.Admati, M. Hellwig, Bank Leverage, Welfare and 

Regulation, in: D. Arner et al (eds.)., Systemic Risk in the Financial Sector: Ten Years after the Great Crash, 

Centre for International Governance Innovation, Waterloo, ON, Canada, 2019, 217-233; 

http://homepage.coll.mpg.de/pdf_dat/2018_13online.pdf.  
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Gäubiger haben, ohne dass die Möglichkeiten für einen Missbrauch dieses Vertrauens 

einzuschränken.  

 

Soweit der Staat selbst in eigener Regie den Schutz der Gläubiger übernimmt, entfällt das 

Vertrauensproblem, nicht aber das Problem des Missbrauchs, denn eine Tendenz zu 

übermäßiger Verschuldung, teilweise auch eine Tendenz zum Eingehen hoher Risiken, 

besteht nach wie vor, nur dass dann der Staat die Kosten trägt. Im Fall der Finanzkrise 2007-

2009 betrugen diese mehr als 70 Mrd. Euro.  

 

Eine Regulierung, die die Verschuldung der Banken einschränkt, umd den durch hohe 

Verschuldung veursachten Risiken und Kosten Rechnung zu tragen, kann zur Folge haben, 

dass die Kreditzinsen höher sind oder bestimmte Kredite gar nicht mehr vergeben werden. 

Auch wenn es bei den Kreditnehmern unpopulär ist: Dieser Effekt kann durchaus erwünscht 

sein! Wenn die Einleger und anderen Gläubiger der Banken davon ausgehen, dass der Staat in 

der Krise hilft, dann werden die Refinanzierungskosten die Risiken und Kosten der 

Schuldenfinanzierung nur teilweise widerspiegeln und insofern zu niedrig sein. Bei 

intensivem Wettbewerb unter den Banken wird dieser Refinanzierungsvorteil zumindest 

teilweise an die Kreditnehmer weitergegen. Dann werden werden auch die Kreditzinsen die 

Risiken und Kosten der Kredite nur teilweise widerspiegeln und insofern zu niedrig sein. Für 

die Gesellschaft insgesamt ist das ineffizient. Höhere Refinanzierungskosten und höhere 

Kreditzinsen der Banken, die die Risiken und Kosten angemessen widerspiegeln wären 

angebracht. 

 

Der FDP-Antrag sagt zu diesen Problemen nichts. Vielleicht sind die Antragsteller der 

Ansicht, Kreditmärkte seien derart unvollkommen, dass in der Praxis die Risiken und Kosten 

von Krediten eher überbetont werden und insofern die vorstehende Überlegung nicht viel mit 

der Praxis zu tun hat. Wenn man sich ansieht, wie die Märkte für Immobilienfinanzierungen 

sich in den letzten Jahren entwickelt haben, wird man diese Ansicht kaum teilen. Aber selbst 

wenn man sie teilt, kann die Politikempfehlung nicht dahingehen, dass man die 

Refinanzierung der Banken durch letztlich von Staat garantierte Schulden insgesamt 

erleichtert. Wenn man wirklich auf die Kredite abzielt, müsste man gezielt dort Subventionen 

einsetzen, wo man Marktunvollkommenheiten vermutet. Allerdings würde das eine offene 

politische Diskussion über diese Subventionen erfordern; die Forderung, das Problem über 

eine Senkung der Eigenkapitalanforderung von Banken anzugehen, auf die Gefahr hin, dass 

der Steuerzahler in der Krise wieder zur Kassen gebeten würde, vermeidet diese offene 

Diskussion, aber der Tatbestand ist ähnlich, und das Kosten-Nutzen-Verhältnis deutlich 

schlechter. 

 

 

5. Zur Finalisierung von Basel III 

 

Ich komme nunmehr zum Thema Finalisierung von Basel III und zu den im Antrag der FDP-

Fraktion aufgeführten Maßnahmen. Vorab eine Bemerkung zur Einordnung. Die 

Formulierung im Antrag, „die Baseler Eigenmittelabkommen (hätten) zum Zweck, die 
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Finanzwelt durch globale Standards transparanter und stabilier zu machen und zu auch für 

eine zuverlässige Kreditversorgung durch Kreditinstitute zu sorgen“ (S.2), wird den 

Zusammenhängen nicht gerecht. Die Initiative für die Basler Eigenmittelabkommen kam, wie 

erwähnt, von Paul Volcker, der auf diesem Weg die aus seiner Sicht allzu geringe 

Eigenmittelfinanzierung US-amerikanischer Großbanken in den 1980er korrigieren wollte. Er 

ging dazu den Weg über Basel, da die Vereinheitlichung der Standards für die US-

amerikanischen (und englischen) den Vorteil mit sich brachte, dass man eine gewisse 

Kontrolle über das Auftreten japanischer Banken haben würde.14  

 

Bei den Basler Abkommen geht es auch nicht um Transparenz, sondern um Mindeststandards, 

insbesondere für die Eigenmittelanforderungen. Das Einhalten dieser Mindeststandards durch 

die Behörden eines Landes ist eine notwendige Voraussetzung dafür, dass die Banken des 

Landes (oder deren Tochtergesellschaften) in einem anderen Land tätig sein dürfen, ohne von 

den Behörden des anderen Landes beaufsichtigt zu werden. Nach dem Heimatlandprinzip 

liegt die Aufsicht gänzlich bei den Behörden des Heimatlands; das setzt allerdings voraus, 

dass Gesetzgeber und Aufsichtsbehörden die in Basel vereinbarten Mindeststandards 

einhalten. Ein Abweichen von diesen Standards würde die Akzeptanz des Heimatlandprinzips 

und damit die Grundlage der Geschäftstätigkeit deutscher bzw. europäischer Banken in 

Drittländern gefährden. Die Diskussion um die Finalisierung von Basel III betrifft auch die 

Frage, inwiefern man dieses Risiko eingehen will.  

 

Schon bei der Umsetzung von Basel III selbst hat die Europäische Union die in Basel 

gesetzten Mindeststandards nicht eingehalten und die Möglichkeit geschaffen, dass auch bei 

Aktiengesellschaften stille Einlagen als hartes Eigenkapital angesehen werden, ferner, dass 

auch die Minderheitsbeteiligungen bei Versicherungsgesellschaften in Bancassurance-

Konzernen auf das regulatorische Eigenkapital der Bank angerechnet würden. Das eine 

geschah im Interesse der deutschen Landesbanken, die als Aktiengesellschaften organisiert 

sind, das andere im Interesse französischer Finanzinstitute. Beides stand im Widerspruch zu 

ausdrücklich in Basel getroffenen Vereinbarungen und hat zu erheblichem Unwillen bei den 

Basler Verhandlungspartnern geführt. Der Eindruck, dass die Europäer mutwillig mit dem 

Heimatlandprinzip umgehen hat dann später die US-amerikanischen Behörden veranlasst, die 

in den USA tätigen ausländischen Banken zu zwingen, ihre dortigen Aktivitäten unter dem 

Dach von Holdings zu bündeln, und diese Holdings den US-amerikanischen Eigenmittel- und 

Liquiditätsvorschriften zu unterwerfen. Wenn die Europäische Union jetzt wieder die Basler 

Mindeststandards verwässert, sind neuerliche kritische Reaktionen in anderen Ländern nicht 

auszuschließen.  

 

Allerdings gilt die Verpflichtung der Staaten auf die Vorschriften des Basler Abkommens 

nicht durchweg für alle Banken, sondern nur für die international tätigen Banken, die das 

Heimatlandprinzip in Anspruch nehmen. Die EU bildet in dieser Beziehung eine Ausnahme, 

denn sie wendet die Regeln des Basler Abkommens auf alle Banken an. Die USA z.B. haben 

es seinerzeit abgelehnt, Basel II auf alle Banken anzuwenden und haben die Anwendung auf 

                                                 
14 Zur Geschichte des Basler Ausschusses für Bankenaufsicht siehe C.A.E. Goodhart, The Basel Committee on 

Banking Supervision: The Early Years, Cambridge University Press, Cambridge, U.K., 2011. 
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international tätige Banken beschränkt. Der Grund war der, dass nach Auffassung der 

dortigen Behörden, vor allem der Federal Deposit Insurance Corporation (FDIC), Basel II zu 

lax war. An dieser Stelle ist von Interesse, dass die Finanzkrise in den USA neben den 

unmittelbar in der Immobilienfinanzierung und der Hypothekenverbriefung tätigen Banken 

vor allem die großen Investmentbanken traf, die nicht der Aufsicht durch die FDIC 

unterstanden, sondern der Aufsicht durch die Securities and Exchange Commission, die Basel 

II voll akzeptiert hatte, wie die europäischen Behörden und anders als die FDIC. Dass 

europäische Banken und US-amerikanische Investment-Banken besonders stark von der 

Finanzkrise betroffen waren, sagt auch etwas über Basel II aus. 

 

Dabei ging es 2008 weniger um die Auswirkungen von Basel II selbst als vielmehr um die 

Auswirkungen der 1996 vorgenommene Ergänzung von Basel I zu den 

Eigenkapitalanforderungen für Marktrisiken. Basel II, 2004 verabschiedet, war in den meisten 

Ländern noch nicht voll umgesetzt, als die Finanzkrise ausbrach. Die 1996 vorgenommene 

Ergänzung des Basler Abkommens gab den Banken, die Möglichkeit, die für die Bestimmung 

der Eigenkapitalanforderungen maßgeblichen Risikogewichte für Marktrisiken anhand ihrer 

eigenen internen Modelle selbst zu bestimmen. Diese Möglichkeit schuf erhebliche Anreize, 

Risiken kleinzurechnen. Diese Anreize kamen voll ur Geltung. Dass die typische europäische 

Großbank 2007 nur noch 1,5 bis 4 Prozent der Bilanzsumme mit eigenen Mitteln finanzierte, 

gegenüber 4 bis 10 Prozent 1998,15 ging auch darauf zurück, dass man die 

Gestaltungsmöglichkeiten der Modelle voll ausschöpfte. Die Verluste, die in der Krise 

anfielen, kamen auf Anlagen, für deren Finanzierung die Banken im Durchschnitt weniger als 

1 Prozent an eigenen Mitteln eingesetzt hatten.16 Der bereits im April 2008 erschienene 

Bericht der schweizerischen UBS über deren Betroffenheit durch die Krise macht deutlich, 

dass viele der verwandten Modellierungspraktiken missbräuchlich waren, teilweise auch 

durch Fehlverhalten interessierter Parteien innerhalb der Bank, die zu wenig von der 

Konzernspitze kontrolliert wurden.17 Ähnliches gilt für die Anwendung interner Ratings zur 

Beurteilung von Kreditrisiken als Grundlage der Eigenkapitalregulierung.18 

 

Basel III, die 2010 vereinbarte Überarbeitung von Basel II, hat am System der Ermittlung von 

Eigenkapitalanforderungen als solchem nicht viel geändert. Risikogewichte wurden (und 

werden) nach wie vor nach einer Mixtur aus Pseudowissenschaft, Tradition und Politik 

bestimmt. Das erklärt, warum Staatsanleihen, die in  der Währung des betreffenden Landes 

denominiert und refinanziert sind, ein Risikogewicht von Null haben. Es erklärt auch, warum 

die Korrelationen bei Immobilienkrediten und KMU-Kredit, wenn überhaupt, dann nur 

unzureichend berücksichtigt werden, ferner auch, warum die Refinanzierungsrisiken für 

Positionen im Bankbuch nur im Rahmen der zweiten Säule berücksichtigt werden. Im 

Klartext, man tut so, als könnte man den Schuldenschnitt bei griechischen Staatsanleihen 

                                                 
15 Advisory Scientific Committee of the European Systemic Risk Board, Is Europe Overbanked?, Report 

04/2014, Frankfurt, Juni 2014, https://www.esrb.europa.eu/pub/pdf/asc/Reports_ASC_4_1406.pdf. 
16 Financial Services Authority, The Prudential Regime for Trading Activities: A Fundamental Review, 

Discussion Paper 10/4, London 2010.  
17 UBS, Shareholder  Report on UBS’s Writedowns, Zürich, April 2008. 
18 Behn, M., R. Haselmann, V. Vig, (2014), The Limits of Model-Based Regulation, SAFE Working Paper No. 

75, http://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=252338  

Seite 69 von 88

http://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=252338


14 

 

(2012) vergessen, ferner die S&L-Krise der USA in der 1980er Jahren, die Bankenkrisen der 

frühen 1990er Jahre und nicht zuletzt die Griechenlandkrise.  

 

Zu den Kosten der „Bankenrettungen“ von 2008 gehört es, dass diese die sich anbahnende 

Katastrophe so erfolgreich verhindert haben, dass die Lobby nicht genügend diskreditiert 

wurde. So konnten die, die die Finanzkrise zu verantworten hatten, maßgeblich Einfluss auf 

die Verhandlungen über Basel III nehmen, so etwa das von Deutsche Bank-Chef Josef 

Ackermann geleitete Institute of International Finance IIF mit hanebüchenen – und durch die 

nachherige Entwicklung radikal widerlegten – Warnungen  über die Auswirkungen von Basel 

III19 oder die British Bankers‘ Association mit der Warnung, Basel III werde 600 Mrd. GBP 

an zusätzlichem Eigenkapital erfordern, das seien 600 Mrd. GPB weniger für 

Unternehmenskredite – dass Eigenkapitalanforderungen nicht dasselbe sind wie 

Mindestreserveanforderungen wurde verdrängt.  

 

Die Folge war, dass Basel III deutlich bescheidener ausfiel, als nach den Erfahrungen der 

Finanzkrise angebracht gewesen wäre. „Die Maus, die nicht brüllte“ kommentierte die 

Financial Times und „eine Verdreifachung einer Anforderung, die nahe bei Null liegt, gibt 

einem immer noch nicht sehr viel“! In der Folge stieg das Eigenkapital der Banken in 

Relation zu den risikogewichteten Anlagen erheblich, in Relation zur Bilanzsumme kehrte 

man in etwa zu den Zahlen von 1998 zurück. Die Differenz resultierte aus der „Optimierung 

des Risikogewichtsmanagements“, wie es in der Branche genannt wurde, eine Formulierung, 

die jeglicher Vorstellung von objektiven, mit wissenschaftlichen Methoden geschätzten 

Größen Hohn spricht. 

 

Auf Seiten der Aufseher entwickelte sich alsbald ein schlechtes Gewissen, dass man zu wenig 

getan hatte. Dieses wiederum veranlasste einen gewissen Aktivismus, bei 

Informationsanforderungen, bei der Prüfung von Geschäftsmodellen, beim Einsatz der 

zweiten Säule als Grundlage für zusätzliche Eigenkapitalanforderungen. Auch die 

Auseinandersetzung mit der Heterogenität der Risikomodelle der Banken ist hier zu nennen, 

desgleichen das Programm zur Finalisierung von Basel III. 

 

Ich habe diese Entwicklung zwiespältig gesehen. Zum einen hielt ich es immer für 

ausgemacht, dass Basel III den Banken zu wenig abverlangte. Zum anderen halte ich es für 

problematisch, wenn die Aufsicht Dinge unter der zweiten Säule erlässt, die eigentlich der 

ersten Säule zuzurechnen sind (das gilt auch für die Einordnung der makroprudentiellen 

Aufsicht unter die zweite Säule), ferner auch, wenn die Aufsicht sich in die Geschäftsmodelle 

der Banken einmischt und immer wieder neue Informationsanforderungen stellt.  

 

Insbesondere bei kleinen Banken, für die der Aufwand zu Zwecken der Aufsicht stark ins 

Gewicht fällt, sollte man in Erwägung ziehen, ob man ihnen nicht die Möglichkeit gibt, von 

                                                 
19 Institute of International Finance, Interim Report on the Cumulative Impact on the Global Economy of 

Changes in the Banking Regulatory Framework, Washington, D.C., Juni 2010. Zur Kritik siehe S. Cecchetti und 

K. Shoenholtz, Higher Capital Requirements Didn’t Slow the Economy, Dezember 2014, 

https://www.moneyandbanking.com/commentary/2014/12/15/higher-capital-requirements-didnt-slow-the-

economy. 
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etlichen Regulierung und etlichen Informationsanforderungen freigestellt zu werden, wenn sie 

dafür deutlich höhere Eigenkapitalanforderungen, etwa eine Leverage Ratio von 10 Prozent, 

in Kauf nehmen. Ich bin überzeugt, dass viele von dieser Möglichkeit Gebrauch machen 

würden, in Deutschland auch viele Sparkassen und örtlich tätige Genossenschaftsbanken. Mit 

einer Übergangszeit von mehreren Jahren sollten diese Institute die höheren 

Eigenkapitalanforderungen ohne Probleme erfüllen können, und die Einsparungen bei 

anderen regulatorischen Eingriffen würden stärker ins Gewicht fallen. Allerdings müsste die 

Europäische Union bereit sein, noch stärker als bisher Unterschiede zwischen kleinen und 

international tätigen großen Banken zu machen. 

 

Die wichtigsten Punkte in der Finalisierung von Basel III sind sicher der Output Floor und die 

Erhöhung der Anforderungen bei Immobilienfinanzierungen. Letztere sind uneingeschränkt 

zu begrüßen, aufgrund der obigen Ausführungen zu Immobilienkrediten. Der Output Floor ist 

das Ergebnis der – allerdings sehr späten – Erkenntnis, dass man mit der modellbasierten 

Rechnung Bestimmung von Risikogewichten für die Eigenkapitalanforderungen den 

Instituten zu viel Manipulationsmöglichkeiten gegeben hat und dass man diese auch nicht 

durch zusätzliche Detailprüfungen unter Kontrolle bekommt. (Der entgegengesetzte Hinweis 

im FDP-Antrag ist in Anbetracht der gemachten Erfahrungen nicht anders als naiv zu 

bezeichnen.) 

 

Der FDP-Antrag moniert die Größenordnung der zusätzlichen Anforderungen, für deutsche 

Banken 40 Mrd. Euro, entsprechend 35 Prozent der bisherigen Anforderungen nach Zahlen 

der Europäischen Bankenaufsicht EBA, 14 Mrd. Euro entsprechend 22 Prozent der bisherigen 

Anforderungen nach (nicht vergleichbaren) Zahlen der Bundesbank. Es sei unerhört, dass der 

Anstieg über die früher einmal zugesagten 10 Prozent hinausgehe. Für jemanden, der die 

Diskussionen der vergangenen zehn Jahre mitgemacht hat, sind die hohen Prozentsätze vor 

allem ein Indiz dafür, dass die Basis sehr klein ist. Die absoluten Zahlen sind nicht übermäßig 

groß, wenn man berücksichtigt, was in der Vergangenheit an zusätzlichem Eigenkapital 

aufgenommen wurde, wenn es denn sein musste, und wenn man berücksichtigt, dass es eine 

erhebliche Übergangsfrist gibt. 

 

Allerdings dürften alle Zahlen nach Corona Makulatur sein. Schularick et al. (2020) schätzen 

die durch die Corona-Krise verursachte Eigenkapitallücke europäischer Banken auf 143 – 600 

Mrd. Euro, das ist eine Größenordnung höher als das, worüber der FDP-Antrag spricht. Es ist 

noch zu früh, um diese Zahlen richtig einzuschätzen. Viel wird darauf ankommen, wie gerade 

die Selbständigen und die KMUs aus der Corona-Krise herauskommen, auch darauf, 

inwiefern die politischen Instanzen versuchen, entgegen den obigen Empfehlungen die 

Banken an den Verlusten der Realwirtschaft und den Kosten einer Entschuldung der 

Realwirtschaft zu beteiligen. Sicher ist aber: Die Finalisierung von Basel III ist Peanuts 

gegenüber Corona. 

 

Der Vorschlag von Schularick et al. (2020) zu Rekapitalisierung europäischer Banken mit 

staatlichen Mitteln hat für sich, dass er Raum bieten würde für eine Bereinigung der 

Bankbilanzen von Altlasten und damit für eine Abkehr der bisher – in Deutschland und der 
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EU – verfolgten Strategie, die Probleme vor sich herzuschieben in der Hoffnung, dass sie 

irgendwann einmal von selbst verschwinden. Er hat gegen sich, dass er nicht erkennbar zu 

einer Bereinigung der Strukturprobleme der europäischen Banksektoren – und des deutschen 

– beitragen würde.  

 

Deutschland war von der Finanzkrise 2008 besonders stark betroffen – und hat die Folgen 

immer noch nicht bewältigt –,  weil die massive Kapazitätsausweitung des Sektors, die in den 

1990er Jahren erfolgte und durch das Pfandbriefgesetz von 2005 noch einmal verstärkt wurde, 

nie durch einen entsprechenden Rückzug von Kapazitäten durch Marktaustritte kompensiert 

wurde. Die Margen sind – außer bei den Sparkassen und bei den örtlich tätigen 

Genossenschaftsbanken – seit den späten 1990er Jahren komprimiert, und die Institute können 

kaum Geld verdienen, es sei denn, sie gehen große Risiken ein; die Baisse der Zinssätze und 

die Erosion der Prämien für Fristentransformation und für Risikotransformation haben die 

Probleme verstärkt.20 Wenn die Marktstrukturen sich nicht deutlich ändern, werden die von 

Schularick et al. (2020) vorgeschlagenen Maßnahmen die Lage der Banken nur für ein paar 

Jahre verbessern.  

 

Allerdings handelt es sich nicht um ein rein deutsches Problem. Das Problem der 

Überkapazitäten und der Unfähigkeit, ohne übermäßige Risiken Geld zu verdienen, betrifft 

auch andere europäische Banksektoren. Insofern stellt sich die Frage, ob man die 

Konsolidierung der Banksysteme als europäisches Projekt angeht und dazu die aktuelle 

Krisensituation nutzt. Das würde erfordern, dass die politischen Kräfte, die im vergangenen 

Jahrzehnt die Konsolidierung verhindert haben, in den Hintergrund treten. Das dürfte 

schwerfallen. Sollte die Konsolidierung allerdings nicht gelingen, so ist vorherzusehen, dass 

die 2020er Jahre, wie schon die 2010er Jahre, eine weitere Phase der latenten oder offenen 

Bankenkrisen sein werden, mit Risken für den Bestand der Europäischen Währungsunion und 

der Europäischen Union und erheblichen Schäden für das Wachstum der Realwirtschaft und 

für die staatlichen Haushalte.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
20 Siehe Hellwig, a.a. O. (Fn. 1). Sowie Advisory Scientific Committee, a.a.O. (Fn. 15). 
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A. Zusammenfassung 

Zielsetzung des “Basel III”-Regelwerks ist die langfristige Gewährleistung der Finanzstabilität durch 

einen adäquat kapitalisierten Bankensektor. In der EU wurde diese Zielsetzung von der Europäischen 

Kommission als Grundlage der Schaffung einer Europäischen Bankenunion wie folgt formuliert: 

“Besser regulierte und beaufsichtigte Banken sind stärker und widerstandsfähiger und können der 

Realwirtschaft insgesamt besser dienen. Dieser Rahmen wird auch dafür sorgen, dass nicht mehr die 

Steuerzahler für die Fehler der Banken haften müssen. Darüber hinaus wird er die finanzielle Stabilität 

in Europa stützen, die eine der Voraussetzungen für einen nachhaltigen Wirtschaftsaufschwung 

darstellt.”1 

Diese langfristigen Ziele müssen grundsätzlich auch in Krisenzeiten erhalten bleiben. Das schließt nicht 

aus, daß im Falle eines externen Schocks Erleichterungen gewährt und die Einführung neuer 

Anforderungen verschoben werden können, um die kurzfristigen Folgen abzufedern. Genau dies ist in 

der EU und in Deutschland im Gefolge der Covid-19-Krise geschehen. Die Maßnahmen zur 

Finalisierung des “Basel III”-Regelwerks dienen dagegen der langfristigen Sicherung der 

Finanzstabilität in Deutschland und der EU insgesamt. Als internationale Übereinkunft ist “Basel III” 

auch ein wichtiger Beitrag, um für deutsche und europäische Institute im internationalen Wettbewerb 

ein ‘level playing field’ zu gewährleisten. 

Die Diskussion über die Finalisierung von „Basel III“ wird vor allem von einer Handvoll großer Institute 

getrieben. Diese Institute sind nach wie vor systemrelevant und „too big to fail“. An dieser Tatsache hat 

sich weder durch die in einigen EU-Mitgliedstaaten, darunter Deutschland, verabschiedeten 

Trennbankengesetze noch durch die Sanierungs- und Abwicklungsrichtlinie grundlegend etwas 

geändert. Auch heute ist die Abwicklungsfähigkeit von SRIs nach wie vor fraglich. Daher ist es für die 

Finanzstabilität, und damit den adäquaten Schutz von Bürgern und Steuerzahlern, unabdingbar, daß 

die Kapitalanforderungen an Banken, und insbesondere systemrelevante Großinstitute, in der vom 

Basler Ausschuß veranschlagten Höhe in der EU und in Deutschland auch umgesetzt werden. 

Die Verwendung interner Modelle (IRB-A) hat diesen Instituten lange ermöglicht, 

Kapitalisierungskennzahlen auf risikogewichteter Basis (RWA) auszuweisen, die signifikant unter den 

vom Basler Ausschuß intendierten – und von der Mehrzahl der institutionellen und akademischen 

Experten als adäquat erachteten Zielgrößen lagen. Die Einführung des Output Floors, ergänzend zu 

der bereits erfolgten Einführung einer risikoneutralen Gesamtverschuldungsquote (Leverage Ratio), ist 

daher unabdingbar, um die durch IRB-A gewährten Gestaltungsspielräume so weit zu reduzieren, daß 

eine konsistente Anwendung des „Basel III“-Regelwerks gewährleistet und die aus der Zweigleisigkeit 

von Kreditrisikostandardansatz (KSA) und IRB-A entstehenden Nachteile für kleinere Institute 

zumindest teilweise kompensiert werden. 

B. Allgemeine Überlegungen zum Antrag 

1. Zusage an den Bankensektor: keine signifikanter Anstieg der Kapitalanforderungen 

Vor dem Hintergrund der anhaltenden Covid-19-Krise und ihrer sich abzeichnenden Folgen für die 

Weltwirtschaft besteht die Gefahr, daß die Lehren der Finanzkrise von 2008 und der darauf folgenden, 

existenziellen Krise der Eurozone ab 2010 in Vergessenheit geraten. Zur Erinnerung: in den Jahren 

zwischen 2008 und 2015 wurde ca. EUR 5.0 Bio. an Staatshilfen für die Stabilisierung und Sanierung 

des Finanzsektors genehmigt, von denen ca. EUR 2.0 Bio. in Anspruch genommen wurden.2 Die 

Verschuldung der öffentlichen Haushalte in der EU stieg zwischen 2007 and 2017 um ca. EUR 5.0 Bio. 

(67%) auf EUR 12.5 Bio. In zahlreichen EU-Mitgliedstaaten führten die folgenden Sparprogramme zu 

drastischen Einschnitten in die öffentliche Daseinsvorsorge und in der Folge auch zu einem Erstarken 

antieuropäischer, oft auch antidemokratischer, Kräfte. 
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Die Ursachen für die Finanzkrise von 2008 sind hinlänglich bekannt. Es besteht weitgehend Einigkeit, 

daß die insgesamt unzureichende Kapitalausstattung des Bankensektors vor 2008, die mangelnde 

Erfassung der von sog. „systemrelevanten“ Instituten ausgehenden systemischen Risiken sowie Risken 

durch neue Finanzprodukte und Praktiken zu den wesentlichen Auslösern der Krise zählten.3 Die 

insgesamt unzureichende Kapitalausstattung des Bankensektors zu korrigieren war und ist der zentrale 

Arbeitsauftrag des Basler Ausschusses für Bankenaufsicht und die Zielvorgabe für das „Basel 

III“-Regelwerk. 

Allerdings stellte sich bereits kurz nach der Veröffentlichung der ersten Iteration des „Basel III“-

Standards heraus, daß die darin vorgesehenen Gestaltungsspielräume, insbesondere für Banken die 

den auf internen Ratings basierenden IRB-A (Internal Ratings-Based – Advanced) Ansatz zur 

Berechnung der Kreditrisiken nutzen, teils erhebliche und sachlich nicht nachvollziehbare Unterschiede 

in der Anwendung durch die Institute verursachten. Dieser Befund wurde über Jahre hinweg in 

zahlreichen akademischen und institutionellen Studien und Fachartikeln bestätigt und außer Zweifel 

gestellt4. Eine wesentliche Verbesserung der Lage, z.B. aufgrund der zur Vereinheitlichung der Praxis 

ausgegebenen Leitlinien der Europäischen Bankenaufsicht (EBA) und der EZB, war nicht zu erkennen. 

Erst im vergangenen Jahr wurde von der Europäischen Zentralbank in ihrem Zwischenbericht zu ihrer 

“Targeted Review of Internal Models” (TRIM) erneut festgestellt, daß es bei fast zwei Dritteln der 

Banken (62%) Beanstandungen hinsichtlich der Handhabung interner Modelle gab.5 

Die dadurch bedingten Abweichungen bei der Ermittlung der Kapitalerfordernisse führen a) zu einer 

Verwässerung der eigentlich beabsichtigten, deutlichen Stärkung der Eigenkapitalausstattung, vor 

allem großer, systemrelevanter Institute; und b) zu einer Verzerrung der Wettbewerbsbedingungen, vor 

allem zum Nachteil kleinerer Institute, die ihre Kapitalisierung vorwiegend nach dem KSA berechnen. 

Diese offenbaren Mängel haben zu einem beträchtlichen Vertrauensverlust in die Verläßlichkeit des 

“Basel III”-Regelwerks allgemein, und insbesondere die risikogewichteten Ermittlung von 

Kapitalerfordernissen, geführt, und zwar sowohl unter Experten wie auch an den Kapitalmärkten. 

Die vom Basler Ausschuß im Dezember 2017 nach umfangreichen Konsultationen vorgestellten 

Änderungen sollen genau diesen Umständen Rechnung tragen. Daher stellt der Ausschuß in der 

Einleitung fest, daß die Reformen, und hier insbesondere die Einführung einer Gesamtverschuldungs-

quote (Leverage Ratio) und eines “Output Floors” für interne Risikomodelle, “die Glaubwürdigkeit der 

Berechnung von risikogewichteten Aktiva (RWA) wieder herstellen sollen.”6 In diesem Dokument 

verweist der Ausschuß auf eine ebenfalls im Dezember 2017 abgeschlossene Auswirkungsstudie7, die 

für eine Stichprobe von 113 internationalen Banken, darunter 27 G-SRIs, einen potentiallen 

Gesamtkapitalbedarf von ca. EUR 92 Mrd. ausmachte. Davon entfielen ca. EUR 86 Mrd. (93%) auf die 

G-SRIs. Der Ausschuß erklärt weiter: 

“…the Committee conducted a comprehensive and rigorous assessment of the impact of these 

revisions on the banking system and the wider macro economy. As a result of this assessment, the 

Committee focused on not significantly increasing overall capital requirements. This is reflected in the 

design, calibration and transitional arrangements discussed below. The Committee will continue to 

monitor and evaluate the effectiveness of these reforms in reducing excessive RWA variability.” 8 

In der aktuellen Diskussion wird nun aus dieser und ähnlich lautenden Aussagen, daß man “keine 

signifikante Erhöhung der Kapitalerfordernisse beabsichtige”, eine Zusage abgeleitet, “die 

Kapitalanforderungen für Banken nicht signifikant – das heißt – um nicht mehr als 10% zu erhöhen.” 

Dabei wir die ursprüngliche Aussage offenbar aus dem Zusammenhang gerissen, da der Ausschuß 

ausdrücklich auf die Auswirkungsstudie, den darin bereits festgestellten zusätzlichen Kapitalbedarf und 

die für die Einführung der neuen Standards vorgesehenen Übergangsbestimmungen Bezug nimmt. 

Zudem ist offensichtlich, daß es sich hier um eine Absichtserklärung handelt, die den primären 

Zielsetzungen des “Basel III”-Regelwerks, nämlich Finanzstabilität und Wiederherstellung der 

Glaubwürdigkeit der RWA-basierten Ermittlung von Kapitalanforderungen, zweifellos untergeordnet ist. 
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Eine Selbstbindung an eine Obergrenze von 10% ist aus den Äußerungen des Ausschusses unserer 

Ansicht nach nicht erkennbar und auch nicht offenbar beabsichtigt. 

2. Kapitalbedarf bei vollständiger Umsetzung der finalen “Basel III”-Standards 

In der “Basel III” Monitoring-Studie der Bundesbank vom April 20209 wird der Kapitalbedarf der 

deutschen Banken unter Basel III, einschließlich der Einführung des Basel III-“Output Floors”, auf EUR 

17 Mrd. beziffert. In der Studie werden 26 durchwegs größere Institute untersucht, von denen 75% 

interne Modelle zur Ermittlung der RWA verwenden. Der Fehlbetrag entfällt jedoch zur Gänze auf die 

Institute der Gruppe 1, in der die fünf größten Banken, einschließlich der Deutschen Bank als einziges 

deutsches G-SRI, zusammengefaßt sind. In diesem Bericht wird auch festgestellt, daß diese Gruppe 

bereits unter dem aktuellen Regelwerk, d.h. nach CRR-CRD IV, ohne die Einführung des Basel III-

“Output Floors”, einen Bedarf von EUR 1,7 Mrd. aufweist. Das bedeutet, daß es bei der Kapitalstärke 

der größten deutschen Banken bereits heute Defizite gibt. 

Dieser Eindruck deckt sich mit den Feststellungen in der europaweiten Basel III-Auswirkungsstudie der 

EBA vom Dezember 201910, aus dem ebenfalls hervorgeht, daß gerade systemrelevante Banken, 

welche die höchsten Risiken für die Finanzstabilität bergen (G-SRIs und A-SRIs), gemessen an den 

Anforderungen am schwächsten kapitalisiert sind und daher den Großteil des Kapitalbedarfs 

ausmachen. Von insgesamt ca. EUR 125 Mrd. an geschätztem Kapitalbedarf für die 189 in der Studie 

erfaßten Banken entfielen ca. EUR 116 Mrd. (93%) auf die 75 G-SRIs und A-SRIs. Auch im 

internationalen Vergleich wird seit geraumer Zeit bemängelt, daß die Kapitalisierung großer 

europäischer Banken, einschließlich der deutschen, hinter der von vergleichbaren Instituten in anderen 

Jurisdiktionen zurückliegt.11 

Die Kapital- und Ertragsstärke eines Instituts bestimmt wiederum seine Kapitalkosten und zwar, nach 

dem Satz von Modigilani und Miller12, sowohl für Eigen- als auch für Fremdkapital. Diese Kapitalkosten 

werden auf dem Markt ermittelt. Die Eigenkapitalkosten deutscher und europäischer Institute sind im 

internationalen Vergleich hoch, die Bewertungen börsennotierter Häuser niedrig. Diese Punkt wurde 

auch von der EZB in ihrem Finanzstabilitätsbericht vom Mai 2020 thematisiert. Darin stellt die EZB fest, 

daß die Price-to-Book-Ratio (Preis zu Buchwert) von Instituten aus der Eurozone im Gefolge der Covid-

19-Krise bei etwa 0.3 einen historischen Tiefpunkt erreicht hat. Neben der vor allem durch das 

anhaltend niedrige Zinsniveau und strukturelle Gründe bedingten Ertragsschwäche der europäischen 

Institute spielen auch Zweifel der Anleger an der Bilanzqualität und Kapitalisierung mancher Institute 

eine Rolle. 

Angesichts dieser Ausgangslage ist es umso bemerkenswerter, daß viele europäische Banken in den 

vergangenen Jahren nach wie vor vergleichsweise großzügige Ausschüttungen vorgenommen haben 

und weiterhin verbindliche Zusagen ablehen, diese zugunsten einer Stärkung der Eigenkapitalbasis 

einzuschränken. Studien der BIZ aus dem Jahr 2016 anhand einer repräsentativen Auswahl von 90 

Großbanken in der Eurozone ergaben, daß im Durchschnitt ca. 38% der Jahresgewinne dieser Banken 

in der Zeit zwischen 2007 and 2014, insgesamt ca. EUR 196 Mrd., in der Form von Dividenden ausge-

schüttet wurden. Andere Ausschüttungen, z.B. auf AT1-Instrumente sowie Aktienrückkäufe, sind darin 

nicht enthalten.13 Für die 25 untersuchten deutschen Institute beliefen sich die Dividendenzahlungen in 

diesem Zeitraum auf insgesamt EUR 27 Mrd., das entspricht ca. 24% der Gewinne. 
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2. Kreditversorgung deutscher und europäischer Unternehmen 

a. Lage vor Ausbruch der Covid-19-Krise 

Die Antragsteller äußern die Sorge, daß durch die Einführung der finale Basel III-Standards die 

Kreditversorgung deutscher und europäischer Unternehmen gefährdet werden könnte. Dieses 

Argument wird von Vertretern des Bankensektors seit Beginn der Basel III-Einführung regelmäßig ins 

Treffen geführt. In der Realität waren allerdings bis zum Ausbruch der Covid-19-Krise – trotz der bereits 

fortgeschrittenen Umsetzung von Basel III – keine Anzeichen einer Kreditverknappung nachweisbar. 

Die letzte Umfrage der EZB zur (SAFE “Access to Finance for Enterprises”) im März 202014, kurz vor 

dem Ausbruch der Covid-19-Krise, ergab, wie schon seit 201515, daß die Verfügbarkeit von Kredit von 

KMUs in der Eurozone16 zu diesem Zeitpunkt als die geringste Herausforderung wahrgenommen 

wurde. Stattdessen gab es eher Bedenken, daß die Schuldentragfähigkeit, sowohl der öffentlichen als 

auch der privaten Haushalte und Unternehmen im Falle einer dauerhaften Konjunkturabschwunges 

trotz des historisch niedrigen Zinsniveaus bedroht sein könnte.17 

Bereits vor Covid-19-Krise zeichnete eine Eintrübung des Investitionsklima ab. Angesichts der 

nachlassenden Konjunktur in der Eurozone sowie zunehmender geopolitischer Risiken (z.B. Brexit, 

USA-China) war der Ifo-Geschäftsklimaindex in Deutschland bereits im Jahresverlauf 2019 von 99,1 

Punkten im Januar 201918 auf 95,9 Punkte im Januar 202019 gesunken. Der GfK-Indikator für 

Konsumbereitschaft in Deutschland gab im gleichen Zeitraum ebenfalls nach, von 57.5 auf 55.5 

Punkte.20 Angesichts der konjunkturell bedingten schwachen Nachfrage war eine Kreditklemme daher 

zu diesem Zeitpunkt weder in Deutschland noch in der EU insgesamt absehbar. 

b. Maßnahmen zur Bewältigung der Covid-19-Krise 

Die Covid-19-Krise hat die Wirtschaftslage dramatisch verändert. Um die krisenbedingt bereits 

eingetretenen, und weiter zu erwartenden wirtschaftlichen und finanziellen Folgen abzufangen, wurden 

auf europäischer Ebene und in Deutschland zahlreiche Unterstützungsmaßnahmen ergriffen. 

Am 19 Juni 2020 hat das Europäische Parliament ein von der Kommission vorgeschlagenes 

Maßnahmenpaket angenommen, durch das die Kreditvergabe durch den Bankensektor im Gefolge der 

Covid-19-Krise erleichtert werden soll (“Covid-19 Quick Fix”). Das Paket enhält eine Reihe von 

erheblichen Erleichterungen der aktuell in CRR II/CRD V vorgesehenen Kapitalanforderungen, die 

vorwiegend durch die Erstreckung bzw. Vorziehung von Einführungsfristen ermöglicht werden. Diese 

Maßnahmen sind insgesamt zu begrüßen, da sie die im Regelwerk vorgesehenen antizyklischen 

Steuerungsinstsrumente nutzen und die Umsetzung bereits beschlossener neuer Anforderungen 

verschieben, aber nicht in Frage stellen.21 Zwei Kritikpunkte müssen aber dennoch erwähnt werden: 

▪ Die Erleichterungen wurden gewährt, ohne daß den Begünstigten im Gegenzug Bedingungen 

auferlegt wurden, vor allem was den Kapitalerhalt betrifft. Die Verabschiedung des Covid-19-

Maßnahmenpakets hätte eine Gelegenheit geboten, die bisher lediglich als Empfehlungen der 

EZB22 und EBA23 formulierten Einschränkungen auf Ausschüttungen verbindlich zu machen. Dies 

ist bedauerlich, da es auch ein positives Zeichen an die Öffentlichkeit gewesen wäre, wenn man 

diese Zugeständnisse etwas deutlicher und konsequenter mit dem Ziel verbunden hätte, die 

Kapitalbasis des Bankensektors zu stärken und damit einen Beitrag zur Finanzstabilität zu leisten. 

▪ Zudem wurde die Umsetzung der IFRS 9-Standards zur Ermittlung notleidender Kredite und 

Rückstellungen um weitere zwei Jahre verschoben. Diese Bestimmung ist von zentraler Bedeutung 

um die in Europa nach wie vor bedenklich hohen Bestände an notleidenden Krediten (NPLs) besser 

erfassen und schrittweise abbauen zu können. Bereits vor dem Einschreiten der EU-Gesetzgeber 

hatten die EZB und EBA24 den Banken weitgehende Ermessensspielräume bei der Beurteilung 

erwarteter Kreditverluste )”Expected Credit Loss, ECL) gewährt.25 Damit wäre unseres Erachtens 

dem Zweck einer vorübergehenden Krisenmaßnahme gedient gewesen, ohne deshalb die bereits 
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lange überfällige, vom Bankensektor jedoch heftig abgelehnte Einführung des IFRS-9-Standards 

de facto für weitere zwei Jahre zu suspendieren. 

Neben den genannten legislativen Maßnahmen wurden auch seitens Europäischen Zentralbank und 

der europäischen und nationalen Zentralbanken und Aufsichtbehörden zahlreiche Maßnahmen in Kraft 

gesetzt, um den Bankensektor zu stützen und die Kreditvergabe aufrechtzuerhalten: 

▪ In ihrer Mitteilung von 12. März26 kündigte die EZB an, daß es Banken ermöglicht wird, Kapital- und 

Liquiditätspuffer, einschließlich des Kapitalerhaltungspuffers (Capital Conservation Buffer, CCB) 

und der Säule-2-Empfehlung (Pillar 2 Guidance, P2G), bis auf Weiteres vollständig zu nutzen. 

Zudem wird den Banken erlaubt, die Säule-2-Anforderung auch mit Kapitalinstrumenten zu erfüllen, 

die nicht die Eigenschaften von hartem Kernkapital aufweisen, beispielsweise Instrumente des 

zusätzlichen Kernkapitals oder des Ergänzungskapitals. Gleichzeitig wurden die zuständigen 

Behörden in den Mitgliedstaaten aufgefordert, die antizyklischen Kapitalpuffer (Countercyclical 

Capital Buffer, CCyB) zu lockern. Die EZB schätzt, daß allein diese Maßnahmen ca. EUR 120 Mrd. 

an Kapitalerleichterungen für den Bankensektor bewirken und dadurch zusätzliche Kreditvergabe 

von bis zu EUR 1.8 Bio. ermöglichen.27 

▪ Am 18. März kündigte die EZB ein neues, erweitertes Ankaufprogramm mit einem Volumen von 

EUR 750 Mrd. an (Pandemic Emergency Purchasing Programme, PEPP)28, das ein bereits früher 

verlautbartes Programm von EUR 120 Mrd. auf ein Gesamtvolumen von EUR 870 Mrd. ergänzt. 

Damit soll der Bankensektor weiterhin stabilisiert und die Kreditvergabe an Unternehmen und 

Haushalte während der Covid-19-Krise gewährleistet werden. 

▪ Am 19 März verlautbarte die Europäische Kommission eine neue Mitteilung 29. Mit Verweis auf Art. 

107 Abs. 2 und 3 AEUV, bestätigte die Kommission, daß staatliche Beihilfen an Banken, die als 

Ausgleich für direkte, durch den Ausbruch von COVID-19 entstandene Schäden gewährt werden, 

nicht darauf abzielen, die Existenzfähigkeit, Liquidität oder Solvenz eines Instituts zu erhalten oder 

wiederherzustellen und daher nicht als außerordentliche finanzielle Unterstützung aus öffentlichen 

Mitteln im Sinne der Sanierungs- und Abwicklungsrichtlinie (Bank Recovery and Resolution 

Directive, BRRD) einzustufen sind. 

▪ Am 01. April gab der Einheitliche Abwicklungsausschuß (Single Resolution Board, SRB) bekannt, 

daß er “seine Ermessensspielräume und die in Regelwerk vorgesehene Flexibilität nutzen würde, 

um Übergangsfristen und Zwischenziele anzupassen und Zielvorgaben für den Mindestbetrag 

berücksichtigungsfähiger Verbindlichkeiten (Minimum Requirement of Own Funds and Eligible 

Liabilities – MREL) im Einklang mit den Kapitalanforderungen anzupassen, mit besonderer 

Berücksichtigung der Kapitalpuffer.“ 

Die hier aufgezählten Maßnahmen sind nicht vollständig und betreffen nur die EU-Ebene – dazu 

kommen zahlreiche Maßnahmen auf mitgliedstaatlicher Ebene, die von arbeitsrechtlichen Entlastungen 

(Kurzarbeit) bis zu begünstigten Darlehen und direkten Zuschüssen an Unternehmen reichen. Politik 

und Aufsichtsbehörden haben angesichts des externen Schocks rasch reagiert, um mit weitreichenden 

Unterstützungsmaßnahmen eine tiefe Krise der Realwirtschaft und den Finanzsektors abzuwenden. 

Angesichts der Vielzahl der bereits ergriffenen geldpolitischen, fiskalischen und aufsichtsrechtlichen 

Notmaßnahmen besteht unseres Erachtens kein Grund, notwendige langfristige Gesetzgebungs-

vorhaben in Frage zu stellen, welche gerade darauf abzielen die Fähigkeit des Bankensektors stärken, 

solche Krisen künftig besser zu bewältigen. 

c. Kapitalanforderungen und Kreditvergabe 

Im gegenständlichen Antrag wird das weit verbreitete, aber erwiesen fehlerhafte, Argument 

vorgebracht, daß erhöhte Kapitalanforderungen zwangsläufig eine Verknappung des Kreditversorgung 

zur Folge haben. Daß dies nicht zutrifft, sondern im Gegenteil Banken mit einer stärkeren 
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Kapitalunterlegung besser in der Lage sind, über den Konjunkturyzklus hinweg Kredite zur Verfügung 

zu stellen, wurde an anderer Stelle bereits ausgeführt. Grund dafür ist, daß die Kapitalkosten eines 

Unternehmens grundsätzlich eine Reflektion seiner Ertrags- und Kapitalstärke sind. Banken die von 

Anlegern aufgrund ihrer schwachen Kapitalausstattung als eher insolvenzgefährdet wahrgenommen 

werden, z.B. in Falle von konjunkturbedingt rasch steigenden Kreditausfällen, werden am Kapitalmarkt 

niedriger bewertet und müssen sich zu höheren Kosten finanzieren.30 Dieser Effekt wurde bei großen 

Instituten bisher weitgehend dadurch überlagert, daß Anleger im Falle einer Insolvenzgefahr eine 

öffentliche Bestandsgarantie für “systemrelevante” Institute (SRIs) voraussetzten. Die seit 2014 

getroffenen Maßnahmen zum Abbau dieser systemischen Risiken haben diese Finanzierungsvorteile 

von SRIs zwar verringert aber immer noch nicht vollständig beseitigt. Dies liegt nicht zuletzt daran, daß 

weiterhin erhebliche Zweifel bestehen, ob G-SRI oder große A-SRI im Ernstfall tatsächlich nach der 

Sanierungs- und Abwicklungsrichtline abgewickelt werden können ohne daß zur Stabilisierung doch 

wieder auf öffentliche Mittel zurückgegriffen werden muß. Der frühere Leiter der wissenschaftlichen 

Dienstes der BIZ, Hyung-Song Shin, faßt diesen Zusammenhang folgendermaßen zusammen: 

„The foundation for lending is the bank’s own funds – its capital. Otherwise, any additional lending may 

end up being fair weather lending that will vanish at the first sign of trouble.“31 

3. Entlastung kleinerer und mittlerer Banken 

Ein ausdrückliches Ziel für die Einführung eines “Output Floors” ist die Herstellung fairer 

Wettbewerbsbedingungen (‘level playing field’) innerhalb des Bankensektors. Die Verwendung von 

internen Modellen ist grundsätzlich auf größere Institute beschränkt, denen es möglich ist, die 

erheblichen Anfangsinvestitionen und den Betriebsaufwand für die Einführung und Nutzung dieser 

Modelle zu rechtfertigen. Dagegen operieren die meisten kleineren, und auch viele mittelgroße Institute 

auf Basis des KSA, der in der Regel höhere Risikogewichte für Kreditengagements derselben 

Risikoklasse vorsieht als sich aus der Anwendung von IRB-A, oder auch F-IRB, ergeben. Die daraus 

resultierenden Vorteile für Großbanken sollen durch die Einführung des Output Floors weitgehend 

neutralisiert werden. 
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C. Wesentliche Punkte des Antrags 

1. Umsetzung des Output Floors 

Die Umsetzung des Output Floors in seiner aktuellen Form durch die EU-Institutionen und 

Mitgliedstaaten ist im Interesse der Finanzstabilität zu befürworten. Eine Beschränkung der 

Verwendung interner Modelle war lange überfällig um die Glaubwürdigkeit des gesamten 

risikogewichteten Regelwerks unter “Basel III” wiederherzustellen. 32 In diesem Hinblick kann auf die 

Meinung der EBA verwiesen werden: 

“The output floor is one of the global measures aimed at restoring the credibility of internal models used 

for regulatory capital purposes. Not implementing this measure would undermine the credibility of 

internal models in the EU. Given the significant efforts by EU and national competent authorities to 

ensure the continued use of internal models and in the light of the initiatives aimed at ensuring a 

harmonised implementation of internal models — including the efforts by the EBA to harmonise the 

regulatory framework — it is considered of utmost importance that the output floor is implemented in 

the EU.”33 

Die vom Basler Ausschuß empfohlene Kalibrierung des Output Floors bei 72.5% stellt in der Tat bereits 

einen beträchtlichen Verhandlungserfolg der Bankenverbände dar: zu Beginn der Verhandlungen 

waren deutlich höhere Werte im Gespräch. Bis zum 31. Dezember 2017 gab es unter “Basel II” bereits 

einen vergleichbaren Capital Floor – dieser lag bei 80% des nach “Basel I” berechneten Kapitals (Art. 

500 CRR I). 

Eine nur teilweise Anwendung des Output Floors, wie sie in der Auswirkungsstudie der EBA als 

Szenario erörtert wird34, ist unseres Erachtens nicht sinnvoll sondern sogar kontraproduktiv. Sie würde 

nicht nur die Umsetzung weiter komplizieren sondern auch die Verläßlichkeit Deutschlands und der EU 

als Partner in internationalen Abkommen in Frage stellen. In diesem Sinne empfiehlt auch die EBA eine 

durchgängige Anwendung des Output Floors auf alle Kapitalbestandteile: 

“On the basis of a careful evaluation of the mechanics of the floor, the EBA concludes that the revised 

framework should be implemented by using the floored RWAs as a basis for all the capital layers, 

including the SRB and P2R. This implementation makes the output floor the most straightforward to 

calculate and disclose, with an uncomplicated assessment of whether or not the institution’s capital 

ratios (common equity tier 1 (CET1), tier 1 and total capital ratio) comply with the corresponding 

requirements, allowing for transparency and comparability.”35 

Es erscheint vorstellbar, daß es durch die Einführung des Output Floors in bestimmten Fällen möglich 

sein könnte, die verbindlichen Säule 2-Anforderungen (P2R) eines Instituts zu reduzieren, wenn diese 

von der Behörde in Anbetracht von Risiken verhängt wurden, die von den internen Risikomodellen der 

Bank ausgehen und künftig durch den Output Floor vollständig kompensiert würden. Eine Anpassung 

(Verringerung) des systemischen Risikopuffers (Systemic Risk Buffer, SRB), wie sie in dem Antrag 

erwogen wird, erscheint dagegen weniger plausibel, da dieser Puffer ausdrücklich systemische Risiken 

abdecken soll. 

2. “Proportionalitäts-Check” für kleinere und mittlere Institute 

Die Beibehaltung und Förderung einer diversen, und damit stabileren Bankenlandschaft in Europa im 

Allgemeinen, und in Deutschland im Besonderen, ist ein wichtiger Beitrag zur Finanzstabilität und zur 

effizienten Versorgung von Unternehmen und Haushalten mit Kredit und anderen Finanz-

dienstleistungen. Maßnahmen, welche die Wettbewerbsfähigkeit von kleineren und mittleren Instituten 

stärken, sind daher grundsätzlich begrüßenswert, solange sie nicht zu Lasten der Finanzstabilität 

gehen. Eine Proportionalitätsprüfung ist im europäischen Gesetzgebungsverfahren bereits vorgesehen 

und wird auch regelmäßig praktiziert. 
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Daß kleinere und mittlere Institute von der zunehmenden Komplexität der Finanzgesetzgebung und 

den damit einhergehenden Berichts- und Compliancepflichten besonders stark betroffen sind, ist 

nachvollziehbar. Allerdings ist auch festzustellen, daß ein großer Teil dieser Komplexität auf Initiativen 

der Bankenverbände zurückzuführen ist und von Partikularinteressen bestimmter Bankengruppen und 

-sektoren vorangetrieben wird. Diese läßt sich gerade am gegenständlichen Vorhaben anschaulich 

illustrieren: die Einführung des Output Floors soll insbesondere kleineren Instituten zu Gute kommen, 

wird aber auch von Verbänden mit vorwiegend kleineren Mitgliedern skeptisch kommentiert bzw. mit 

zahlreichen weiteren Forderungen befrachtet, die im Ergebnis die Komplexität für eben diese Institute 

weiter erhöht. Einer grundlegenden Vereinfachung des Basler Regelwerks, beispielsweise durch eine 

Zusammenlegung der derzeit parallel existierenden IRB-F und IRB-A-Ansätze zugunsten eines 

vereinfachten IRB-F-Ansatzes wäre zweifellos im Sinne der Proportionalität und daher unterstützens-

wert. 
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Der Zentralverband des Deutschen Handwerks 

vertritt die Interessen von 1 Million Handwerksbe-

trieben mit mehr als 5,5 Millionen Beschäftigten 

und ca. 368.000 Auszubildenden. Handwerksbe-

triebe sind auf eine zuverlässige Kreditversor-

gung angewiesen und zählen hierbei insbeson-

dere auf Regionalbanken sowie spezielle Finan-

zierungspartner, wie die Bürgschaftsbanken. 

Durch die Realisierung sinnvoller Finanzierungs-

vorhaben werden viele Arbeitsplätze in Deutsch-

land geschaffen und gesichert.  

Wir danken für die Möglichkeit, im Rahmen der 

öffentlichen Anhörung im Finanzausschuss des 

Deutschen Bundestages zur Umsetzung der Ba-

sel III – Finalisierung in europäisches Recht Stel-

lung nehmen zu können. Denn wenngleich der 

ZDH die Anstrengungen begrüßt, den europäi-

schen Finanzsektor widerstandsfähiger und kri-

senfester zu machen, müssen bei der Umsetzung 

der finalisierten Regelungen von Basel III europä-

ische Spezifika beachtet werden, denen die Ba-

seler Standards bislang nicht genügend Rech-

nung tragen. 

Die jüngsten Auswirkungsstudien der Europäi-

schen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) aus De-

zember 2019, wonach die Eigenkapitalvorgaben 

für Banken in der EU durchschnittlich um 23,6 % 

und für Banken in Deutschland sogar um etwa 

35 % steigen, sind aus unserer Sich sehr besorg-

niserregend.  

Angesichts solcher Erhöhungen müssen wir auf 

mittlere Frist mit einer Einschränkung oder Ver-

teuerung der Bankkredite an die mittelständische 

Wirtschaft und entsprechenden Auswirkungen 

auch für das Handwerk rechnen. 

Bei der Umsetzung der Baseler Regeln in EU-

Recht halten wir daher eine europäische Lösung 

für zielführend, die den bewährten Wirtschafts- 

und Finanzierungsstrukturen in Europa und 

Deutschland angemessen ist.  

Die internationale Zielsetzung, mit der Finalisie-

rung von Basel III keine signifikante Erhöhung der 

Kapitalanforderungen für Banken verursachen zu 

wollen, droht, verfehlt zu werden. Vor allem eine 

zusätzliche Belastung von kleinen, risikoarmen 

Banken wäre nicht gerechtfertigt und hätte ernst-

hafte Auswirkungen auf die Finanzierung von klei-

nen und mittleren Unternehmen (KMU). Hier sind 

die Anforderungen im Sinne des Proportionali-

tätsprinzips entweder auf große, international tä-

tige Institute zu begrenzen oder in der Umsetzung 

so anzupassen, dass kleine sowie mittlere Insti-

tute weder administrativ noch materiell belastet 

werden. 

Der europäische KMU-Korrekturfaktor hat sich 

seit seiner Einführung bewährt, ist aufgrund der 

diversifizierenden Wirkung von KMU-Krediten ri-

sikoseitig gerechtfertigt und adressiert das Markt-

versagen bei der KMU-Finanzierung in Europa. 

Eine Abschaffung des erfolgreichen KMU-Korrek-

turfaktors wäre ein großer Rückschritt mit starken 

Auswirkungen auf die Finanzierung der Realwirt-

schaft. Bei der jüngsten Überarbeitung der EU-Ei-

genkapital- und Liquiditätsvorschriften 

(CRR/CRD) wurde dementsprechend die Beibe-

haltung des KMU-Faktors und die Ausweitung 

des Beleihungsrahmens von 1,5 Mio. EUR auf 

2,5 Mio. EUR beschlossen. Das EU-Parlament 

hat konsequenterweise erst im Juni 2020 im Rah-

men des EU-Bankenpaketes beschlossen, die 

Anwendung des angepassten KMU-Faktors vor-

zuziehen, um Entlastungen im Kreditgeschäft zu 

erreichen.  

Allerdings erkennt der Baseler Ausschuss nach 

wie vor nicht an, dass Mittelstandskredite in 

Deutschland besonders risikoarm sind. So ist der 

KMU-Korrekturfaktor weiterhin kein Bestandteil 

des Basel III – Finalisierungspaketes. Der Baseler 

Ausschuss schlägt stattdessen eine neue Risiko-

gewichtung für KMU innerhalb der Forderungs-

klasse Unternehmen vor. Damit erhalten Unter-

nehmenskredit an KMU unabhängig von der 
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Kredithöhe eine Eigenkapitalunterlegung von 85 

%, sofern die bereits aus der KMU-Definition be-

kannte Grenze von 50 Mio. EUR Jahresumsatz 

nicht überschritten wird. Doch die Gewichtung 

von 85 % bezieht sich ausschließlich auf die For-

derungsklasse Unternehmen, während der KMU-

Faktor als zusätzliche risikoreduzierende Gewich-

tung für Kredite auch auf das Mengengeschäft 

(„Retailgeschäft“) und die durch Immobilien besi-

cherten Kredite abzielt. Bei der Umsetzung des 

Basel III Finalisierungspaketes in EU-Recht muss 

der in der CRR zusätzlich verankerte KMU-Faktor 

erhalten bleiben; eine risikoreduzierte Gewich-

tung der Mittelstandskredite auch in den Forde-

rungsklassen Mengengeschäft sowie durch Im-

mobilien besicherten Positionen muss weiterhin 

möglich sein. 

Zudem lehnen wir die vorgeschlagenen Änderun-

gen der Granularitätskriterien als nicht angemes-

sen ab. Die existierende europäische Definition 

von Granularität in Retailportfolios funktioniert 

gut. Sie ermöglicht Banken, kleinteilige Portfolios 

mit weniger Eigenkapital zu hinterlegen, da die 

Diversifizierung das Risiko senkt. So werden un-

ter anderem Mittelstandskredite zu günstigen 

Konditionen ermöglicht. Die Finalisierung von Ba-

sel III sieht dagegen vor, dass einzelne Kredite 

grundsätzlich nur dann dem Mengengeschäft zu-

geordnet werden dürfen, wenn ihr Volumen gerin-

ger ist als 0,2 % des gesamten Mengengeschäf-

tes. Dieses sogenannte Granularitätskriterium 

stellte bisher lediglich eine bloße Empfehlung des 

Basler Ausschusses an die Aufseher dar („wei-

ches" Kriterium). Mit der Basel III-Finalisierung 

wird das Granularitätskriterium „gehärtet" und soll 

als verbindliches, zusätzliches Kriterium zur An-

wendung gelangen.  

Nationale Aufseher dürften nur davon abweichen, 

wenn sie andere Methoden anwenden, die eine 

angemessene Diversifizierung des Mengenport-

folios sicherstellen. Die Härtung des Granulari-

tätskriteriums verteuert die Mittelstandsfinan-

zierung gerade bei kleineren Banken mit über-

schaubarem Retailkreditportfolio, weil sie das 

Größenkriterium nicht erreichen und die Kredite 

damit nicht in die privilegierte Anrechnung des 

Mengengeschäfts (75 %) gelangen. Umfasst das 

Mengengeschäfts-Portfolio einer Bank beispiels-

weise ein Volumen von rund 100 Millionen EUR, 

würde der Schwellenwert für die Zuordnung zum 

Mengengeschäft von 1 Million Euro auf etwa 

200.000 EUR je Kredit sinken.  

Alle größeren Mittelstandskredite müssten mit ei-

nem Risikogewicht in Höhe von 100 % (statt 75 

%) mit Eigenmitteln unterlegt werden, was mit ei-

ner Verteuerung dieser Kredite einherginge. 

Kleine Regionalbanken werden zudem durch den 

niedrigen möglichen Expositionsbetrag entspre-

chend ihres kleineren Retailportfolios im Wettbe-

werb deutlich benachteiligt. Zudem müsste ein 

und derselbe Kredit mit ein und demselben Risi-

kogehalt von Bank zu Bank je nach Höhe dessen 

Retailportfolios mit unterschiedlich viel Eigenkapi-

tal unterlegt werden. Im Interesse des Mittel-

stands muss bei der Umsetzung der neuen Base-

ler Regeln in Europa an der aktuellen Regelung 

der CRR (Art. 123) festgehalten werden: Diese 

ermöglicht es auf Basis qualitativer Kriterien Mit-

telstandskredite mit einem Volumen von bis zu 

1 Million Euro dem Mengengeschäft zuzuordnen. 

Das harte Granularitätskriterium sollte im EU-

Recht nicht umgesetzt werden. 

Auch die neuen Eigenkapitalvorgaben für nicht 

gezogene Kreditlinien sind nach unserer Ein-

schätzung nicht gerechtfertigt. Viele KMU nutzen 

Kreditlinien, um im Eventualfall einen Liquiditäts-

puffer zu haben (hat sich gerade in der aktuellen 

Phase der Covid 19 – Pandemie als Vorteil her-

ausgestellt). Diese Kreditlinien müssen von Ban-

ken momentan nur mit Eigenkapital hinterlegt 

werden, wenn sie vom Kunden abgerufen wer-

den, da erst dann ein Risiko entsteht. Die Einfüh-

rung eines Kreditkonversionsfaktors von 10% für 
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den ungenutzten Umfang der Kreditlinie wäre 

nicht gerechtfertigt. 

Des Weiteren sieht die Überarbeitung des Kre-

ditrisikostandardansatzes vor, dass neben Staa-

ten nur noch Banken mit einer „Grade A-Klassifi-

zierung“ berücksichtigungsfähige Sicherheiten-

geber sein können. Eine solche Einschränkung 

hätte fatale Auswirkungen auf den Zugang zu Fi-

nanzierung für Unternehmen ohne (ausrei-

chende) Sicherheiten.  

Auch bei der Umsetzung der Immobilienregelun-

gen des Basel III – Finalisierungspaketes sehen 

wir dringenden Nachbesserungsbedarf. Investiti-

onen in Immobilien werden in Deutschland über-

wiegend über Banken finanziert. Gemäß der Ba-

seler Vorschläge soll die Methode für die Berech-

nung der Risikogewichtung von Krediten, die mit 

Immobilien besichert sind, neu ausgestaltet wer-

den. Künftig soll die Beleihungsquote „Loan-to-

Value" (LTV) maßgeblich für das Risikogewicht 

sein. Sie beschreibt das prozentuale Verhältnis 

der Kreditforderung zum Wert der gestellten Im-

mobiliensicherheit bei Vertragsbeginn. Je niedri-

ger der errechnete Prozentwert ausfällt, desto ge-

ringer ist auch das entsprechende Ausfallrisiko für 

die kreditgebende Bank und die entsprechende 

Kapitalanforderung. Entscheidend ist nun nur 

noch die Immobilienbewertung bei Vertragsbe-

ginn, zwischenzeitliche Wertsteigerungen der be-

sicherten Immobilie bzw. des Grundstückes wir-

ken sich künftig nicht mehr eigenkapitalminimie-

rend aus. Neben der LTV ist zu prüfen, ob die 

Rückzahlung der Forderung im Wesentlichen von 

den aus der Immobilie erwirtschafteten Zahlungs-

strömen abhängt. Das ist bei nahezu allen Wirt-

schaftsimmobilien (z. B. Büros, Produktionsanla-

gen, etc.) und wohnwirtschaftlichen Investitionen 

der Fall. Besteht eine Abhängigkeit von diesen 

Cashflows, legt das finale Papier für die Finanzie-

rung von Wirtschaftsimmobilien eine deutlich hö-

here Risikogewichtung von 70 % bis 110 % als 

bisher (50 %) fest. Auch die Gewichtung von 

wohnwirtschaftlichen Krediten fällt unter Umstän-

den mit 30 % bis 105 % deutlich höher aus als 

bisher (35 %). In der Folge muss das Kreditinstitut 

mehr Eigenkapital vorhalten, was die Vergabe 

von Wirtschaftsimmobilienkrediten erschweren 

dürfte.  

Aufgrund der hohen Werthaltigkeit gesicherter 

Kredite und der stabilen Wertentwicklung in 

Deutschland ist die Erhöhung der Risikogewich-

tung für den deutschen Kreditmarkt nicht nach-

vollziehbar. Die Differenzierung der Risikoge-

wichte nach dem Risikogehalt des jeweiligen Im-

mobilienmarktes ist deshalb dringend erforder-

lich. Die im LTV-Ansatz vorgeschlagene Risiko-

gewichtung ist nicht risikosensitiv genug und kann 

daher nicht die Besonderheiten des deutschen 

Immobilienmarktes widerspiegeln. Daher ist bei 

mit Immobilien besicherten Krediten auf eine 

übermäßige Steigerung der Risikogewichtungen 

unbedingt zu verzichten. 

Abschließend noch ein kurzer Hinweis: Die Euro-

päische Kommission hat angekündigt, in Q3/2020 

die Eignung bestehender Eigenkapitalanforde-

rungen für grüne Vermögenswerte zu prüfen. In 

keinem Fall darf Risikogewichtung als Subventi-

onspolitik missbraucht werden. Ein „Grüner Un-

terstützungsfaktor“ lässt sich aufsichtsrechtlich 

nicht rechtfertigen und würde die Stabilität des Fi-

nanzmarkts gefährden. 

./. 
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